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Das Rahmenprogramm Integrierte Stadtteilentwicklung (RISE) fördert leben-
dige stabile Quartiere und damit den sozialen Zusammenhalt in der Stadt. 
Es sichert Teilhabe und Zugang zu bezahlbarem Wohnraum für alle in der 
ganzen Stadt. Das Rahmenprogramm Integrierte Stadtteilentwicklung – RISE 
fasst die Programme der Städtebauförderung unter einem Dach zusammen, 
mit dem Ziel, Quartiere mit besonderem Entwicklungsbedarf städtebaulich 
aufzuwerten und sozial zu stabilisieren. Damit soll ein Betrag geleistet 
werden, Hamburg als gerechte und lebenswerte Stadt weiterzuentwickeln. 

Die Lebensqualität in den Quartieren wird durch Investitionen in die Bildungs-
infrastruktur und soziale Infrastruktur, in das Wohnumfeld, in die Qualifizierung 
öffentlicher Plätze, Freiflächen und Grünanlagen sowie Stärkung von Versorgungs-
strukturen verbessert. In den RISE-Fördergebieten werden Nachverdichtungspoten-
ziale aktiviert, Neubaupotenziale erschlossen und Wohnungsbestände stabilisiert 
und damit zur Entlastung des Wohnungsmarkts und zu einer angemessenen 
Wohnraumversorgung für unterschiedliche Bevölkerungsgruppen beigetragen. 

Fördergebiete der Integrierten Stadtteilentwicklung werden sowohl in Bestands-
quartieren als auch in neuen, wachsenden Quartieren festgelegt: um die neu 
hinzuziehenden Menschen zu integrieren und um das neue Quartier mit den 
bestehenden Nachbarschaften eng zu verknüpfen und eine stabile Quartiersent-
wicklung zu ermöglichen.

Um Verfahren und Prozesse der Quartiersentwicklung transparent darzustellen 
und Hilfestellungen für die Gebietsentwicklung in der Praxis zu liefern, umfasst 
dieser Leitfaden die verschiedenen Stufen des Prozesses von der Vorbereitung 
bis zur Beendigung eines RISE-Fördergebiets. 

Er ist in Abstimmung mit den RISE-Koordinatorinnen und -Koordinatoren der 
Bezirksämter (BÄ) entstanden. Auch die Gebietsentwicklerinnen und Gebiets-
entwickler sowie die RISE-Koordinatorinnen und -Koordinatoren der Behörden 
wurden einbezogen. Es wurden zahlreiche Wünsche, Anregungen und Hinweise 
geäußert. Der alte Leitfaden für die Praxis wurde daher grundlegend überarbeitet. 
Allen an der Weiterentwicklung beteiligten Kolleginnen und Kollegen danken wir. 
Mit dem vorliegenden Leitfaden hoffen wir, eine echte Arbeitshilfe für alle Kolle-
ginnen und Kollegen anbieten zu können, die in der Praxis das Rahmenprogramm 
Integrierte Stadtteilentwicklung umsetzen. Für weitere Anregungen und Hinweise 
sind wir jederzeit dankbar. Dieser Leitfaden soll als lernendes Produkt um weitere 
Bausteine erweitert und soweit erforderlich aktualisiert werden.

1	 Vorbemerkung
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Zielsetzungen des Leitfadens für die Praxis
Der Leitfaden für die Praxis stellt neben der Globalrichtlinie RISE und den För-
derrichtlinien RISE eine dritte Säule für die Umsetzung des Rahmenprogramms 
Integrierte Stadtteilentwicklung – RISE dar.

Der Leitfaden dient in diesem Dreiklang als Arbeitshilfe für die Praxis und richtet 
sich an die für RISE zuständigen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Bezirks-
ämter und die beauftragen Gebietsentwicklerinnen und Gebietsentwickler 
sowie die Fachbehörden, die an der Integrierten Stadtteilentwicklung in RISE-
Fördergebieten mitwirken. Die benannten Akteurinnen und Akteure waren an 
der Weiterentwicklung dieses Leitfadens für die Praxis beteiligt. 

Mit dem Leitfaden sollen Verfahren und Vorgaben aus der Globalrichtlinie RISE und 
den Förderrichtlinien RISE verständlich dargestellt sowie Hilfestellungen für deren 
praktische Anwendung gegeben werden. Ziel ist es, in der Fülle von Maßstäben, 
Prozessen und Meilensteinen eine Orientierung zu geben und die Abstimmun-
gen innerhalb der RISE-Verfahren sowie zu den Konzepten und Bilanzierungen 
einheitlicher und effizienter zu gestalten. Anforderungen an die Konzepte und 
Bilanzierungen sollen transparent gemacht und anhand von Mustergliederungen 
und -vorlagen verständlich erläutert werden. Hilfestellungen für die Anwendung 
bestimmter Methoden sollen die Konzepterstellung im Sinne von Standardisie-
rungen erleichtern. Der Leitfaden illustriert die verschiedenen Verfahrensschritte 
und Meilensteine im Gebietsentwicklungsprozess und soll dabei unterstützen, 
einheitliche Qualitätsstandards in der Umsetzung der Verfahren zu erreichen. 

2.	� Ziel und Zweck des Leitfadens  
für die Praxis

Abbildung 1: Dreiklang der Grundlagen für die Umsetzung von RISE 
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Darüber hinaus waren aufgrund der Weiterentwicklung der Programme der Bund-
Länder-Städtebauförderung sowie der Anpassungen der Globalrichtlinie RISE und 
der Förderrichtlinien RISE Aktualisierungen des alten Leitfadens erforderlich. Auf 
die daraus resultierenden Anforderungen an die Verfahren wird im Folgenden 
ebenso eingegangen. 

Zentrale gesellschaftliche Herausforderungen und Rahmenbedingungen
Zentrale gesellschaftliche Herausforderungen wie insbesondere die Belange des 
Klimaschutzes und der Klimafolgenanpassung sowie die Digitalisierung der 
Verfahren sind auch bei der Umsetzung des Rahmenprogramms Integrierte Stadt-
teilentwicklung von großer Bedeutung. Sie werden im Leitfaden jeweils im Kontext 
der Gebietsentwicklung aufgegriffen und erläutert. Maßnahmen zum Klimaschutz 
und zur Klimafolgenanpassung sind sowohl in der Städtebauförderung als auch 
nach Maßgabe des Hamburger Klimaplans unabdingbar. Hinweise zur praktischen 
Umsetzung finden sich daher unter den Fördervoraussetzungen und zum RISE-
Handlungsfeld selbst (vgl. Kapitel 3.2.3 und 3.3.3.4). Hamburg verfolgt konsequent 
die Digitalisierung von Verwaltungsleistungen im Sinne des Onlinezugangsgesetzes 
(OZG). Insbesondere die digitalen Angebote und Dienste im Kontext der Städte-
bauförderung (z. B. das Sozialmonitoring oder das Cockpit Städtische Infrastrukturen 
(CoSI), vgl. Kapitel 3.4.1), das papierlose Anmelde- und Bestätigungsverfahren zur 
Bewilligung von Fördermitteln (RISE-Datenbankverfahren; vgl. Kapitel 5.2), oder 
das Digitale Partizipationssystem (DIPAS) zur Durchführung von Beteiligungsver-
fahren (vgl. Kapitel 3.2.2) tragen zudem auf vielfältige Weise zu einer effektiven 
Umsetzung von RISE bei. 

Beteiligung und Aktivierung von Bewohnerinnen und Bewohnern sowie der ver-
schiedenen Akteursgruppen im Quartier sind für die gesellschaftliche Akzeptanz 
von zunehmender Relevanz und werden daher ebenfalls im Leitfaden in den ver-
schiedenen Kapiteln hervorgehoben. 

Ressortübergreifende Strategie des Rahmenprogramms Integrierte 
Stadtteilentwicklung
Das Rahmenprogramm Integrierte Stadtteilentwicklung fördert lebendige stabile Quar-
tiere in der Stadt. Es trägt dazu bei, Teilhabe und Zugang zu bezahlbarem Wohnraum 
für alle in der ganzen Stadt zu sichern. Hamburg soll als gerechte und lebenswerte 
Stadt weiterentwickelt und der soziale Zusammenhalt soll gestärkt werden. RISE 
fasst die Programme der Städtebauförderung unter einem Dach zusammen, mit dem 
Ziel, Quartiere mit besonderem Entwicklungsbedarf städtebaulich aufzuwerten und 
sozial zu stabilisieren. Die Lebensqualität in den Quartieren wird durch Investitionen 
in die Bildungsinfrastruktur und soziale Infrastruktur, in das Wohnumfeld, in die 
Qualifizierung öffentlicher Plätze, Freiflächen und Grünanlagen, die Stärkung von 
Versorgungsstrukturen sowie in viele weitere Handlungsfelder verbessert. 
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Kernelement in der Integrierten Stadtteilentwicklung ist das integrierte, ganz-
heitliche Handeln in der Gebietsentwicklung. In Kooperation und fachlich über-
greifend werden mit Behörden, Dritten und lokalen Akteurinnen und Akteuren 
die vielfältigen Herausforderungen in den RISE-Handlungsfeldern aufgegriffen, 
um die Lebensqualität, den sozialen Zusammenhalt und die Chancengerechtigkeit 
für die Bewohnerinnen und Bewohner zu verbessern.

Über die Städtebauförderungsprogramme hinaus werden behördenübergrei-
fende Maßnahmen1 und Ressourcen aus den entsprechenden Fachpolitiken und 
Strategien in den RISE-Fördergebieten gebündelt. Gemeinsam vereinbarte Maß-
nahmen werden in Übereinstimmung mit den Zielen der Quartiersentwicklung in 
das Integrierte Entwicklungskonzept (IEK), das als strategisches Instrument der 
RISE-Gebietsentwicklung fungiert, aufgenommen.

1	� Im Leitfaden werden die Begriffe Projekte, Maßnahmen und Vorhaben grundsätzlich synonym verwendet, soweit 
nicht explizit etwas anderes ausgesagt ist. Diese Terminologie unterscheiden sich von den Begrifflichkeiten im 
papierlosen Anmelde- und Bestätigungsverfahrens (Datenbankverfahren), das von übergeordneten Projekten 
und dem Projekt zugeordneten Teilprojekten spricht.
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3.	� Rechtliche Grundlagen und  
Fördervoraussetzungen
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In diesem Kapitel wird der rechtliche Rahmen für die Umsetzung von RISE er-
läutert, der durch die Städtebauförderung vorgegeben ist und sich ergänzend 
aus weiteren Vorgaben, zum Beispiel aus dem Haushaltsrecht, ergibt. Ergänzt 
wird dieser Rahmen durch Hinweise zu Methoden und Qualitätsanforderungen. 

3.1	� Rechtliche Grundlagen des  
Rahmenprogramms Integrierte Stadtteilentwicklung

3.1.1	Grundlage der Bund-Länder-Städtebauförderung
Die Gewährung von Bundesmitteln für die Städtebauförderung bzw. für RISE erfolgt 
auf der Grundlage von Art. 104 b Grundgesetz in Verbindung mit § 164 Bauge-
setzbuch (BauGB). Grundlage für die Bund-Länder-Städtebauförderung bildet 
die jährliche Verwaltungsvereinbarung über die Gewährung von Finanzhilfen des 
Bundes an die Länder zur Förderung städtebaulicher Gesamtmaßnahmen (Verwal-
tungsvereinbarung Städtebauförderung – VV StBauF). Hierin ist die Gewährung 
von Bundesfinanzhilfen für besonders bedeutsame Investitionen in Länder und 
Gemeinden geregelt. Nach § 164b BauGB sollen die Städtebauförderungsmittel 
schwerpunktmäßig eingesetzt werden

•	 zur Stärkung der Innenstädte / Ortsteilzentren in ihrer städtebaulichen 
Funktion unter besonderer Berücksichtigung des Wohnungsbaus und der 
Belange des Denkmalschutzes und der Denkmalpflege,

•	 zur Wiedernutzung von Flächen, insbesondere der in Innenstädten liegenden 
Brachflächen, zur Errichtung von Wohn- und Arbeitsstätten, Gemeinbe-
darfs- und Folgeeinrichtungen sowie von umweltschonenden, kosten- und 
flächensparenden Bauweisen sowie

•	 für städtebauliche Maßnahmen zur Behebung sozialer Missstände. 

In der VV StBauF werden die Höhe der Bundesmittel, die Fördervoraussetzungen, 
die Ausgestaltung der Programme sowie die Gebietsfestlegungen geregelt. Der 
Bund beteiligt sich an der Finanzierung der städtebaulichen Gesamtmaßnahmen (in 
Hamburg: RISE-Fördergebiete) grundsätzlich mit 33,3 % der förderfähigen Kosten. 
Die übrigen 66,6 % muss Hamburg als Komplementärfinanzierung aufbringen. 

Für die Programme gelten die jeweiligen Förderrichtlinien des Landes. In Hamburg 
wird die Bund-Länder-Städtebauförderung im Rahmenprogramm Integrierte Stadt-
teilentwicklung – RISE umgesetzt.

3.	� Rechtliche Grundlagen und  
Fördervoraussetzungen 

S. 12 – 52

3.1 �Rechtliche Grundlagen des Rahmenprogramms Integrierte Stadtteilentwicklung
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3.1.2	Globalrichtlinie RISE und Förderrichtlinien RISE
Die Grundlage für die Umsetzung des Rahmenprogramms Integrierte Stadtteilent-
wicklung bilden die Globalrichtlinie RISE sowie die Förderrichtlinien RISE. Während 
die Globalrichtlinie RISE Zuständigkeiten und Aufgaben des Rahmenprogramms 
Integrierte Stadtteilentwicklung sowie das Vorgehen für die Umsetzung einer 
städtebaulichen Gesamtmaßnahme regelt, sind in den Förderrichtlinien RISE der 
Förderzweck der einzelnen Programme sowie die Förderfähigkeit und Bewilligung 
von Einzelmaßnahmen festgelegt.2 

Globalrichtlinie RISE
Die Globalrichtlinie RISE regelt die Aufgabenwahrnehmung und die Verantwort-
lichkeiten bei der Umsetzung des Rahmenprogramms Integrierte Stadtteilent-
wicklung zwischen der Behörde für Stadtentwicklung und Wohnen (BSW) und 
den Bezirksämtern. Die BSW, Abteilung Integrierte Stadtteilentwicklung (WSB 2), 
nimmt die Rechts- und Fachaufsicht zur Umsetzung des Rahmenprogramms 
Integrierte Stadtteilentwicklung wahr, steuert dazu auf Basis bezirklicher Vor-
überlegungen insbesondere die Festlegung von RISE-Fördergebieten sowie die 
Zuweisung von RISE-Fördermitteln und verantwortet die Ressourcensteuerung 
der Bund-Länder-Städtebauförderung. 

Für die Steuerung des Gebietsentwicklungsprozesses und die operative Durch-
führung der städtebaulichen Gesamtmaßnahmen ist das jeweilige Bezirksamt 
zuständig. Das Bezirksamt übernimmt v. a. die gebietsbezogene Bündelung, 
Steuerung und Verwaltung der Ressourcen für das RISE-Fördergebiet, die Steu-
erung und das Projektmanagement für die im RISE-Fördergebiet umzusetzenden 
Projekte sowie die Erstellung und Qualitätssicherung der Konzepte und Bilanzie-
rungen.3 Im Sinne der ressortübergreifenden Strategie bezieht das zuständige 
Bezirksamt die relevanten Fachpolitiken und Akteurinnen und Akteure in die 
Gebietsentwicklung mit ein. 

Die Globalrichtlinie RISE regelt damit in erster Linie verwaltungsintern die Pro-
zesse zur Umsetzung des Rahmenprogramms Integrierte Stadtteilentwicklung.4

Förderrichtlinien RISE
In den Förderrichtlinien RISE werden die Anforderungen aus der VV StBauF für die 
Umsetzung des Rahmenprogramms Integrierte Stadtteilentwicklung in Hamburg 
konkretisiert. Die Förderrichtlinien RISE regeln, welche Vorhaben, Projekte und Maß-
nahmen allgemein bzw. nach Maßgabe der einzelnen Programme förderfähig sind. Die 

2	 Weitere Informationen zum Rahmenprogramm Integrierte Stadtteilentwicklung unter: www.hamburg.de/rise.

3	� Die Zuständigkeit für die Umsetzung von RISE in den Bezirksämtern obliegt entweder dem Fachamt Stadt- und 
Landschaftsplanung (SL) oder dem Fachamt Sozialraummanagement (SR).

4	� Weitere Informationen zur Globalrichtlinie unter: www.hamburg.de/contentblob/10451110/ee-
d4a3a3ccc73326d87c787512c8f2a0/data/globalrichtlinie-2018.pdf.

https://www.hamburg.de/rise/
https://www.hamburg.de/contentblob/10451110/eed4a3a3ccc73326d87c787512c8f2a0/data/globalrichtlinie-2018.pdf
https://www.hamburg.de/contentblob/10451110/eed4a3a3ccc73326d87c787512c8f2a0/data/globalrichtlinie-2018.pdf
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Förderrichtlinien RISE konkretisieren Förderzweck und Laufzeit der städtebaulichen 
Gesamtmaßnahme (RISE-Fördergebiet) sowie Art, Umfang und Höhe der Förderung 
einzelner Vorhaben, Projekte und Maßnahmen. Weiterhin beschreiben sie das Antrags- 
und Bestätigungsverfahren sowie die besonderen Förderbestimmungen einzelner 
Programme. Die Förderrichtlinien RISE richten sich damit grundsätzlich auch an Dritte.5

3.2	 Voraussetzungen für die Förderung 
Zur Festlegung eines RISE-Fördergebiets und zur weiteren Umsetzung von RISE 
sind grundsätzlich drei Fördervoraussetzungen zu erfüllen.

3.2.1	�Räumliche Abgrenzung des RISE-Fördergebiets und 
Festlegung des Programms

Die Festlegung eines RISE-Fördergebiets erfolgt in einem der Programme der 
Bund-Länder-Städtebauförderung in Abhängigkeit von der Zielsetzung und den 
Handlungsbedarfen des RISE-Fördergebiets. Dazu ist eine räumliche Abgren-
zung des RISE-Fördergebiets notwendig. Programm und räumliche Abgrenzung 
werden auf Basis der bezirklichen Anmeldung zwischen Bezirksamt und WSB 2 
abgestimmt und entsprechend von WSB 2 in der Drucksache zur Festlegung des 
RISE-Fördergebiets durch den Senat oder die Senatskommission für Stadtent-
wicklung und Wohnungsbau (SENKO) aufgeführt. 

Nach der Weiterentwicklung der Bund-Länder-Städtebauförderung gibt es seit 
2020 nur noch drei Programme. Die neue Programmstruktur sorgt für eine stärkere 
Bündelung von Förderzielen. Die Programme haben klare Schwerpunktsetzungen 
und Programmstrategien, umfassen jedoch auch ein breites Spektrum an Themen, 
so dass alle für die Quartiersentwicklung relevanten Handlungsfelder grundsätz-
lich von jedem der drei Programme umfasst sind. Dabei wird dem Klimaschutz 
insgesamt eine substanzielle Relevanz zugeschrieben (vgl. Kapitel 3.2.3).

5	� Weitere Informationen zur Förderrichtlinie RISE unter: www.hamburg.de/contentblob/10365902/3fbd7d6b9c1
9c6f2336aa39d7185eec7/data/foerderrichtlinien-2018.pdf.

Abbildung 2: Programmstruktur Städtebauförderung / RISE
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stärken und stabilisieren. Bau
kulturelles Erbe und historische 
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Sozialer Zusammenhalt – 
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Städtebaulicher Denkmalschutz ist als Querschnittsaufgabe in allen Programmen verankert.

Fördervoraussetzung sind in allen Programmen Maßnahmen des Klimaschutzes bzw. zur Anpassung  
an den Klimawandel, insbesondere durch Verbesserung der grünen Infrastruktur. 

3.2 Voraussetzungen für die Förderung

https://www.hamburg.de/contentblob/10365902/3fbd7d6b9c19c6f2336aa39d7185eec7/data/foerderrichtlinien-2018.pdf
https://www.hamburg.de/contentblob/10365902/3fbd7d6b9c19c6f2336aa39d7185eec7/data/foerderrichtlinien-2018.pdf
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Sozialer Zusammenhalt – Zusammenleben im Quartier gemeinsam gestalten
Gefördert werden städtebauliche Gesamtmaßnahmen zur städtebaulichen Auf
wertung und sozialen Stabilisierung von Quartieren mit besonderem Entwicklungs-
bedarf. Damit soll ein Beitrag zur Wohn- und Lebensqualität und Nutzungsvielfalt, 
zur Verbesserung der Generationengerechtigkeit der Quartiere und zur Integration 
aller Bevölkerungsgruppen sowie zur Stärkung des sozialen Zusammenhalts in 
der Nachbarschaft geleistet werden. 

Das RISE-Fördergebiet kann festgelegt werden als Maßnahmegebiet der Sozialen 
Stadt nach § 171e BauGB oder – soweit erforderlich – als Sanierungsgebiet nach 
§ 142 BauGB. Grundlage ist eine Problem- und Potenzialanalyse (PPA), die im 
Falle der beabsichtigten förmlichen Festlegung als Sanierungsgebiet die Anfor-
derungen an vorbereitende Untersuchungen nach § 141 BauGB erfüllen muss. 

Lebendige Zentren – Erhalt und Entwicklung der Stadt- und Ortskerne
Gefördert werden städtebauliche Gesamtmaßnahmen, die Hauptzentren, Stadtteil-
zentren oder Ortsteilzentren gemäß Hamburger Zentrenkonzept umfassen. Darüber 
hinaus können auch Nahversorgungszentren und -lagen gefördert werden. Ziel 
ist der Erhalt und die Förderung der Nutzungsvielfalt und die Entwicklung dieser 
Zentren zu attraktiven, multifunktionalen und identitätsstiftenden Standorten für 
Wohnen, Arbeiten, Wirtschaft, Kultur und Bildung. Zentrale Versorgungsbereiche, 
die durch Funktionsverluste bedroht sind, sollen stabilisiert und gestärkt werden. 
Dabei sollen das baukulturelle Erbe und historische Ensembles erhalten werden. 

Das RISE-Fördergebiet kann festgelegt werden als Stadtumbaugebiet nach 
§ 171b BauGB, als Maßnahmegebiet der Sozialen Stadt nach § 171e BauGB 
oder – soweit erforderlich – als Sanierungsgebiet nach § 142 BauGB. Grund-
lage ist eine PPA, die im Falle der beabsichtigten förmlichen Festlegung als 
Sanierungsgebiet die Anforderungen an vorbereitende Untersuchungen nach 
§ 141 BauGB erfüllen muss.

Wachstum und nachhaltige Erneuerung – Lebenswerte Quartiere gestalten
Gefördert werden städtebauliche Gesamtmaßnahmen in Quartieren, die vom wirt-
schaftlichen und demografischen Wandel sowie von erheblichen städtebaulichen 
Funktionsverlusten und Strukturveränderungen betroffen sind. Die Maßnahmen 
sollen frühzeitig auf Strukturveränderungen reagieren und den damit verbun-
denen städtebaulichen Auswirkungen entgegenwirken und infrastrukturelle An-
passungsbedarfe bewältigen. Ziel ist es, Wachstum und nachhaltige Erneuerung 
zu lebenswerten Quartieren zu befördern. 

Das RISE-Fördergebiet kann festgelegt werden als Stadtumbaugebiet nach 
§ 171b BauGB oder – soweit erforderlich – als Sanierungsgebiet nach § 142 BauGB. 
Grundlage ist eine PPA, die im Falle der beabsichtigten förmlichen Festlegung 
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als Sanierungsgebiet die Anforderungen an vorbereitende Untersuchungen nach 
§ 141 BauGB erfüllen muss. 

Der städtebauliche Denkmalschutz ist als eigenständiges Programm entfallen 
und kann künftig als Querschnittsaufgabe in allen Programmen berücksichtigt 
werden. Das Programm Zukunft Stadtgrün wird ebenfalls nicht fortgeführt. Es 
beinhaltete Förderschwerpunkte, die ebenfalls als Querschnittsaufgabe in allen 
übrigen Programmen gefördert werden können. Infolge der neuen Fördervor-
aussetzung (vgl. Abb. 2) müssen Maßnahmen des Klimaschutzes, zur Anpassung 
an den Klimawandel und zur Verbesserung der grünen und blauen Infrastruktur 
ohnehin in allen RISE-Fördergebieten umgesetzt werden. 

Die alten Programme Soziale Stadt, Aktive Stadt- und Ortsteilzentren, Stadtumbau, 
Städtebaulicher Denkmalschutz und Zukunft Stadtgrün laufen übergangsweise 
noch bis Ende 2023 weiter. Grundsätzlich wurden alle laufenden RISE-Förderge-
biete, die vor dem 01.01.2020 festgelegt wurden, in die neue Programstruktur 
überführt. RISE-Fördergebiete mit einer nur noch geringen Laufzeit werden in 
den bisher festgelegten Programmen fortgeführt. Die Festlegung eines Quartiers 
in mehreren Programmen ist seit 2020 nicht mehr vorgesehen.

3.2.2	Beteiligung und Aktivierung
Die Stärkung der Mitwirkungsmöglichkeiten und der Eigenaktivität der Be-
wohnerinnen und Bewohner gehört zu den gesamtstädtischen Leitzielen des 
Rahmenprogramms Integrierte Stadtteilentwicklung. Zentrales Anliegen ist es,

•	 Bewohnerinnen und Bewohner sowie sonstige Akteurinnen und Akteure 
zu motivieren, an der Entwicklung des Quartiers, einzelner Projekte oder 
Aktivitäten mitzuwirken,

•	 den sozialen Zusammenhalt im Gebiet zu stärken,

•	 an vorhandene örtliche Potenziale anzuknüpfen, Netzwerke zu stärken und 
weiter auszubauen sowie

•	 dauerhaft tragfähige Strukturen für die Zeit nach der Förderung zu etablieren, 
so dass eine Verstetigung der Beteiligung erzielt wird.

Die Einbeziehung von Bewohnerinnen und Bewohnern sowie von sonstigen Ak-
teurinnen und Akteuren des Quartiers stellt eine grundlegende Voraussetzung 
für den erfolgreichen Entwicklungsprozess dar. 

Zur Steuerung des Gebietsentwicklungsprozesses setzt das Bezirksamt ein Gebiets-
management ein, das auch für die Aktivierung und Beteiligung im Quartier zuständig 
ist. Das Gebietsmanagement besteht in vielen Fällen aus einer Gebietskoordinato-
rin oder einem Gebietskoordinator des Bezirksamts sowie einer oder einem vom 
Bezirksamt beauftragten externen Gebietsentwicklerin oder Gebietsentwickler. 

3.2 Voraussetzungen für die Förderung
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Der Einsatz der Gebietsentwicklerin bzw. des Gebietsentwicklers erfolgt in der 
Regel auf der Grundlage eines Vergütungsrahmenvertrags auf Basis einer EU-
weiten Ausschreibung. Der Vergütungsrahmenvertrag umfasst die Ziele und 
Leistungen der bzw. des Beauftragten und wird in Bezug auf die Aufgaben der 
Gebietsentwicklerin bzw. des Gebietsentwicklers jährlich konkretisiert. Dies 
ermöglicht eine bedarfsgerechte Anpassung und Ausgestaltung der Aufgaben. 
Die übergeordnete Aufgabe der Gebietsentwicklerin bzw. des Gebietsentwicklers 
besteht darin, die Verwaltung bei vielfältigen analytischen und konzeptionellen 
Aufgaben sowie Managementaufgaben zu unterstützen. 

Zu den auf Beteiligung und Aktivierung bezogenen Aufgaben der Gebietsent-
wicklerin bzw. des Gebietsentwicklers gehören:

•	 Sicherstellen einer direkten Ansprache vor Ort,

•	 Organisation und Betreuung eines Stadtteilbüros als Anlaufstelle im Quartier 
und Bewohnertreffpunkt,

•	 Erarbeitung bzw. Fortschreibung IEK unter Einbeziehung der Bewohnerschaft, 
der lokalen Akteurinnen und Akteure und der betroffenen Behörden,

•	 Aktivierung von Bewohnerschaft, Gewerbetreibenden, Eigentümerinnen 
und Eigentümern etc. zur Mitwirkung an der Umsetzung des Gebietsent-
wicklungsprozesses,

•	 Planung und Umsetzung von Vorhaben der Handlungsstrategie des Gender 
Mainstreamings,

•	 Organisation von lokalen Beteiligungsstrukturen und -prozessen  
(Stadtteilbeirat, Arbeitsgruppen u. ä., Gebietsarbeitskreis, Teilnahme an 
Gremien der Bezirkspolitik),

•	 Verwaltung und Abrechnung des Verfügungsfonds und

•	 Beteiligung an stadtweiten, gebietsübergreifenden Veranstaltungen zum 
Wissens- und Erfahrungsaustausch oder der Öffentlichkeitsarbeit, wie z. B. 
Tag der Städtebauförderung. 

Die Gebietsentwicklerin bzw. der Gebietsentwickler soll interkulturelle, soziale Kennt-
nisse und Erfahrungen mitbringen, um der kulturellen Vielfalt in den Quartieren 
gerecht werden zu können. Im Hamburger Integrationskonzept „Wir in Hamburg!“6 
ist dementsprechend das Ziel formuliert, dass alle Leistungsbeschreibungen für 
Gebietsentwicklerinnen und Gebietsentwickler Anforderungen an interkulturelle 
Kompetenzen und Erfahrungen enthalten sollen. 

Die Gebietsentwicklerin bzw. der Gebietsentwickler dokumentiert die Aktivitäten 
während des Jahres und legt diese dem Bezirksamt zu Beginn des folgenden 

6	� Das Hamburger Integrationskonzept 2017: „Wir in Hamburg! Teilhabe, Interkulturelle Öffnung und Zusammenhalt“ 
ist online abrufbar unter: www.hamburg.de/integration/service/115238/integrationskonzept.

https://www.hamburg.de/integration/service/115238/integrationskonzept/
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Jahres in einem Sachstands- und Ergebnisbericht vor. Der Sachstands- und 
Ergebnisbericht stellt die Grundlage für die jährlich zu aktualisierenden und 
verbindlichen Leistungsvereinbarungen dar.

In jedem RISE-Quartier wird ein Stadtteilbüro eingerichtet, das durch die Ge-
bietsentwicklerin bzw. den Gebietsentwickler genutzt wird. Das Stadtteilbüro 
dient zugleich als Informations- und Anlaufstelle für die Bewohnerinnen und 
Bewohner, als Ort der Begegnung und des Austauschs sowie als Treffpunkt für 
lokale Initiativen und Vereine. 

Die Zukunft der Bürgerbeteiligung ist digital!
Für Beteiligungsverfahren, egal ob projekt- oder prozessbezogen, stehen auch 
digitale Beteiligungsinstrumente und Werkzeuge („Tools“) zur Verfügung. So 
bietet insbesondere das stadteigene digitale Partizipationssystem (DIPAS) die 
Möglichkeit, mit Interessierten online oder vor Ort medienbruchfrei in den Dialog 
zu treten und Wünsche, Ideen und Anregungen zu sammeln und in den jeweiligen 
Prozess zu tragen. Dabei verbindet DIPAS das Hamburger Online-Beteiligungstool, 
eine digitale Kartenanwendung, mit digitalen Planungstischen (sogenannten 
Touchtables) zu einem integrierten digitalen System der Bürgerbeteiligung. Da-
mit können Interessierte von zu Hause aus, mobil oder in Veranstaltungen auf 
vielfältige Weise digitale Karten, Luftbilder, 3D-Modelle sowie weitere Geodaten 
abrufen und ein genau lokalisiertes Feedback zu Planungsvorhaben geben. 

DIPAS ist vielfältig einsetzbar. Es kann zu allen Arten der projektbezogenen Be-
teiligung eingesetzt werden (z. B. Beteiligungsverfahren zu Hochbauvorhaben, 
Infrastrukturprojekten, Grün- und Freiraumplanungen) oder auch prozessbeglei-
tend zur Erstellung von PPA, IEK oder Bilanzierungen.

Für individuelle Beratungsgespräche rund um den Einsatz und die Anwendung 
dieser digitalen Werkzeuge und Verfahren, insbesondere auch für die Frage der 
Einbindung der beauftragten Büros und Gebietsentwicklerinnen oder Gebietsent-
wickler, steht die Behörde für Stadtentwicklung und Wohnen, Amt für Landes-
planung und Stadtentwicklung (LP), Abteilung Stadtwerkstatt und Partizipation, 
zur Verfügung. Die im Zusammenhang mit der Anwendung anfallenden Kosten 
können im Rahmen der üblichen Förderung aus RISE-Mitteln finanziert werden. 

Bei der Beteiligung der Bewohnerinnen und Bewohner kommt es darauf an, 
nach Möglichkeit alle im Gebiet lebenden Bevölkerungs- und Sozialgruppen, 
insbesondere auch Menschen mit Migrationshintergrund, einzubeziehen. Darüber 
hinaus sollen die Akteurinnen und Akteure vor Ort wie z. B. Initiativen, Vereine, 
Institutionen und Träger, Eigentümerinnen und Eigentümer, Gewerbetreibende 
und Unternehmen, insbesondere Wohnungsunternehmen, beteiligt werden. Be-
teiligungsprozesse sollen grundsätzlich so gestaltet werden, dass sie für alle 

3.2 Voraussetzungen für die Förderung
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Geschlechter gleichberechtigt zugänglich sind. Unterschiedliche Bedarfe und 
Bedürfnisse sollen in der Planung und Durchführung von Beteiligungsprozessen 
berücksichtigt werden. Um eine möglichst breite Beteiligung zu erreichen, sollten 
unterschiedliche Möglichkeiten genutzt sowie unterschiedliche Veranstaltungen 
zur Ansprache der Bewohnerinnen und Bewohner eingesetzt werden. Die einge-
setzten Methoden sollten kreativ, ansprechend und auf die jeweilige Situation vor 
Ort zugeschnitten sein, um auch Menschen zu erreichen, die in der Regel nicht 
an Beteiligungsveranstaltungen teilnehmen. Weitere Hinweise und Empfehlungen 
zur Beteiligung in der Integrierten Stadtteilentwicklung finden sich im Leitfaden 
zur Beteiligung in der Integrierten Stadtteilentwicklung.7

Auch an der Planung und Umsetzung von konkreten Projekten sollen grundsätz-
lich Bewohnerinnen und Bewohner sowie weitere Akteurinnen und Akteure des 
Quartiers durch die Projektträgerinnen und Projektträger beteiligt werden – z. B. 
beim Bau von Spielplätzen oder bei der Neugestaltung von Grünanlagen. Dabei 
soll auf die Wahl zielgruppenorientierter Beteiligungsmöglichkeiten (insbesondere 
Kinder und Jugendliche, Menschen mit Migrationshintergrund, Seniorinnen und 
Senioren) geachtet werden. Aufsuchende Beteiligungsangebote können effektiv 
dazu beitragen, die jeweiligen Zielgruppen zu erreichen, die sich sonst nicht oder 
nur selten an den öffentlichen Diskussionen beteiligen, wie z. B. die Zielgruppe der 
Kinder und Jugendlichen. Digitale oder hybride Veranstaltungen, die analoge und 
digitale Beteiligungsmöglichkeiten verbinden, können eine sinnvolle Ergänzung 
zu Präsenzveranstaltungen darstellen. Welche Instrumente zu welchem Zeitpunkt 
genutzt werden, muss dabei bezogen auf den Einzelfall und die jeweilige Situation 
vor Ort entschieden werden. 

Zu Beginn des Gebietsentwicklungsprozesses wird vom Bezirksamt mit den bezirk-
lichen politischen Gremien eine für alle am Gebietsentwicklungsprozess Beteiligten 
nachvollziehbare, gebietsspezifische Regelung für den Umgang mit Ergebnissen 
der Beteiligung entwickelt und ein entsprechendes Beteiligungsgremium, in Form 
eines Stadtteil- bzw. Quartiersbeirats, eingerichtet. Das Beteiligungsgremium 
gibt sich eine Geschäftsordnung, um so eine effektive und transparente Einfluss-
möglichkeit im Gebietsentwicklungsprozess sicherzustellen. Die Stadtteil- und 
Quartiersbeiräte werden sowohl bei der Erstellung der Konzepte als auch bei der 
Initiierung, Ausgestaltung und Umsetzung konkreter Projekte beteiligt.

Die Zusammensetzung des Stadtteil- oder Quartiersbeirats soll gewährleisten, 
dass unterschiedliche Interessen und Sichtweisen aus dem jeweiligen Gebiet 
vertreten sind. Auch hier kommt es darauf an, nach Möglichkeit alle im Gebiet 
lebenden Bevölkerungs- und Sozialgruppen, insbesondere auch Menschen mit 
Migrationshintergrund, einzubeziehen und auf den gleichberechtigten Zugang 
und die Teilhabe aller Geschlechter hinzuwirken. 

7	� Der Leitfaden zur Beteiligung in der Integrierten Stadtteilentwicklung „Alles Inklusive!“ ist online  
unter www.hamburg.de/contentblob/4596592/db33e793ce8d6819912874a52336986d/data/leitfaden-zur-
beteiligung.pdf abrufbar.

https://www.hamburg.de/contentblob/4596592/db33e793ce8d6819912874a52336986d/data/leitfaden-zur-beteiligung.pdf
https://www.hamburg.de/contentblob/4596592/db33e793ce8d6819912874a52336986d/data/leitfaden-zur-beteiligung.pdf
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Maßgebend ist das im Hamburger Integrationskonzept „Wir in Hamburg!“ for-
mulierte Ziel, dass in allen Stadtteil- und Quartiersbeiräten Bewohnerinnen und 
Bewohner mit Migrationshintergrund bzw. Migrantenorganisationen vertreten 
sein sollen. Die Arbeit der Stadtteil- und Quartiersbeiräte soll so gestaltet sein, 
dass sich auch Menschen mit Migrationshintergrund und Menschen mit geringen 
sozialen, kulturellen und zeitlichen Ressourcen beteiligen können. 

Vorschläge dazu finden sich im Leitfaden zur Beteiligung in der Integrierten Stadt-
teilentwicklung. Um die Mitwirkungsmöglichkeiten und Eigenaktivität der Bewoh-
nerinnen und Bewohner zu erhalten und dauerhaft tragfähige Strukturen für die 
Zeit nach der Förderung zu etablieren, soll bereits während der Gebietslaufzeit 
eine Verstetigung der Beteiligungsstrukturen vorbereitet werden. Konkret soll 
das Engagement der Stadtteil- oder Quartiersbeiräte über das Ende der Laufzeit 
des RISE-Fördergebiets hinaus ermöglicht werden. Dafür stehen in den Bezirken 
grundsätzlich Mittel des bezirklichen Quartiersfonds zur Finanzierung zur Verfügung.

Zur stärkeren Aktivierung und Beteiligung von Bewohnerinnen und Bewohnern 
sowie sonstigen Akteurinnen und Akteuren des Quartiers wird ein Verfügungsfonds 
eingerichtet und in der Regel von der eingesetzten Gebietsentwicklerin bzw. vom 
eingesetzten Gebietsentwickler treuhänderisch verwaltet. Die Verwaltung und 
Auszahlung der Mittel kann aber auch direkt durch das Bezirksamt übernommen 
werden. Über die Vergabe der Mittel entscheidet das vom Bezirk legitimierte 
Beteiligungsgremium – also der Stadtteil- oder Quartiersbeirat. 

Aus Mitteln des Verfügungsfonds werden kleinere, in sich abgeschlossene Maß-
nahmen ohne Folgekosten, die den gebietsbezogenen Entwicklungszielen der 
Integrierten Stadtteilentwicklung dienen, kurzfristig finanziert. Förderfähig sind 
insbesondere Maßnahmen, die Selbsthilfe und Eigenverantwortung unterstützen, 
Begegnungen ermöglichen und nachbarschaftliche Kontakte und Netzwerke stärken 
sowie Beteiligungsverfahren, Workshops und Mitmachaktionen, lokale Öffentlich-
keitsarbeit, Maßnahmen zur Stärkung der Stadtteilkultur, Maßnahmen zur Belebung 
des Einzelhandelsstandorts, Veranstaltungen oder kleinere bauliche Maßnahmen.

Nach der Prüfung der grundsätzlichen Förderfähigkeit eines Projekts durch die Gebiets-
entwicklerin bzw. den Gebietsentwickler oder das zuständige Bezirksamt entscheidet 
das Beteiligungsgremium, welche Projekte in welcher Höhe gefördert werden sollen. 

Das Bezirksamt oder die Gebietsentwicklerin bzw. der Gebietsentwickler sollten 
frühzeitig und begleitend während des gesamten Gebietsentwicklungsprozesses 
eine Internetseite einrichten, über die aktuelle Informationen und Ankündigungen 
zum Gebietsentwicklungsprozess verbreitet werden können. Auf diese Weise 
können sich Bewohnerinnen und Bewohner sowie sonstige Akteurinnen und 
Akteure des Quartiers über Planungen und Maßnahmen informieren, ihre Ideen 
einbringen, über Planungen diskutieren und an Umfragen zu Projekten teilnehmen.

3.2 Voraussetzungen für die Förderung
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Die Träger öffentlicher Belange (TöB) werden nach Maßgabe der jeweils maß-
geblichen Gesetze, Verordnungen und Regelwerke an der Planung und Umset-
zung der Projekte in den RISE-Fördergebieten durch das Bezirksamt beteiligt 
(projektbezogene Beteiligung). 

Darüber hinaus werden die TöB im Zuge der Erstellung der PPA und des IEK sowie 
bei der Bilanzierung und Fortschreibung des IEK durch das Bezirksamt beteiligt 
(prozessbezogene Beteiligung). Das Bezirksamt beteiligt die Behörden über die 
RISE-Koordinatorinnen und -Koordinatoren, die die gebündelte Stellungnahme 
innerhalb ihrer Behörde sicherstellen. Innerhalb der BSW erfolgt die Bündelung 
der Stellungnahmen durch die Abteilung Integrierte Stadtteilentwicklung – WSB 2.

3.2.3	�Maßnahmen des Klimaschutzes, zur Anpassung an den 
Klimawandel und zur Verbesserung der grünen und blauen 
Infrastruktur

Maßnahmen des Klimaschutzes bzw. zur Anpassung an den Klimawandel, insbe-
sondere durch Verbesserung der grünen und blauen Infrastruktur, sind seit 2020 
in allen Programmen Voraussetzung für die Förderung.

In jedem RISE-Fördergebiet müssen entsprechende Maßnahmen in einem an-
gemessenen Umfang durchgeführt werden. Dies gilt auch für laufende RISE-
Fördergebiete, die vor dem 01.01.2020 festgelegt wurden und entweder 2020 
in die neue Programmstruktur überführt wurden oder in den alten Programmen 
fortgeführt werden (vgl. Kapitel 3.2.1). Die IEKs werden daraufhin überprüft, 
inwiefern entsprechende Vorhaben identifiziert und umgesetzt werden können 
und ggf. in diesem Sinne fortgeschrieben.

Projekte und Maßnahmen sind unter anderem: 

•	 Maßnahmen der energetischen Gebäudesanierung,

•	 Maßnahmen der klimafreundlichen Mobilität,

•	 Nutzung klimaschonender Baustoffe,

•	 Schaffung, Erhalt oder Erweiterung von Grünanlagen und Freiräumen,

•	 Vernetzung von Grün- und Freiflächen,

•	 Maßnahmen zur Regeninfrastrukturanpassung (RISA),

•	 Begrünung von Bauwerksflächen und

•	 Erhöhung der Biodiversität.

Darüber hinaus hat der Senat 2019 die Fortschreibung des Hamburger Klimaplans 
beschlossen (Drs. 21/19200) und hierin ehrgeizige Ziele definiert. Der Klimaplan 
ist für die Behörden, Bezirksämter, sonstige Dienststellen und öffentliche Unter-
nehmen bindend. Ziel ist, Hamburg zu einer klimaangepassten und klimafreund-
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lichen Stadt weiterzuentwickeln, die vor den Auswirkungen des Klimawandels 
geschützt ist und gleichzeitig ihre Lebensqualität beibehält. Die Ziele sollen durch 
vier verschiedene Prozesse (Transformationspfade) erreicht werden: 

In den RISE-Fördergebieten kann auf vielfältige Weise durch entsprechende 
Vorhaben ein Beitrag zur Zielerreichung geleistet werden. Diese müssen nicht 
unbedingt aus RISE-Mitteln finanziert bzw. kofinanziert werden. Vielmehr gibt es 
dazu eine Vielzahl von Fachprogrammen, die diese Zielsetzungen unterstützen 
können. Derartige Vorhaben werden hauptsächlich den RISE-Handlungsfeldern 
Klimaschutz / Klimaanpassung / grüne und blaue Infrastruktur, Mobilität sowie 
Wohnumfeld / öffentlicher Raum zugeordnet (vgl. Kapitel 3.3.3), z. B.: 

•	 Umbau der Verkehrsinfrastruktur zur Förderung umweltgerechter, nach-
haltiger Mobilität; Ausbau nachhaltiger Mobilitätsangebote; Förderung 
des Rad- und Fußgängerverkehrs, u. a. durch Aufwertung der funktionalen 
Gestaltung und des baulichen Zustandes von Fuß- und Radwegen, Auswei-
tung der Abstellmöglichkeiten für Fahrräder oder Erstellung von Radver-
kehrsstrategien (Transformationspfad Mobilitätswende) und

•	 Klimaangepasste Weiterentwicklung der städtischen Infrastruktur, z. B. 
durch Maßnahmen zur Regeninfrastrukturanpassung (RISA), Hitzevorsorge 
oder der Gründachstrategie (Transformationspfad Klimaanpassung) und

•	 systematische Verknüpfung der RISE-Gebietsentwicklung mit der energeti-
schen Stadtsanierung (Kreditanstalt für Wiederaufbau (KfW) – Programm 
432) zur Förderung der klimagerechten Stadtentwicklung (Transformati-
onspfad Wärmewende inkl. Gebäudeeffizienz).

Hierzu soll das Bezirksamt regelhaft parallel zur Vorbereitung eines neuen RISE-
Fördergebiets durch die zuständige Behörde8 prüfen lassen, ob eine energeti-
sche Stadtsanierung im Quartier erfolgen sollte, um von Beginn an Bedarfe und 
Potenziale ermitteln und die sich daraus ergebenden Maßnahmen frühzeitig in 
die Gebietsentwicklung einfließen lassen zu können.

8	� Aktuell (2022): Behörde für Umwelt, Klima, Energie und Agrarwirtschaft (BUKEA),  Amt Energie und Klima, 
Referat Erneuerbare Energien – Wärmekonzepte.

Abbildung 3: Transformationspfade Klimaplan

Transformationspfad Ziel
Wärmewende

Erreichen der CO2-Minderungsziele und Weiter-
entwicklung Hamburgs zu einer klimafreundlichen 
Stadt

inkl. Gebäudeeffizienz

Mobilitätswende

Wirtschaft

Klimaanpassung
Schutz der Bevölkerung vor den Folgen des  
Klimawandels und Schutz der Funktionsfähigkeit 
der städtischen Infrastruktur
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Darüber hinaus hat der Senat im Hamburgischen Klimaschutzgesetz die „Vor-
bildfunktion Hamburgs“ im Zusammenhang mit öffentlichen Nichtwohngebäuden 
festgeschrieben. Danach sind bei Neubau, Erweiterung, Modernisierung und 
Instandsetzung von öffentlichen Gebäuden wie z. B. Quartierszentren, Häusern der 
Jugend oder ähnlichen sozialen Infrastruktureinrichtungen besondere Vorgaben 
zum Klimaschutz einzuhalten. 

3.3	� Weitere Anforderungen des Rahmenprogramms  
Integrierte Stadtteilentwicklung

3.3.1	Sozialmonitoring
Das Sozialmonitoring dient als Beobachtungsinstrument, um die soziale Situation 
der Quartiere zu veranschaulichen. Das Sozialmonitoring nutzt sozialräumliche 
Daten für alle Statistischen Gebiete und dient dazu, Quartiere mit sozialen Her-
ausforderungen frühzeitig zu erkennen. Als kontinuierliches Beobachtungssystem 
angelegt, bildet es seit 2010 eine wichtige Grundlage für die Integrierte Stadtteil-
entwicklung aus gesamtstädtischer Sicht. Die Verwaltung ist damit in der Lage, 
unterstützungsbedürftige Quartiere frühzeitig zu identifizieren und die Festlegung 
neuer RISE-Fördergebiete auf eine objektive Datenbasis zu stützen.

Mit dem Sozialmonitoring wird die Aufmerksamkeit auf Statistische Gebiete ge-
lenkt, in denen die betrachteten Sozialindikatoren überdurchschnittlich ausgeprägt 
sind und daher soziale Herausforderungen in den Quartieren vermutet werden 
können. Besonders im Fokus sind dementsprechend Statistische Gebiete mit einem 
„niedrigen“ oder „sehr niedrigen“ Statusindex. Ob in diesen Statistischen Gebieten 
tatsächlich ein stadtentwicklungspolitischer Handlungsbedarf gesehen wird, kann 
nicht allein anhand des Sozialmonitorings beurteilt werden. Eine Bewertung der 
Situation wird durch die Einbeziehung des Expertenwissens zur städtebaulichen 
Situation in den Bezirken ergänzt. 

Abbildung 4: RISE und Klimaschutz

Vorbereitung RISE-Gebietsentwicklung

Vorbereitung energetische Stadtsanierung (KfW-Programm 432)
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In den Konzepten und in der Bilanzierung spielt die Betrachtung der Indika-
toren des Sozialmonitorings, ergänzend zu der Betrachtung der sozioöko-
nomischen Struktur, eine herausragende Rolle. Das methodische Vorgehen 
zur Nutzung der Sozialmonitoring-Ergebnisse und -daten ist in Kapitel 3.4 
„Methoden und Qualitätsanforderungen“ beschrieben.

3.3.2	�Gebietsbezogene Leitziele und Handlungsfeldziele / 
 Zielsystem

Für jedes RISE-Fördergebiet werden auf Basis der Ergebnisse der PPA lokal spe-
zifische Ziele auf den Ebenen des Gebiets und der Handlungsfelder formuliert 
und abgestimmt. Diese gebietsbezogenen Leitziele (Gebietsleitziele) und Hand-
lungsfeldziele sollen die gewünschte mittel- bis langfristige Wirkung beschreiben, 
die durch den Gebietsentwicklungsprozess in den für das RISE-Fördergebiet 
relevanten Handlungsfeldern und insgesamt erreicht werden soll. Hierbei werden 
die Ergebnisse der Beteiligungsprozesse berücksichtigt.

Daneben sollen für jedes im RISE-Fördergebiet geplante Projekt Leistungs- und 
Wirkungsziele formuliert und über das Datenbankverfahren mit WSB 2 abge-
stimmt werden.9 Diese Ziele sollen die unmittelbar hervorgebrachte Leistung und 
Auswirkung des jeweiligen Projekts beschreiben. 

Im Rahmen der Zielentwicklung soll anhand von Indikatoren festgelegt werden, 
woran der Erfolg quantitativ oder qualitativ gemessen werden soll. Hierbei kön-
nen Indikatoren auf Projektebene dazu dienen, die unmittelbar hervorgebrachte 
Leistung und Auswirkung der Maßnahme zu messen.10 Anhand von Indikatoren 
auf Handlungsfeldebene sollen dagegen in der späteren Bilanzierung die mit-
telbaren Wirkungen der Gebietsentwicklung sowie der Grad der Zielerreichung 
auf Gebietsebene gemessen und bewertet werden. Die Entwicklung geeigneter 
Indikatoren zur Messung der Wirkung ist anspruchsvoll. 

Insbesondere mit Blick auf die spätere Bilanzierung (vgl. Kapitel 4.6) ist bei 
der Auswahl und Anzahl der gebietsbezogenen Leitziele und der Handlungs-
feldziele von Beginn an zu bedenken, dass diese in ihrer Anzahl angemessen 
und umsetzbar sind und dass die Handlungsfeldziele bezüglich ihrer Zielerrei-
chung durch geeignete Indikatoren messbar sein sollen. Die Gebietsleitziele 
und Handlungsfeldziele müssen insoweit den Anforderungen an die Erfolgs-
kontrolle gem. § 7 Landeshaushaltsordnung (LHO) genügen (vgl. Ziffer 6 
Globalrichtlinie RISE). Das bedeutet, dass für jedes Handlungsfeldziel in der 

9	� Im Rahmen des papierlosen Anmelde- und Bestätigungsverfahrens (Datenbankverfahren) wird unterschieden 
zwischen Projekten und Teilprojekten. Auf Ebene des übergeordneten Projektes werden Wirkungsziele und auf 
Ebene der dem Projekt zugeordneten einzelnen Teilprojekte werden Leistungsziele formuliert.

10	Die Indikatoren der Teilprojektebene sind in der Regel mit den Teilprojektzielen (Leistungszielen) deckungsgleich.

3.3 Weitere Anforderungen des Rahmenprogramms Integrierte Stadtteilentwicklung
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späteren Bilanzierung schlüssig hergeleitet wird, inwieweit dieses erreicht 
wurde, welche Maßnahmen einen Beitrag zur Zielerreichung geleistet haben 
und woran bzw. inwiefern sich dieser Beitrag messen und begründen lässt. 
Darauf aufbauend soll auch die Zielerreichung der Gebietsleitziele messbar 
und zu begründen sein. Die Grundlage für die spätere Bilanzierung wird 
also bereits durch das Zielsystem aus Gebietsleitzielen, Handlungsfeldern, 
Handlungsfeldzielen, Indikatoren und Maßnahmen gelegt.

Gebietsbezogene Leitziele
Auf der Ebene des RISE-Fördergebiets werden handlungsfeldübergreifende strate-
gische Leitziele beschrieben, die mit den gebietsspezifischen Herausforderungen 
korrespondieren. Dabei können mehrere Handlungsfelder mit ihren Handlungs-
feldzielen geeignet sein, um durch entsprechende Vorhaben einen Beitrag zur 
Erreichung des angestrebten gebietsbezogenen Leitziels zu leisten.

Handlungsfeldziele
Die gebietsbezogenen Leitziele werden in den für den Gebietsentwicklungsprozess 
relevanten Handlungsfeldern der Integrierten Stadtteilentwicklung umgesetzt. 
Hierfür wird in Handlungsfeldzielen beschrieben, welche Wirkungen im jeweiligen 
Handlungsfeld angestrebt werden (Wirkungsziele). 

Die Handlungsfeldziele sollen sich schlüssig aus vorangegangenen Analysen und 
Bewertungen der Probleme und Potenziale des RISE-Fördergebiets herleiten lassen 
und so formuliert werden, dass sie den angestrebten Zielzustand benennen und 
durch geeignete Maßnahmen erreicht werden können. Auf Substantivierungen 
sollte verzichtet werden, um zu einer deutlichen Abgrenzung zwischen Hand-
lungsfeldzielen und Maßnahmen zu kommen. 

Beispiel: 

•	 nicht: „Attraktivierung und Modernisierung des Wohnumfeldes“

•	 sondern: „Das Wohnumfeld ist modern und einladend gestaltet und wird 
von Bewohnerinnen und Bewohnern aller Altersgruppen zum Aufenthalt 
und zur Begegnung genutzt.“

•	 oder: „Das Wohnumfeld soll modern und attraktiv gestaltet sein und 
Bewohnerinnen und Bewohnern aller Altersgruppen zu Aufenthalt und 
Begegnung einladen.“
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Projektziele
Auf welche Weise die durchgeführten Projekte und Maßnahmen, insbesondere 
sogenannte Schlüsselprojekte, zur Erreichung der gebietsbezogenen Leitziele und 
der Handlungsfeldziele beitragen, kann über die jeweils formulierten Leistungs- 
und Wirkungsziele gemessen werden (vgl. Fn. 9, S. 24). 

Beispiel:

•	 Projekt: „Schaffung eines generationsübergreifenden Spielplatzes entlang 
der Grünachse mit bedarfsgerechten, anregenden und entwicklungsför-
dernden Spiel- und Sportgeräten.“

•	 Wirkungsziel: „Verbesserung der Aufenthaltsqualität mit gemeinsamem 
Raum für Kommunikation, Bewegung und Spiel für alle Bewohnerinnen und 
Bewohner der Siedlung.“

•	 Leistungsziel: „Neugestaltung von 500 m² Spiel- und Bewegungsfläche mit 
20 zielgruppengerechten Sport-, Spiel- und Bewegungselementen.“

•	 Indikatoren: neugestaltete Spiel- und Bewegungsfläche in m²; Anzahl der 
Spielgeräte, etc.

Weiterführende Hinweise zur Anwendung der Zielstruktur in den Konzepten und 
Bilanzierungen sind in Kapitel 4 „Konzepte und Bilanzierungen im Gebietsent-
wicklungsprozess“ beschrieben. 

Abbildung 5: RISE-Zielstruktur

Je Fördergebiet werden n gebietsbezogene Leitziele formuliert. 
Jedem gebietsbezogenen Leitziel werden n Handlungsfeldziele 
zugeordnet.

Je Projekt werden n Wirkungsziele formuliert. 
Je Projekt werden n Leistungsziele formuliert. 
Jedem Projekt werden n Handlungsfeldziele zugeordnet.

Je Fördergebiet werden n Handlungsfeldziele formuliert.

Gebietsbezogene 
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Handlungsfeldziele
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FÖRDERGEBIETSEBENE

PROJEKTEBENE

RISE-ZIELSTRUKTUR

3.3 Weitere Anforderungen des Rahmenprogramms Integrierte Stadtteilentwicklung
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3.3.3	RISE-Handlungsfelder und Querschnittsthemen
RISE-Handlungsfelder bilden die strategischen Aufgabenbereiche der Integrierten 
Stadtteilentwicklung ab. Mit der ressortübergreifenden Strategie werden alle für 
den jeweiligen Gebietsentwicklungsprozess relevanten Themen, Fachpolitiken und 
Senatsprogramme bedarfsgerecht einbezogen. Die Behörden und Fachämter in 
den jeweils zuständigen Bezirksämtern werden an der Erstellung von PPA und 
IEK beteiligt. Im Rahmen der vertieften Untersuchungen zur Erstellung der PPA 
werden neben den Querschnittsthemen die für den Gebietsentwicklungsprozess 
relevanten Handlungsfelder ermittelt und jeweils Handlungsfeldziele abgelei-
tet sowie erste Maßnahmen zur Bewältigung der erkannten Probleme und zur 
Erreichung der Ziele entwickelt. Im Prozess zur Erstellung des IEK werden die 
relevanten Handlungsfelder und die Handlungsfeldziele bei Bedarf angepasst und 
weiter konkretisiert sowie konkrete Maßnahmen entwickelt. 

Durch die Bündelung aller für die Stadtteil- und Quartiersentwicklung notwendigen 
Finanzierungsmittel sollen größtmögliche Synergien in den RISE-Fördergebieten 
erreicht werden. 

Abbildung 6: Handlungsfelder und Querschnittsthemen
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Folgende Handlungsfelder und Querschnittsthemen sollen in die Gebietsentwick-
lungsprozesse einbezogen werden (siehe auch Abb. 6):

Handlungsfelder

•	 Städtebauliche Strukturen

•	 Wohnen / lokaler Wohnungsmarkt / Wohnungswirtschaft 

•	 Wohnumfeld / öffentlicher Raum 

•	 Klimaschutz / Klimaanpassung / grüne und blaue Infrastruktur 

•	 Mobilität 

•	 Zentren / lokale Ökonomie

•	 Arbeitsmarkt / Ausbildung 

•	 Bildung

•	 Soziales / Inklusion (Kinder, Jugendliche, Familien, Seniorinnen und  
Senioren, Menschen mit Behinderungen) 

•	 Integration von Menschen mit Migrationshintergrund 

•	 Kultur im Stadtteil 

•	 Gesundheit 

•	 Sport und Bewegung.

Querschnittsthemen 

•	 Beteiligung und Aktivierung / lokale Partnerschaften / Vernetzung

•	 Gender Mainstreaming / Gleichstellung der Geschlechter

•	 Sicherheit / Kriminal- und Gewaltprävention 

•	 Image

Zu beachten ist, dass das Handlungsfeld Klimaschutz / Klimaanpassung / grü-
ne und blaue Infrastruktur sowie die Querschnittsthemen Beteiligung und 
Aktivierung / lokale Partnerschaften / Vernetzung und Gender Mainstrea-
ming / Gleichstellung der Geschlechter in jeder PPA und in jedem IEK auf-
zugreifen und hierzu Maßnahmen zu entwickeln sind.

3.3 Weitere Anforderungen des Rahmenprogramms Integrierte Stadtteilentwicklung



29

3.3.3.1.	 Städtebauliche Strukturen

Herausforderungen und Ziele 
Städtebauliche Strukturen prägen die Bestandsquartiere langfristig, unterliegen 
aber auch weitreichenden Veränderungen durch demografische oder wirtschaft-
liche Entwicklungen. Es treten Anpassungsbedarfe auf, die aus demografischen 
Veränderungen (z. B. Alterung, Zuzug, Migration) oder Funktionsveränderungen 
(z. B. Innenentwicklung, Konversion verkehrlicher Nutzung) resultieren. Erhaltens-
werte, baukulturell bedeutsame oder denkmalgeschützte Gebäude und Strukturen 
erfordern besondere Anstrengungen zu ihrer Sicherung und Revitalisierung.

Auch neue, wachsende Quartiere stellen in Hamburg besondere Anforderungen. 
Sie sind mit den bestehenden Nachbarschaften städtebaulich eng zu verknüpfen, 
um die zugezogenen Bewohnerinnen und Bewohner zu integrieren und eine sta-
bile Quartiersentwicklung zu ermöglichen. In den RISE-Fördergebieten werden 
Nachverdichtungspotenziale aktiviert und Neubaupotenziale erschlossen, um 
Quartiere mit besonderem Entwicklungsbedarf städtebaulich aufzuwerten. Die 
Anpassung der städtebaulichen Strukturen hilft dabei, Wachstum und nachhaltige 
Erneuerung in den Quartieren zu verbinden. 

Wichtige Bezüge bestehen zu übergeordneten Planungsvorhaben und –zielen 
des Senats, darunter dem Senatskonzept „Stromaufwärts an Elbe und Bille“, 
den Strategien „Mehr Stadt in der Stadt“ (Innenverdichtung) bzw. „Mehr Stadt 
an neuen Orten“ sowie zur Entwicklung der Magistralen und bedeutenden Stadt-
entwicklungsprojekten z. B. der IBA Hamburg GmbH. 

Fördergegenstand – was kann mit RISE-Mitteln im Handlungsfeld 
unterstützt werden?
Baulich-investive Maßnahmen: Aufwertung und Umnutzung, insbesondere von 
stadtbildprägenden Gebäuden, Anpassung der städtischen Infrastruktur durch 
Neu- und Ersatzbauten für bzw. Errichtung und Änderung von Gemeinbedarf- und 
Folgeeinrichtungen, Neuordnung sowie Wieder- und Zwischennutzung von Indus-
triebrachen und Verkehrsflächen, Maßnahmen der Bodenordnung einschließlich 
des Erwerbs von Grundstücken, Freilegung von Grundstücken, Herstellung und 
Änderung von Erschließungsanlagen, städtebaulich-freiraumplanerische Wett-
bewerbe oder Ideenwettbewerbe, Nutzungs- und Gestaltungskonzepte.

Sozial-integrative flankierende Maßnahmen: Maßnahmen zur Beteiligung der 
Bewohnerinnen und Bewohner und sonstiger Akteurinnen und Akteure des 
Quartiers an der Planung und Umsetzung, Maßnahmen und Aktionen zur För-
derung der lokalen Kommunikation und Identifikation, z. B. Straßenfest, Hoffest, 
Mitmachaktionen. 
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3.3.3.2.	� Wohnen / lokaler Wohnungsmarkt / Wohnungswirtschaft

Herausforderungen und Ziele 
Hamburg ist eine wachsende Metropole. Viele Menschen zieht es wegen des 
attraktiven Angebots an Arbeits-, Studien- und Ausbildungsplätzen in die Stadt. 
Das wohnungspolitische Ziel des Senats ist es, die Voraussetzungen für 10.000 
neue Wohnungen pro Jahr zu schaffen, davon für 3.000 geförderte Mietwohnun-
gen für Haushalte mit kleinen und mittleren Einkommen. Mit dem 2011 erstmals 
vereinbarten und bundesweit viel beachteten Bündnis praktizieren Senat, Woh-
nungswirtschaft und Mietervereine gemeinsam den regelmäßigen Austausch 
zur Lösungsfindung für eine attraktive und sozialverträgliche Ausweitung und 
Weiterentwicklung des Hamburger Wohnungsangebots.

Auch in den RISE-Fördergebieten ist es das Ziel, bezahlbare und lebenswerte Wohn-
quartiere mit sozial stabilen Nachbarschaften zu schaffen und dabei die Teilhabe 
an und den Zugang zu bezahlbarem Wohnraum für alle zu sichern. Entscheidendes 
Mittel für die Entlastung des Wohnungsmarkts ist der Neubau von Wohnungen. In 
den RISE-Fördergebieten werden Nachverdichtungspotenziale aktiviert, Neubaupo-
tenziale erschlossen und Wohnungsbestände stabilisiert und damit zur Entlastung 
des Wohnungsmarkts in der Stadt Hamburg und zu einer angemessenen Wohn-
raumversorgung für unterschiedliche Bevölkerungsgruppen beigetragen.

Fördergegenstand – was kann mit RISE-Mitteln im Handlungsfeld  
unterstützt werden?
Baulich-investive Maßnahmen: Für die Sicherung sozialverträglicher Mieten bei 
Modernisierung der Wohnungsbestände in RISE-Fördergebieten können Eigen-
tümerinnen und Eigentümer von Wohngebäuden Fördermittel gemäß der Förder-
richtlinie für Modernisierungs- und Instandsetzungsmaßnahmen an Mietwohn-
gebäuden in Gebieten der Integrierte Stadtteilentwicklung (MOD RISE) durch die 
Investitions- und Förderbank Hamburg (IFB) in Anspruch nehmen, mit Zuschüssen, 
die deutlich höher als in den übrigen Modernisierungsprorammen der IFB sind. 
Seit 2020 werden höhere energetische Standards durch entsprechend höhere 
Zuschüsse gefördert.11 Nach Ziffer I 6.8 der Förderrichtlinien RISE können mit 
den Modernisierungsmaßnahmen auch Sozialplanleistungen gem. § 180 BauGB 
nach dem Hamburger Sozialplan verbunden werden (Umzugshilfe, Mietzinsaus-
fallzahlungen), sodass eine sozialverträgliche Modernisierung gewährleistet ist. 

Die Schaffung von Wohnraum für bestimmte Zielgruppen ist in Hamburg über 
die Städtebauförderung nicht förderfähig. Dazu dienen die vielfältigen IFB-
Förderprogramme, wie z. B. zur Förderung des Neubaus von Sonderwohnformen 
für bspw. vordringlich Wohnungssuchende, Studierende und Auszubildende. 

11	� Weiterführende Informationen zur Förderrichtlinie für die Modernisierungs- und Instandsetzungsmaßnahmen an Miet-
wohngebäuden in Gebieten der Integrierte Stadtteilentwicklung unter: www.ifbhh.de/api/services/document/695.

3.3 Weitere Anforderungen des Rahmenprogramms Integrierte Stadtteilentwicklung
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Sozial-integrative flankierende Maßnahmen: Maßnahmen zur Beteiligung der 
Bewohnerinnen und Bewohner und sonstiger Akteurinnen und Akteure des Quar-
tiers an der Planung und Umsetzung, Maßnahmen und Aktionen zur Förderung 
der lokalen Kommunikation und Identifikation insbesondere mit der Wohnungs-
wirtschaft, z. B. Runder Tisch „Wohnen“. 

3.3.3.3.	 Wohnumfeld / öffentlicher Raum

Herausforderungen und Ziele 
Die Gestaltung des Wohnumfelds und des öffentlichen Raums beeinflusst die 
Lebensqualität der Bewohnerinnen und Bewohner eines Quartiers. Das gilt vor allem 
für Quartiere mit besonderem Entwicklungsbedarf, in denen viele Menschen von 
eingeschränkter Mobilität betroffen und auf ihr lokales Umfeld angewiesen sind. 
Das Wohnumfeld und der öffentliche Raum bieten den Rahmen für Begegnungen 
im Alltag und den gesellschaftlichen Austausch. Sie tragen zur Identifikation mit 
dem Quartier bei. Je nach Lebensalter, Geschlecht, familiärer und sozialer Lage 
sowie kulturellem Hintergrund sind spezifische Anforderungen an die Qualität 
des Wohnumfelds und des öffentlichen Raums zu stellen. 

Das Wohnumfeld umfasst Außenräume in enger Zuordnung zu Wohngebäuden und 
kann öffentlichen, halböffentlichen oder privaten Charakter besitzen. Meist geprägt 
von funktionalen Anforderungen wie Erschließung (Hauseingänge, Zufahrten) 
oder Entsorgung (Müll- und Sammelstände), bietet das Wohnumfeld in der Regel 
auch Flächen für den wohnungsnahen Aufenthalt im Freien (Vorgarten, Wohnhof, 
Spielbereiche bzw. -plätze). Der öffentliche Raum beinhaltet – in Abgrenzung zur 
grünen und blauen Infrastruktur – Straßen und Plätze, zugeordnete Außenflä-
chen sowie in der Regel öffentliche Spielplätze (außerhalb von Parkanlagen) und 
Wasserflächen mit angrenzenden Uferbereichen aus Beton (graue Infrastruktur). 

Ziel ist es, die Lebensqualität in den Quartieren durch Investitionen in das Wohnum-
feld und in die Qualifizierung öffentlicher Räume zu verbessern. Öffentliche Plätze 
mit hoher Aufenthaltsqualität schaffen Orte der Begegnung und Kommunikation. 
Es sollen vielfältig nutzbare Räume entstehen, die die besonderen Freizeit-, Kom-
munikations- und sozialen Integrationsbedürfnisse verschiedener Nutzergruppen 
berücksichtigen. Die Quartiere sollen ein attraktives Erscheinungsbild erhalten.

Fördergegenstand – was kann mit RISE-Mitteln im Handlungsfeld  
unterstützt werden?
Baulich-investive Maßnahmen: Maßnahmen zur Wohnumfeldverbesserung, z. B. 
Erneuerung und Neuausstattung von Hauszugangsbereichen, Umgestaltung von 
Wohnhöfen zu einladenden Aufenthalts- und Spielbereichen, Um- und Ausbau 
öffentlicher Straßen und Plätze, z. B. Neugestaltung einer Fußgängerzone, Neubau 
eines Quartiersplatzes. 
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Dabei ist zu beachten, dass aus RISE-Fördermitteln keine Instandhaltungen und 
Instandsetzungen gefördert werden. Es geht um Aufwertungsmaßnahmen, die 
funktionale und gestalterische Verbesserungen beinhalten sowie einen Quartiers-
mehrwert versprechen. 

Sozial-integrative flankierende Maßnahmen: Maßnahmen zur Beteiligung der 
Bewohnerinnen und Bewohner und sonstiger Akteurinnen und Akteure des Quar-
tiers an der Planung und Umsetzung, Maßnahmen und Aktionen zur Förderung 
der lokalen Kommunikation und Identifikation, z. B. Straßenfest, Hoffest. 

3.3.3.4.	� Klimaschutz / Klimaanpassung / grüne und blaue  
Infrastruktur

Herausforderungen und Ziele
Klimaschutz ist global eine der wichtigsten Aufgaben der heutigen Zeit. Es gilt, eine 
schnelle und umfassende Reduktion von klimaschädlichen Emissionen umzusetzen 
und die Menschen vor den Auswirkungen des Klimawandels zu schützen. Mit dem 
Hamburger Klimaplan hat der Senat ehrgeizige Ziele zur CO2-Einsparung definiert. 
Zudem besteht dringender Handlungsbedarf bei Maßnahmen zur Anpassung an 
den Klimawandel, um die negativen Folgen des Klimawandels zum Schutz der 
Bevölkerung und der Infrastruktur zu reduzieren. 

Maßnahmen des Klimaschutzes und zur Anpassung an den Klimawandel sowie zur 
Verbesserung der grünen und blauen Infrastruktur sind in allen RISE-Fördergebieten 
als Fördervoraussetzung durchzuführen (vgl. Kapitel 3.2.3). In den RISE-Fördergebieten 
kann ein wirksamer Beitrag geleistet werden. So sind z. B. bei der Sanierung oder dem 
Neubau öffentlicher Gebäude (Quartierszentren, Häuser der Jugend oder ähnlicher 
sozialer Infrastruktur) energetische Standards einzuhalten und gebäudespezifische 
Lösungen erforderlich. Das Hamburger Klimaschutzgesetz strebt hier eine „Vorbild-
funktion Hamburgs“ in Bezug auf öffentliche Gebäude an. Öffentliche Gebäude sollen 
bis 2050 energetisch so saniert werden, dass im Ergebnis für das gesamte Gebäude-
portfolio der Stadt im Durchschnitt der Standard des KfW-Effizienzhauses 70 erreicht 
wird. Angestrebt wird die energetische Sanierung jedes einzelnen Bestandsgebäudes.

Zur energetischen Gebäudesanierung der Wohnungsbestände steht mit dem IFB-
Programm MOD RISE ein attraktives Förderprogramm zur Verfügung (vgl. Fn. 11, S. 
30). Seit 2020 werden höhere energetische Standards durch entsprechend höhere 
Zuschüsse gefördert.

Der Qualifizierung der grünen und blauen Infrastruktur kommt in den RISE-
Fördergebieten eine wichtige Aufgabe zu. Es gilt, die städtebaulichen Defizite 
in diesen Bereichen zu beseitigen und die Aufenthaltsqualität und somit die 
Lebensbedingungen in den Quartieren zu verbessern. 

3.3 Weitere Anforderungen des Rahmenprogramms Integrierte Stadtteilentwicklung
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Fördergegenstand – was kann mit RISE-Mitteln im Handlungsfeld  
unterstützt werden?
Baulich-investive Maßnahmen: Schaffung, Erhalt, Modernisierung, Ausbau und 
Vernetzung von Grün- und Freiflächen sowie Parkanlagen (inklusive eingebetteter 
Spielplätze), auch durch grüne Wegeverbindungen, Erneuerung und Verbesse-
rung grüner Uferbereiche; Maßnahmen zur Entsiegelung von Böden; Nutzung 
klimaschonender Baustoffe, Begrünung von Bauwerksflächen, Maßnahmen zur 
Erhöhung der Biodiversität, Neubau und Sanierung öffentlicher Gebäude nach 
energetischen Standards.

Sozial-integrative flankierende Maßnahmen: Maßnahmen zur Beteiligung der 
Anwohnerinnen und Anwohner bzw. Nutzergruppen an der Planung und Um-
setzung insbesondere im Zusammenhang mit der Qualifizierung der grünen und 
blauen Infrastruktur (partizipative Prozesse). 

3.3.3.5.	 Mobilität

Herausforderungen und Ziele
Der Umbau der Verkehrsinfrastruktur mit dem Ziel, durch den bedarfsgerechten 
Ausbau umweltfreundlicher Mobilitätsangebote eine umweltgerechte Mobilität zu 
fördern, ist die große Herausforderung der kommenden Jahre (Mobilitätswende).

Mit Blick auf die wachsende Einwohnerzahl und den daraus folgenden wahr-
scheinlichen Anstieg des Gesamtverkehrs in Hamburg kommt insbesondere dem 
ÖPNV eine zentrale Rolle zu, um die steigenden Mobilitätsbedarfe der Menschen 
klimaschonend und stadtverträglich zu decken. Zudem soll der Anteil des Rad- 
und Fußverkehrs bei kürzeren Strecken überproportional gesteigert werden, 
damit die Verkehrsleistung im motorisierten Individualverkehr (MIV) nicht weiter 
ansteigt und emissionsarme Mobilität unterstützt wird. Durch Investitionen in die 
Radverkehrsinfrastruktur inklusive dem Ausbau öffentlicher Fahrrad-Abstellplätze 
sollen die Bedingungen des Radfahrens verbessert und damit radfahrfreundliche 
Quartiere geschaffen werden. 

Ziel ist es daher, den öffentlichen (Verkehrs-)Raum so zu gestalten, dass attraktive 
Bedingungen für den nicht motorisierten Individualverkehr entstehen, und diesen 
durch entsprechende Maßnahmen weiter auszubauen und zu stärken. 

Fördergegenstand – was kann mit RISE-Mitteln im Handlungsfeld  
unterstützt werden?
Baulich-investive Maßnahmen: Maßnahmen zur Förderung der Quartiersmobilität, 
zur Verkehrsberuhigung, zur Verbesserung des ruhenden Verkehrs, zur Verbes-
serung und Vernetzung von Rad- und Fußwegen; Ausbau der Abstellanlagen 
für Fahrräder, Ausbau von Mobilitäts-Hubs, Umgestaltung des Verkehrsraums, 



34

Maßnahmen zur barrierefreien bzw. -armen Gestaltung des öffentlichen Raums, 
Verbesserung der Querungsmöglichkeiten von Hauptverkehrsstraßen für Fußgän-
gerinnen und Fußgänger sowie Radfahrerinnen und Radfahrer und Aufwertung 
von Wegeverbindungen; Erstellung entsprechender vorbereitender Konzepte.

Dabei ist zu beachten, dass aus RISE-Fördermitteln keine Regelaufgaben gefördert 
werden. Es geht um Aufwertungsmaßnahmen, die funktionale und gestalterische 
Verbesserungen beinhalten sowie einen Quartiersmehrwert bedeuten. 

Sozial-integrative flankierende Maßnahmen: Maßnahmen zur Beteiligung der 
Bewohnerinnen und Bewohner und sonstiger Akteurinnen und Akteure des 
Quartiers an der Planung und Umsetzung bedarfsgerechter, umweltfreundlicher 
Mobilitätsangebote (partizipative Prozesse).

3.3.3.6.	 Zentren / lokale Ökonomie

Herausforderungen und Ziele 
In einigen RISE-Fördergebieten steht die Entwicklung lebendiger Zentren im 
Mittelpunkt der Förderung. Bei den Zentren kann es sich entsprechend des Ham-
burger Zentrenkonzepts um Hauptzentren, Stadtteilzentren oder Ortszentren 
handeln. Aber auch Nahversorgungszentren sowie Nahversorgungslagen sind 
für die Lebensqualität eines Quartiers von Bedeutung. Neben den Herausforde-
rungen des veränderten Konsum- und Mobilitätsverhaltens durch Online-Handel 
und demografischen Veränderungen einer älter werdenden Bevölkerung sind 
Zentren in RISE-Fördergebieten häufig als strukturschwach zu bezeichnen, da 
das Kundenpotenzial nur über eine geringe Kaufkraft verfügt.

Funktionsverluste der Zentren z. B. durch Leerstände, Standortnachteile aufgrund 
von städtebaulichen und infrastrukturellen Mängeln und Trading-Down-Effekte 
können eintreten. 

Die lokale Ökonomie spielt eine Schlüsselrolle für eine funktionierende Nahver-
sorgung mit Waren und Dienstleistungen und darüber hinaus für wohnortnahe 
Arbeits- und Ausbildungsplätze. Sie ist durch kleinere Betriebe12 im Einzelhandel, 
in der Gastronomie, im Handwerk und im Dienstleistungsbereich geprägt. Be-
triebsinhaberinnen und Betriebsinhaber haben häufig einen Migrationshintergrund. 

Ziel ist die Stärkung und Aktivierung der Zentren und der lokalen Ökonomie sowie 
die Verbesserung der städtebaulichen Attraktivität, um die Nutzungsvielfalt und 
-qualität der Standorte für Wirtschaft, Kultur, als Ort zum Wohnen, Arbeiten und 
Leben zu erhalten und zu entwickeln. Es soll eine Stärkung des ökonomischen- 
und Beschäftigungspotenzials für den lokalen Arbeitsmarkt erreicht werden.

12	� Laut Definition der EU haben Kleinstunternehmen bis zu neun Beschäftigte, Kleinunternehmen 10  bis  49 
Beschäftigte und mittlere Unternehmen 50 bis 249 Beschäftigte.

3.3 Weitere Anforderungen des Rahmenprogramms Integrierte Stadtteilentwicklung
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Fördergegenstand – was kann mit RISE-Mitteln im Handlungsfeld  
unterstützt werden?
Baulich-investive Maßnahmen: Bauliche Maßnahmen zur Revitalisierung der 
Zentren; Umnutzungen bzw. Nachnutzungen bei Leerständen, städtebauliche 
Aufwertung und Qualifizierung insbesondere des öffentlichen Raums und von 
Plätzen zu attraktiven Aufenthaltsbereichen unter Einbindung der Grundei-
gentümerinnen und Grundeigentümer sowie Immobilieneigentümerinnen und 
Immobilieneigentümer von Einkaufszentren (EKZ) und EKZ-Komplexen sowie 
Umgestaltung von Straßen, Wegen, Fußgängerzonen und Förderung der Mobilität 
im Quartier; Erstellung entsprechender vorbereitender Konzepte.

Sozial-integrative flankierende Maßnahmen: Ökonomisches Quartiersmanage-
ment bzw. Geschäftsstraßenmanagement, gemeinsame Marketingansätze, um 
die Chancen und die Gesamtvermarktung von Einkaufsstraßen mit einheitlichen 
Öffnungszeiten, attraktiven Geschäftsgestaltungen usw. zu stärken. ESF-Projekte: 
Qualifikationsmaßnahmen für Betriebsinhaberinnen und -inhaber (insbesondere mit 
Migrationshintergrund) und ihre Beschäftigten in kleinen Betrieben zur Stärkung 
ihres ökonomischen Potenzials für den Erhalt der lokalen Nahversorgungs- und 
Arbeitsmarktmöglichkeiten im Quartier. 

3.3.3.7.	 Arbeitsmarkt / Ausbildung

Herausforderungen und Ziele 
In RISE-Fördergebieten leben meist überdurchschnittlich viele Personen, die ent-
weder keiner Arbeit nachgehen oder sich in prekären Beschäftigungsverhältnissen 
befinden. Insbesondere bei multiplen Vermittlungshemmnissen in den allgemeinen 
Arbeitsmarkt wird eine intensivere Unterstützung benötigt als z. B. das Jobcenter 
bieten kann. Eine wichtige Rolle spielt auch das Qualifizierungsniveau. Längere 
Arbeitslosigkeit wirkt sich auch auf soziale Teilhabe, Bildungschancen oder 
Kinder- und Altersarmut aus.

Hinweise auf Herausforderungen im Handlungsfeld Arbeitsmarkt / Ausbildung 
in RISE-Fördergebieten bieten mehrere Indikatoren aus dem Sozialmonitoring: 
Viele RISE-Fördergebiete zeigen im Vergleich zum Hamburger Durchschnitt hohe 
Anteile an SGB II-Empfängerinnen und -Empfängern, hohe Anteile an Arbeitslosen 
(SGB II) sowie hohe Anteile an Kindern in Mindestsicherung (SGB II).

Ziel ist es, die Entwicklungsperspektiven für die Menschen in den Quartieren mit 
besonderem Entwicklungsbedarf im Bereich Arbeitsmarkt und Ausbildung zu 
verbessern und eine soziale und materielle Stabilisierung sowie soziale Teilhabe 
zu erreichen. Hierzu sollen eine Verbesserung der relevanten sozialen Infra-
struktur, eine Vernetzung relevanter Einrichtungen sowie zusätzliche Angebote 
im Quartier erreicht werden. Enge Verbindungen bestehen zum Handlungsfeld 
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Zentren / lokale Ökonomie bei der Schaffung und dem Erhalt lokaler Arbeits- und 
Ausbildungsplätze.

Fördergegenstand – was kann mit RISE-Mitteln im Handlungsfeld  
unterstützt werden?
Baulich-investive Maßnahmen: Im Zusammenhang mit dem bedarfsgerechten 
Ausbau und der Verbesserung der sozialen Infrastruktur – z. B. bei der Planung 
und dem Bau von Quartierszentren – entstehen durch eine räumliche Zusam-
menführung und Bündelung von Angeboten und Leistungen unterschiedlicher 
sozialer Einrichtungen (z. B. Angebote der Familien- und Bildungseinrichtungen, 
Betreuungsangebote für Kinder und Jugendliche) Anlaufstellen mit Synergie- und 
Vernetzungseffekten, so dass auch Personengruppen erreicht werden, die nicht 
im Regelsystem erfasst sind (z. B. Mütter jüngerer Kinder).

Sozial-integrative flankierende Maßnahmen: Arbeitsmarktpolitische Beratungs-, 
Integrations-, Aktivierungs-, Beschäftigungs- und Qualifizierungsangebote für 
Langzeitarbeitslose, Alleinerziehende, Menschen mit Migrationshintergrund 
und weitere Zielgruppen. Unterstützung beim Übergang von der Schule in die 
Ausbildung, Angebote zur Stärkung sozialer Teilhabe. Diese Maßnahmen können 
insbesondere über das operationelle Programm der Freien und Hansestadt Ham-
burg des Europäischen Sozialfonds (ESF) oder das ESF-Programm des Bundes 
Bildung, Wirtschaft Arbeit im Quartier (BIWAQ) gefördert werden. 

3.3.3.8.	 Bildung

Herausforderungen und Ziele 
Hinweise auf Herausforderungen im Handlungsfeld Bildung in RISE-Fördergebieten 
finden sich u. a. im Sozialmonitoring: Viele RISE-Fördergebiete liegen deutlich 
über dem Hamburger Durchschnitt in Bezug auf den Anteil der Schülerinnen und 
Schüler ohne Schulabschluss oder mit erstem allgemeinbildendem oder mittlerem 
Schulabschluss an allen Schulabschlüssen. Gleiches gilt für den Anteil der Kinder 
und Jugendlichen mit Migrationshintergrund in vielen RISE-Fördergebieten. Die 
Behörde für Schule und Berufsbildung (BSB) weist für die Hamburger Schulen 
den sogenannten Sozialindex13 aus, der für Schulen im Einzugsgebiet von RISE-
Fördergebieten häufig besonders niedrig liegt und somit ebenfalls ein Hinweis 
für besondere Herausforderungen im Quartier darstellt. 

Ziel ist es, die Bildungschancen und Entwicklungsperspektiven durch die Schaf-
fung sehr guter Bildungsinfrastruktur und Bildungsangebote zu verbessern und 
die relevanten Einrichtungen und Angebote im Quartier besser zu vernetzen. 

13	� Der von der BSB erhobene Sozialindex (früher auch „KESS-Index“ oder „LAU-Index“ genannt) beschreibt die 
sozialen Rahmenbedingungen an Schulen auf einer Skala von 1 bis 6, wobei ein niedriger Sozialindex auf 
schwierige Rahmenbedingungen hinweist. Der Sozialindex für einzelne Schulen findet sich z. B. im Regionalen 
Bildungsatlas Hamburg unter: www.hamburg.de/bsb/regionaler-bildungsatlas-hamburg.

3.3 Weitere Anforderungen des Rahmenprogramms Integrierte Stadtteilentwicklung
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Fördergegenstand – was kann mit RISE-Mitteln im Handlungsfeld  
unterstützt werden?
Baulich-investive Maßnahmen: Verbesserung, Qualifizierung, Ausbau, Modernisierung 
und Erweiterung der Bildungsinfrastruktur. Dabei ist zu berücksichtigen, dass mit 
RISE-Mitteln kein Schulbau finanziert wird. Es können ergänzende bildungspolitisch 
relevante Infrastruktureinrichtungen gefördert werden wie z. B. Räume für quartiers-
bezogene Einrichtungen für Angebote der Kinder-, Jugend- und Erwachsenenbildung. 
Damit können lokale Bildungslandschaften geschaffen und Schulen als Lern- und Be-
gegnungsort zum Stadtteil geöffnet werden. Es können Konzepte und Baumaßnahmen 
für Bildungs- und Gemeinschaftszentren bzw. Quartierszentren unterstützt werden. 
Sie bieten als multifunktionale Orte u. a. Räume für nichtschulische Lernangebote 
und niedrigschwellige Beratungsangebote. Sie sind wichtige Orte für Begegnung, 
Kommunikation und Vernetzung für die Bewohnerinnen und Bewohner und sonstigen 
Akteurinnen und Akteure des Quartiers. Durch die Bündelung der Angebote unter einem 
Dach können nichtschulische Lernangebote von Vereinen, Trägern, Ehrenamtlichen mit 
schulischen Angeboten stärker miteinander verzahnt und im Quartier besser zugänglich 
gemacht werden. Bei der Förderung von zusätzlichen bildungsnahen Angeboten an 
Schulstandorten ist über die baulich-investiven Maßnahmen die langfristige Übernahme 
von Miet-, Bewirtschaftungs- und Folgekosten vorab zu klären. 

Sozial-integrative flankierende Maßnahmen: Zum Beispiel ESF-Projekte zur Qualifi-
zierung von Mentorinnen und Mentoren sowie Multiplikatorinnen und Multiplikatoren, 
Weiterbildungsmaßnahmen oder Etablierung von bildungsbezogenen Netzwerken, 
damit Bildungschancen verbessert, neue Zugänge zu Bildung geschaffen oder Peer-
to-Peer Ansätze verfolgt werden, um Personengruppen zu erreichen, die keinen 
Zugang zu formalen Bildungsangeboten finden. 

3.3.3.9.	 Soziales / Inklusion 

(Kinder, Jugendliche, Familien, Seniorinnen und Senioren, Menschen mit 
Behinderung)

Herausforderungen und Ziele 
Der Erfahrungs- und Bewegungsspielraum vieler Bewohnerinnen und Bewohner 
ist häufig auf das Wohnquartier ausgerichtet, so dass der infrastrukturellen Ver-
sorgung mit unterschiedlichen niedrigschwelligen Angeboten für die Bevölkerung 
vor Ort eine besondere Bedeutung zukommt. 

Vor allem für Kinder und Jugendliche stellt das Wohnquartier den Ort für alltägliche 
Erfahrungen dar und hat damit einen starken Einfluss auf deren Entwicklungs-
chancen und -perspektiven. Junge Menschen sollen durch zielgruppenspezifi-
sche Angebote in ihrer individuellen und sozialen Entwicklung unterstützt und 
Benachteiligungen abgebaut bzw. vermieden werden.
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Faktoren wie Einkommen, Bildung sowie die gesellschaftliche Einbindung und 
Teilhabe sind in Familien – viele mit Migrationshintergrund – in den Gebieten 
mit besonderem Entwicklungsbedarf häufig geringer ausgeprägt und können 
negative Auswirkungen auf die Startbedingungen und Entwicklungschancen der 
Kinder haben. Familien in schwierigen Lebenslagen benötigen daher besondere 
Angebote, die sie im Alltag unterstützen und entlasten. 

Seniorinnen und Senioren sowie Menschen mit Behinderungen14 sind in beson-
derer Weise auf ein barrierefreies Wohnumfeld angewiesen und leiden häufig 
unter sozialer Isolation. Die barrierefreie Gestaltung des öffentlichen Raums 
und des Wohnumfelds trägt zur Teilhabe aller Menschen am urbanen Raum bei. 
Wohnortnahe Angebote können die gesellschaftlichen Teilhabemöglichkeiten 
von Seniorinnen und Senioren sowie von Menschen mit Behinderung verbessern, 
Kontakte befördern und sie dabei unterstützen, möglichst lange und eigenständig 
in ihrer Wohnung leben zu können.

Dieser zielgruppenspezifische Blick weist eine Vielzahl an Schnittpunkten mit 
den weiteren RISE-Handlungsfeldern auf.

Berücksichtigt werden dabei auch Erkenntnisse aus dem Demografie-Konzept 
„Hamburg 2030“ (vgl. Fn. 15, S. 36), in dem es u. a. darum geht „demografiefes-
te“, vielfältige Quartiere zu entwickeln, die sich an die jeweiligen demografischen 
Entwicklungen anpassen und auch mit unvorhersehbaren Entwicklungen wie 
insbesondere Migrationsbewegungen und Bevölkerungszuwächsen sowie mit 
Veränderungen in der Altersstruktur umgehen können. Im Demografie-Konzept 
werden Erkenntnisse zur demografischen Entwicklung mit detaillierten Daten 
hinterlegt und einzelne Altersgruppen und typische Lebenssituationen (Familien 
mit Kindern, junge Menschen in der Ausbildungs-, Studien- und Berufsphase, 
Menschen im erwerbsfähigen Alter und ältere Menschen) betrachtet. 

Fördergegenstand – was kann mit RISE-Mitteln im Handlungsfeld  
unterstützt werden?
Baulich-investive Maßnahmen: Neubau, Ersatzbau, Qualifizierung, Ausbau, Mo-
dernisierung und Erweiterung von sozialen Infrastruktureinrichtungen. Es können 
investitionsvorbereitende Maßnahmen (Planungen, Konzepte) und Baumaßnahmen 
gefördert werden, um z. B. Räume für quartiersbezogene Einrichtungen für Kin-
der, Jugendliche, Familien, Seniorinnen und Senioren, Menschen mit Behinderung 
oder generationenübergreifende Gemeinschaftseinrichtungen zu schaffen. Die 
Einrichtung und der Ausbau von (barrierefreien) Quartierszentren, die soziale, 
kulturelle und bildungsbezogene Angebote bündeln, können unterstützt werden.

14	� Die Belange von Menschen mit Behinderungen finden in der Gebietsentwicklung grundsätzlich Berücksichtigung 
und wirken in alle Handlungsfelder und Beteiligungsprozesse hinein. Mehr Informationen zum Demografie-Kon-
zept unter: www.hamburg.de/contentblob/4282416/65ab8620b51fc3a5d970b5a3e232b71d/data/download-
demografiekonzept-hamburg2030.pdf.

3.3 Weitere Anforderungen des Rahmenprogramms Integrierte Stadtteilentwicklung
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Sozial-integrative flankierende Maßnahmen: Projekte zu präventiven Angebo-
ten, Elternbildungs- und Beratungsangeboten, Projekte der Kinder-, Jugend- und 
Familienförderung, Maßnahmen zur Freizeitgestaltung, Angeboten der Seni-
orenarbeit, generationenübergreifenden Angeboten und die Vernetzung von 
sozialräumlichen Projekten können in geeigneten Fällen mit RISE-Fördermitteln 
unterstützt werden. Dabei ist zu beachten, dass aus RISE-Fördermitteln keine 
Regelaufgaben gefördert werden. Es geht um zusätzliche Angebote, die einen 
Mehrwert für bestimmte Zielgruppen des Quartiers leisten können. 

3.3.3.10.	Integration von Menschen mit Migrationshintergrund

Herausforderungen und Ziele 
In RISE-Fördergebieten liegt der Anteil von Menschen mit Migrationshintergrund 
häufig über dem Hamburger Durchschnitt. Hinweise auf Herausforderungen 
finden sich u. a. im Sozialmonitoring im Hinblick auf den Anteil der Kinder und 
Jugendlichen mit Migrationshintergrund. In den RISE-Fördergebieten leben häu-
fig Menschen aus vielen Kulturen zusammen. In diesen Quartieren werden seit 
jeher hohe Integrationsleistungen für das Zusammenleben ihrer Bewohnerinnen 
und Bewohner erbracht. Das unmittelbare Wohn- und Lebensumfeld mit einem 
nachbarschaftlichen Leben ist mit entscheidend für den Erfolg und Verlauf von 
Integrationsprozessen. 

Im Hamburger Integrationskonzept 2017 „Wir in Hamburg! Teilhabe, Interkulturelle 
Öffnung und Zusammenhalt“ (vgl. Fn. 6, S. 17) werden die zentralen Handlungs-
strategien der Hamburger Integrationspolitik dargestellt. Die Prioritäten und 
Integrationserfolge sind durch die formulierten Ziele, Zielwerte und Indikatoren 
messbar und transparent. Die Herausforderungen für eine gelingende Integra-
tion berühren entsprechend dem Hamburger Integrationskonzept eine Vielzahl 
von Themen wie z. B. Wohnen, Sprache und Bildung, Ausbildung und berufliche 
Integration in den Arbeitsmarkt oder Stadtteilkultur. Die Herausforderungen 
betreffen daher auch viele RISE-Handlungsfelder.

Ziel der Gebietsentwicklung ist es u. a., das nachbarschaftliche Zusammenleben 
im Quartier zu befördern und die Menschen mit Migrationshintergrund in ihren 
Teilhabemöglichkeiten, ihrer Eigeninitiative und ihrem ehrenamtlichem Engage-
ment zu stärken. Die Verbesserung der sozialen Infrastruktur und Schaffung 
von identitätsstiftenden Begegnungsorten tragen maßgeblich zur Integration im 
Quartier bei. Ein wichtiger Baustein in RISE ist auch die interkulturelle Öffnung 
der Stadtteil- oder Quartiersbeiräte. Darüber hinaus müssen RISE-Gebietsent-
wicklerinnen und -Gebietsentwickler interkulturelle, soziale Kenntnisse und Er-
fahrungen mitbringen, um die Zusammenarbeit zu gestalten und der kulturellen 
Vielfalt der Bewohnerinnen und Bewohner gerecht zu werden. 
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Fördergegenstand  – was kann mit RISE-Mitteln im Handlungsfeld  
unterstützt werden?

Baulich-investive Maßnahmen: Einrichtungen für die Integration von Menschen 
mit Migrationshintergrund sind z. B. zum Stadtteil hin geöffnete Bildungs- und 
Gemeinschaftseinrichtungen oder Quartierszentren mit Räumlichkeiten für Stadt-
teilnutzungen und sozial-integrative Angebote.

Sozial-integrative flankierende Maßnahmen: Maßnahmen, um die Bildungs- und 
Beschäftigungschancen zu verbessern und Grundlagen für eine erfolgreiche 
Bildungsbiografie für Kinder mit Migrationshintergrund zu schaffen, z. B. durch 
Mentorenprojekte, Sprach- und Kulturvermittler oder arbeitsmarktpolitische 
Projekte.

3.3.3.11.	Kultur im Stadtteil

Herausforderungen und Ziele
Das kulturelle Leben in seinen unterschiedlichen Ausprägungen vor Ort beein-
flusst die Lebensqualität der Bewohnerinnen und Bewohner eines Quartiers. 
Das gilt vor allem für Quartiere mit besonderem Entwicklungsbedarf, in denen 
viele Menschen verschiedener kultureller, sozialer, religiöser und wirtschaftlicher 
Hintergründe leben. Viele sind in ihrer Mobilität eingeschränkt und daher auf ihr 
lokales Umfeld angewiesen. Einrichtungen der Stadtteilkultur sowie stadtteil-
kulturelle Projekte und Angebote, die Impulse aus dem Sozialraum aufnehmen, 
bieten den Bewohnerinnen und Bewohnern Zugang zu Kunst und Kultur und 
fördern die Identifikation mit dem Quartier. Das Bereitstellen von Räumlichkeiten 
für selbstorganisierte kulturelle Angebote der Bewohnerinnen und Bewohner 
lädt dazu ein, das soziale und kulturelle Zusammenleben vor Ort mitzugestalten. 

Stadtteilkultur ist in Hamburg Teil einer gesamtstädtischen Strategie zur Förde-
rung von Kunst und Kultur und fester Bestandteil der lokalen Kulturlandschaft.

Zentrales Anliegen in den RISE-Fördergebieten ist es, durch Investitionen in Ein-
richtungen der Stadtteilkultur sowie stadtteilkulturelle Projekte und Angebote, 
Kunst und Kultur im Quartier zu verankern, die Teilhabechancen der Bewohnerinnen 
und Bewohner am kulturellen Leben zu verbessern sowie das stadtteilkulturelle 
Leben in seiner Vielfalt zu stärken und zu bereichern.

Fördergegenstand – was kann mit RISE-Mitteln im Handlungsfeld  
unterstützt werden?
Baulich-investive Maßnahmen: Sanierung, Neubau, Modernisierung, Ausbau und 
Erweiterung von Kultureinrichtungen, Stadtteilkulturzentren, Räumlichkeiten der 
Stadtteilkultur in Quartierszentren oder Bürgerhäusern, die unterschiedliche 

3.3 Weitere Anforderungen des Rahmenprogramms Integrierte Stadtteilentwicklung
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Dienstleistungsangebote an einem Ort zusammenfassen und zur sozialen und 
kulturellen Identität des Stadtteils beitragen.

Sozial-integrative flankierende Maßnahmen: Lokale interkulturelle Kulturarbeit, 
Kulturarbeit im Kinder- und Jugendbereich, künstlerische Veranstaltungen und 
Mitmachaktionen oder Feste.

3.3.3.12.	Gesundheit

Herausforderungen und Ziele 
Gesundheit ist eine Grundvoraussetzung für soziale Teilhabe im Quartier und ist 
einerseits von umgebenden Faktoren wie städtebaulichen Strukturen, baulichen 
Gegebenheiten, (hohen) Verkehrsbelastungen sowie Störfaktoren der Umwelt, 
wie z. B. Immissionen, abhängig. 

Zum anderen steht die Gesundheit der Menschen in einem engen Zusammenhang 
mit ihrer sozialen und wirtschaftlichen Situation. In RISE-Fördergebieten leben 
überdurchschnittlich viele Menschen mit niedrigerem Einkommen, niedriger 
Bildung sowie in sozial belasteter Lebenslage. Sind diese verbunden mit einem 
vergleichsweise geringerem Gesundheitsbewusstsein, mangelnder Bewegung, 
ungesunder Ernährungsweise, führt dies zu höheren gesundheitlichen Risiken 
und einer geringerer Lebenserwartung.

Ziel ist die Förderung gesunder Lebensbedingungen im Quartier und Verbesserung 
der Gesundheitsinfrastruktur, Förderung bedarfsgerechter auch niedrigschwelliger 
Gesundheitsangebote sowie Verbesserung des Gesundheitsbewusstseins durch 
Informationen über Gesundheit, Ernährung und Bewegung.

Fördergegenstand – was kann mit RISE-Mitteln im Handlungsfeld  
unterstützt werden?
Baulich-investive Maßnahmen: Einrichtungen der Infrastruktur für Freizeit, Bewe-
gung, Naherholung, Sport- und Spielplätze für alle Generationen. Räumlichkeiten 
für gesundheitsfördernde Angebote in Quartierszentren.

Sozial-integrative flankierende Maßnahmen: In Kooperation mit der Sozialbehörde 
können Projekte zur Verbesserung der gesundheitlichen Chancengleichheit und Ge-
sundheitsförderung im Rahmen des „Pakt für Prävention“ unterstützt werden, wie z. B. 
„Lokale Vernetzungsstellen für Prävention“. Zielgruppenspezifische Unterstützungen 
für gesundheitsfördernde Bewegung, gesunde Ernährung und psycho-soziales Wohl-
befinden für Kinder, Jugendliche und Erwachsene können gefördert werden. Durch 
Bildung, Informationen / Qualifizierungen und spezifische gesundheitsfördernde 
Angebote im Sozialraum sollen Gesundheitskompetenzen vermittelt werden. 
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3.3.3.13.	Sport und Bewegung

Herausforderungen und Ziele 
Vor allem in RISE-Fördergebieten mit wachsenden Bevölkerungszahlen können die 
aktuellen Bedarfe an vielfältigen Sport- und Bewegungsmöglichkeiten durch die 
vorhandene Sportinfrastruktur häufig nicht gedeckt werden, sodass die sportliche 
Infrastruktur entsprechend angepasst und ausgebaut werden muss. Sport kann 
zur sozialen Teilhabe und Integration sowie zur Gesundheitsförderung beitragen. 
Sportstätten sind wichtige Orte für Begegnung, Kommunikation, Vernetzung und 
Integration für die Bewohnerinnen und Bewohner.

Ziel ist es, einen bedarfsgerechten Zugang zu attraktiven – auch vereinsunge-
bundenen – Sport- und Bewegungsangeboten zu ermöglichen und attraktive 
Treffpunkte in den Quartieren zu schaffen. 

Fördergegenstand – was kann mit RISE-Mitteln im Handlungsfeld  
unterstützt werden?
Baulich-investive Maßnahmen: Bedarfsgerechte Anpassung und Erneuerung 
der bestehenden Sportinfrastruktur vor allem durch Modernisierung, Neubau 
und Ausbau von Sportstätten sowie Freizeit- und Bewegungsflächen, Beleuch-
tung (Flutlichtanlagen), Kunstrasen, Umkleiden, Schaffung multicodierter Flä-
chen, Machbarkeitsstudien zum Umbau von Sportanlagen bzw. zum Neubau von 
Mehrzweckgebäuden oder Multifunktionsräumen, Ertüchtigung von Bolzplätzen, 
Calisthenics-Fitness-Anlagen, Street-Workout-Anlagen, Bewegungsinseln, Ska-
teranlagen, Maßnahmen zur Verbesserung des Wassersport-Angebots.

Sozial-integrative flankierende Maßnahmen: Maßnahmen zur Beteiligung der 
Bewohnerinnen und Bewohner und sonstiger Akteurinnen und Akteure des Quar-
tiers an der Planung und Umsetzung, Maßnahmen und Aktionen zur Förderung 
von Sport und Bewegung, z. B. Sportfeste.

3.3.3.14.	�Querschnittsthema: Sicherheit / Kriminal- und  
Gewaltprävention

Herausforderungen und Ziele 
Das Sicherheitsempfinden aller Menschen im Quartier wird unter anderem durch 
die Gestaltung des Wohnumfelds und des öffentlichen Raums geprägt. Struktu-
relle Defizite im Wohnumfeld, dunkle Straßenräume, verschmutzte, ungepflegte, 
schlecht beleuchtete und einsehbare Plätze und Grünflächen, Vandalismusschäden 
und verlassen wirkende Flächen rufen Unsicherheitsgefühle hervor. Sie werden 
als „Angsträume“ wahrgenommen. Schwierige soziale und ökonomische Situa-
tionen können sich im Kontext negativ auf die Kriminalitätssituation im Quartier 
auswirken.

3.3 Weitere Anforderungen des Rahmenprogramms Integrierte Stadtteilentwicklung
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Zentrales Anliegen dieses Querschnittsthemas ist es, ein sicheres, angstfreies 
Leben durch bauliche Maßnahmen im öffentlichen Raum zu befördern und soziale 
und gesellschaftliche Stabilität im Quartier zu schaffen. Dazu gehören auch prä-
ventive Unterstützungen zur Stärkung des Demokratiebewusstseins und Toleranz 
gegen Ausgrenzung und Diskriminierung in der Gesellschaft.

Fördergegenstand – was kann mit RISE-Mitteln zum Querschnittsthema 
beigetragen werden?
Baulich-investive Maßnahmen: Umgestaltungen von Unsicherheit vermitteln-
den Räumen, Verbesserungen der Infrastruktur im öffentlichen Raum wie z. B. 
Beleuchtungen, bauliche Verbesserungen z. B. durch einsehbare Wegeführungen 
und Schaffung verbesserter Sichtbeziehungen sowie Belebung des öffentlichen 
Raums durch eine höhere Aufenthaltsqualität und damit Stärkung der „sozialen 
Kontrolle“.

Sozial-integrative flankierende Maßnahmen: Beteiligung der Bewohnerinnen 
und Bewohner und sonstiger Akteurinnen und Akteure des Quartiers an Planung 
und Umsetzung von Maßnahmen zur Förderung der Sicherheit und Kriminal- und 
Gewaltprävention z. B. mit „Runden Tischen“, Einbindung von Beratungsangeboten 
der Polizei Hamburg zu Sicherheit und Prävention bei Gebietsentwicklungen. 

3.3.3.15.	Querschnittsthema: Image

Herausforderungen und Ziele 
Bei diesem Querschnittsthema geht es darum, Vorurteile und Informationslücken 
gegenüber den Gebieten abzubauen und Stigmatisierungen der Quartiere und ihrer 
Bewohnerinnen und Bewohner entgegenzuwirken. Teilweise besteht in den RISE-Förder-
gebieten eine Diskrepanz zwischen Innenimage und vorurteilsbehaftetem Außenimage. 

Neben der sichtbaren Verbesserung der Lebensqualität eines Quartiers wird daher 
aktiv das Image des Quartiers weiterentwickelt: Durch Aufbau von Kommunikati-
onsnetzen, Öffentlichkeitsarbeit, positiver Präsenz in den Medien und Impulsen zur 
Beteiligung der Bewohnerinnen und Bewohner an der Gebietsentwicklung sollen 
positive Identifikationsmöglichkeiten mit den Quartieren geschaffen werden.

Ziel ist es, durch eine stärkere Identifikation der Bewohnerinnen und Bewohner mit 
ihrem Gebiet sowie durch neue Sichtweisen von außen eine Imageverbesserung der 
Gebiete mit besonderem Entwicklungsbedarf herbeizuführen.

Das Querschnittsthema Image weist Schnittpunkte mit vielen RISE-Handlungs-
feldern auf.
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Fördergegenstand – was kann mit RISE-Mitteln zum Querschnittsthema 
beigetragen werden?

(Baulich-)investive Maßnahmen: Maßnahmen zur gestalterischen Aufwertung 
des Stadtteilbildes und zur Stadtteilpflege; Aufbau von Beschilderungs- oder 
Leitsystemen. 

Sozial-integrative flankierende Maßnahmen: Imagefördernde Öffentlichkeitsarbeit, 
Imagekampagnen, Logo- und Claimentwicklung, Stadtteilzeitung, Internetseite, 
Stadtteilpläne, beteiligungsorientierte Wettbewerbe oder Gestaltungswerkstätten; 
Mitmachaktionen zur Aufwertung des Stadtteilbildes und zur Stadtteilpflege; 
Durchführung von Stadtteilrundgängen.

3.3.3.16.	�Querschnittsthema: Beteiligung und Aktivierung / 
lokale Partnerschaften / Vernetzung 

Da die „Selbsthilfekräfte“ der Bewohnerinnen und Bewohner in den Gebieten 
mit besonderem Entwicklungsbedarf oft nicht stark ausgeprägt sind, soll durch 
vielfältige, aufeinander abgestimmte und miteinander verwobene Beteiligungs-
möglichkeiten die Einbindung der Belange der Bewohnerinnen und Bewohner 
sowie der sonstigen Akteurinnen und Akteure des Quartiers in den Gebietsent-
wicklungsprozess erreicht, dauerhaft gestärkt und die Chancen zur Teilnahme 
am öffentlichen Geschehen verbessert werden.

Grundsätze der Beteiligung und Aktivierung sowie Hinweise zur Beteiligung an Kon-
zepten und Bilanzierungen im Gebietsentwicklungsprozess werden in Kapitel 3.2.2 
sowie in den jeweiligen Unterkapiteln in Kapitel 4 näher dargestellt.

Ziel ist es, dazu beizutragen, quartiersbezogene Mitwirkungsstrukturen aufzubau-
en, lokale Initiativen, Organisationen und Unternehmen zu vernetzen, individuelle 
Problemlösungskompetenzen der Bewohnerinnen und Bewohner sowie sonstiger 
Akteurinnen und Akteure im Quartier zu stärken und die Selbstorganisation zu 
fördern.

3.3.3.17.	�Querschnittsthema: Gender Mainstreaming /  
Gleichstellung der Geschlechter

Die Handlungsstrategie des Gender Mainstreamings, die Grundsätze und Leitlinien 
des Gleichstellungspolitischen Rahmenprogramms sowie des Aktionsplans für 
Akzeptanz geschlechtlicher und sexueller Vielfalt finden bei der Gebietsentwicklung 
als Querschnittsthemen grundsätzlich Berücksichtigung. Alle Dienststellen und 
die betroffenen Akteure und Akteurinnen sind angehalten, diese anzuwenden. 
Unterschiedliche Bedarfe und Bedürfnisse bezüglich der Lebenssituationen und 
Interessen von Frauen und Männern, von Lesben, Schwulen, bisexuellen, trans- und 

3.3 Weitere Anforderungen des Rahmenprogramms Integrierte Stadtteilentwicklung
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intergeschlechtlichen Menschen* (LSBTI*) fließen bei sämtlichen konzeptionellen 
Überlegungen, Planungen und bei der Umsetzung von Projekten und Vorhaben 
der Integrierten Stadtteilentwicklung im RISE-Fördergebiet mit ein. 

Bereits bei der Erstellung der PPA und im Folgenden bei der Aufstellung bzw. 
Fortschreibung des IEK sowie bei der konkreten Maßnahmenentwicklung sind 
mögliche geschlechterspezifische Auswirkungen zu berücksichtigen und so zu 
gestalten, dass sie zur Förderung der Gleichstellung der Geschlechter beitragen 
(vgl. Kapitel 4.3.2 und 4.5.2, E 3 sowie Kapitel 4.6.2, C 3). 

Operativ ist bei der Planung einzelner Maßnahmen darauf zu achten, dass unter-
schiedliche Lebenssituationen und Interessen der Geschlechter Berücksichtigung 
finden, ohne dabei Rollenzuschreibungen zu verstärken. Besondere Bedeutung 
kommt der Gestaltung von Beteiligungsprozessen zu, die für alle Bewohnerinnen 
und Bewohner sowie sonstige Akteursgruppen in gleicher Weise zugänglich, nutz-
bar und attraktiv sein sollen. Hierzu sind insbesondere die Beteiligungsverfahren 
und -strukturen in den RISE-Fördergebieten (Stadtteil- und Quartiersbeiräte, 
Veranstaltungen, Projektbeteiligungen) im Sinne des Gender Mainstreamings 
zu gestalten.

Ziel des Querschnittsthemas Gender Mainstreamings ist es, dass alle Menschen 
jeder geschlechtlichen Identität und jeder sexuellen Orientierung ihre individuellen 
Lebensentwürfe im selben Maß realisieren können sowie gleiche Anerkennung 
und gerechte Teilhabe erfahren. 

Fördergegenstand – was kann mit RISE-Mitteln zum Querschnittsthema 
beigetragen werden?
(Baulich-)investive Maßnahmen: Projekte zur Verbesserung der sozialen Infra-
struktur für Familien und Alleinerziehende; Schaffung von Kommunikations- und 
Begegnungsangeboten im öffentlichen Raum, Gestaltung öffentlicher Plätze und 
Frei- und Grünflächen; Einrichtung von Quartierszentren; Verbesserung von We-
geverbindungen und der Sicherheit im Quartier (Vermeidung von „Angsträumen“). 

Auch Vorgaben der Wohnraumförderung etwa durch die Realisierung von min-
destens 30 % größerer Wohnungen in größeren geförderten Neubauvorhaben 
für die Versorgung von Familien sowie Zubilligung eines zusätzlichen Raumes bei 
Belegung durch Alleinerziehende sowie Regelungen zur besseren Wohnraumver-
sorgung von Frauen in schwierigen Lebenssituationen sind Maßnahmen des Gender 
Mainstreamings, auch wenn sie nicht unmittelbar durch RISE gefördert werden.

Sozial-integrative flankierende Maßnahmen: Sensibilisierung für die Situation 
von LSBTI*, Projekte zur Verbesserung der aktiven sozialen Teilhabe von Mäd-
chen, jungen Frauen und Frauen mit Migrationshintergrund sowie zur Integration 
in den Arbeitsmarkt.
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3.4	 Methoden und Qualitätsanforderungen
Das Kapitel erläutert gängige Informationsquellen und deren Anwendung bzw. 
Handhabung. Darüber hinaus werden Hinweise zur Formulierung und Ausgestal-
tung qualitätsvoller Produkte gegeben. 

3.4.1	Methoden zur Erstellung der Produkte
(PPA, IEK, Bilanzierungen und Fortschreibungen der IEK)

Für die Erstellung der Konzepte und Bilanzierungen sollten insbesondere folgende 
Informationsquellen herangezogen werden:

•	 Sozialraumbeschreibung des Bezirksamts

•	 Sozialmonitoring

•	 CoSI – Cockpit Städtische Infrastrukturen

•	 FHH-Atlas

•	 Vorliegende Konzepte, Programme und Verordnungen des Senats und des 
Bezirksamts, u. a. Wohnungsbauprogramme, stadträumliche Zukunftsbil-
der wie z. B. städtebauliche Entwürfe oder Rahmenpläne, übergeordnete 
Entwicklungskonzepte und -programme

•	 Einschätzungen und Fachplanungen von Fachämtern und Behörden

•	 Daten zur energetischen Stadtsanierung

Soweit das Bezirksamt die Gebietsentwicklerin bzw. den Gebietsentwickler oder 
einen anderen externen Dritten mit der Erstellung der PPA, des IEK oder der Bilan-
zierung beauftragt hat, stellt das Bezirksamt sicher, dass diese Informationsquellen 
bzw. aus diesen Quellen generierte Informationen der Auftragnehmerin bzw. dem 
Auftragnehmer in geeigneter Art und Weise zur Verfügung stehen. Dies gilt insbe-
sondere für Erkenntnisse und Kartenmaterial, die aus CoSI generiert werden können.

Im Folgenden werden die Informationsquellen selbst beschrieben. Methodische 
Hinweise zur Nutzung und Auswertung stehen im SharePoint zur Verfügung.15 

Sozialraumbeschreibung des Bezirksamts
Die Sozialraumbeschreibungen des Fachamts für Sozialraummanagement ei-
nes Bezirksamts enthalten neben ausgewerteten Sozialdaten eine Analyse und 
Bewertung der sozialen Infrastruktur. Die Sozialraumbeschreibungen werden 
in unregelmäßigen Abständen vom zuständigen Bezirksamt aktualisiert und 
veröffentlicht. 

15	Musterseiten sowie weitere Informationen zum Leitfaden für die Praxis unter: fhhportal.ondataport.de/websi-
tes/rise-info/SitePages/Leitfaden%20f%C3%BCr%20die%20Praxis.aspx.

3.4 Methoden und Qualitätsanforderungen
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Sozialmonitoring

Sozialmonitoring – Methodik

Räumliche Basis des Sozialmonitorings bilden die 941 Statistischen Gebiete. Sta-
tistische Gebiete sind kleinräumige Gebietseinheiten mit durchschnittlich 2.200 
Einwohnerinnen und Einwohnern. In die Untersuchung fließen aus methodischen 
Gründen nur Daten zu Statistischen Gebieten mit mehr als 300 Einwohnerinnen 
und Einwohnern (aktuell 853 der insgesamt 941 Statistischen Gebiete) ein. In 
diesen leben über 99 % der Hamburger Bevölkerung.

Im Sozialmonitoring werden sieben sogenannte „Aufmerksamkeitsindikatoren“ 
betrachtet und jeweils unter dem Gesichtspunkt des Status Quo und der Ent-
wicklung in den vergangenen drei Jahren untersucht. Für folgende Indikatoren 
werden die Daten aufbereitet: 

1.	 Kinder und Jugendliche mit Migrationshintergrund 

2.	 Kinder von Alleinerziehenden 

3.	 SGB-II- und AsylbLG-Empfängerinnen und -Empfänger 

4.	 Arbeitslose (SGB II) 

5.	 Kinder in Mindestsicherung (SGB II) 

6.	 Mindestsicherung im Alter (SGB XII) 

7.	� Schülerinnen und Schüler ohne Schulabschluss, mit erstem allgemeinbildendem 
oder mittlerem Schulabschluss 

Die Indikatoren werden mit Hilfe eines statistischen Berechnungsverfahrens zu 
einem „Statusindex“ sowie einem „Dynamikindex“ zusammengefasst und klassi-
fiziert. Die Ergebnisse zeigen, inwieweit die einzelnen Statistischen Gebiete vom 
Hamburger Durchschnitt abweichen. Ein mittlerer Status entspricht Werten, die 
nahe am Hamburger Durchschnitt liegen. Und eine stabile Dynamik zeigt, dass 
die Entwicklung in etwa der Entwicklung Hamburgs folgt. 

Jährlicher Sozialmonitoring-Bericht
Die Ergebnisse des Sozialmonitorings sowie die wichtigsten Aussagen und Ent-
wicklungstrends werden in einem jährlichen Sozialmonitoring-Bericht zusammen-
gefasst. Neben der Darstellung von Status-, Dynamik- und Gesamtindex lässt sich 
aus den Ergebnissen des Sozialmonitorings erkennen, welche der betrachteten 
Indikatoren im Untersuchungsgebiet besonders ausgeprägte Anteile aufweisen.

Sozialmonitoring und Datenpool
Dem Sozialmonitoring ist ein kleinräumiger Datenpool beim Statistikamt Nord 
zugeordnet.16 Im Datenpool werden die jeweiligen Grundlagendaten zum Sozi-
almonitoring, aber auch die Basisdaten, die für die Berechnung der Indikatoren 

16	Das Statistikamt Nord pflegt und aktualisiert den Datenpool im Auftrag der BSW jährlich.
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herangezogen werden, laufend aktualisiert und stadtweit bereitgestellt. Die Daten 
bilden damit die Grundlagen bei der Erstellung von Analysen und Konzepten. Der 
Datenpool steht innerhalb des Verwaltungsnetzwerkes zur Verfügung.17 Für den 
Datenpool ist aus Datenschutzgründen eine Freischaltung durch das Statistikamt 
Nord notwendig.

Die Daten aus dem Datenpool erlauben einen genauen Blick in die Situation des 
jeweiligen Untersuchungsgebiets. Die relevanten zu betrachtenden Indikatoren 
sind im Kapitel 4.3.2 B 2 dargestellt. Die Daten liegen in einzelnen Excel-Tabellen 
vor, nach Indikatoren unterteilt. In den Tabellen sind auch die jeweiligen Basisda-
ten (v.a. Bevölkerungszahlen), die für die Berechnung der Indikatoren benötigt 
werden, verfügbar. 

Zur Aktualität der Daten: Grundsätzlich werden alle verfügbaren Daten zum Stand 
31.12. eines Jahres ermittelt.18 Neue Daten mit Stand 31.12. des Vorjahres sind 
üblicherweise Ende Juli / Anfang August des laufenden Jahres verfügbar. Auf Basis 
dieser Daten wird der jährliche Sozialmonitoring-Bericht erstellt und i. d. R. zum 
Jahresende veröffentlicht.

CoSI – Cockpit Städtische Infrastrukturen
Das Cockpit Städtische Infrastrukturen (CoSI) ist eine kartenbasierte Weban-
wendung zur digitalen, integrierten Planung von Quartieren. Damit lassen sich 
Informationen zu städtischen Infrastrukturangeboten und statistischen (Sozial-)
Daten anzeigen, in Beziehung setzen und Analysen, etwa zur Versorgung und 
Erreichbarkeit, durchführen. 

Mit der Entwicklung von CoSI im Rahmen der Quartiersinitiative Urbanes Leben 
wurde im August 2020 ein neues FHH-internes Instrument bereitgestellt, das 
auch einen digitalen, kartenbasierten Zugang zu kleinräumigen Quartiersdaten 
bietet. Der Zugriff über CoSI bildet eine Vereinfachung der Datenverfügbarkeit 
und eine Verbesserung der Auswertungsmöglichkeiten. 

CoSI ist innerhalb des Verwaltungsnetzes verfügbar.19 Um CoSI nutzen zu können, 
ist eine Freischaltung erforderlich. 

17	fhhportal.ondataport.de/websites/risedatenpool_146

18	Eine Ausnahme bilden die Daten zu Schulabschlüssen; diese werden jeweils zum Schuljahresende ausgewiesen.

19	� geofos.fhhnet.stadt.hamburg.de/cosi/index.php. Vertiefte Informationen zur Nutzung von CoSI, Schulungsun-
terlagen und Handbücher sind über den CoSI-SharePoint unter: fhhportal.ondataport.de/websites/CoSI-Info 
verfügbar.
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FHH-Atlas

Zur Ermittlung der Grundlagen für Konzepte und Bilanzierungen, die auch zur 
Erstellung der Karten und Pläne hilfreich sein können, sind einige Layer des FHH-
Atlas hilfreich.20 Hier eine knappe Auswahl:

•	 Bebauungspläne über die Nutzung des Layers digitales Informationssystem  
Planrecht – FHHNET,

•	 Städtebauliche Erhaltungsgebiete, Denkmale, erhaltenswerte Backsteinge-
biete und -ensembles sowie Magistralen,

•	 Pool Potenzialflächen für Gewerbe und Wohnungsbau,

•	 Lärmkarten u. a. Schiene, Flug, Verkehr und Sport sowie

•	 Artenschutz, Biotopkataster, Landschaftsprogramm, Grünes Netz Hamburg.

Neben Themen zu Infrastruktur, Bauen und Wohnen, können nützliche Infor-
mationen zu Kultur, Freizeit, Sport und Tourismus, Bildung oder Verkehr rasch 
ermittelt werden. Empfehlenswert ist hierzu, das Gebiet einzugrenzen. 

Alle im FHH-Atlas verfügbaren Daten können ebenso in Geoinformationssysteme 
(GIS) importiert und in Verbindung mit eigenen GIS-Projekten genutzt werden. 
Die dazu nötigen Informationen (WMS-Adressen) sind über den Info-Button (i) 
hinter dem Namen des Layers abrufbar.

Vorliegende Konzepte und Verordnungen des Senats und der Bezirke
Methodisch sollen die für das Gebiet vorliegenden Konzepte und Gutachten aus 
den verschiedenen Fachressorts sowie übergeordnete Senatskonzepte einbezogen 
und wesentliche Erkenntnisse daraus übernommen werden: u. a. Wohnungsbau-
programm des Bezirks, Nahversorgungskonzept des Bezirks, Gewerbeflächenkon-
zept des Bezirks, Landschaftsprogramm (dazu zählen auch das Artenschutz- und 
Biotopschutzkataster und das Grüne Netz Hamburg), Hamburger Zentrenkonzept, 
Hamburger Klimaplan und Senatsstrategien wie „Stromaufwärts an Elbe und Bille“.

Einschätzungen und Fachplanungen von Fachämtern und Behörden
Das fundierte Erfahrungswissen von Fachämtern und Behörden ist die Basis für 
eine erfolgreiche Gebietsentwicklung. Deren frühzeitige Einbeziehung ist Voraus-
setzung für integriertes Planen und Handeln im RISE-Gebietsentwicklungsprozess.

Daten zur Energetischen Stadtsanierung
In der PPA sind die erforderlichen Informationen zur Prüfung der Voraussetzun-
gen für die Energetische Stadtsanierung (KfW-Programm 432) darzulegen. Zu 
folgenden Kriterien sollten daher im Zuge der Erstellung der PPA Daten besten-
falls erhoben und nach Möglichkeit anschließend mit der PPA der BUKEA zur 

20	Den FHH-Atlas erreichen Sie hier: geofos.fhhnet.stadt.hamburg.de/FHH-Atlas.

https://fhhportal.ondataport.de/websites/CoSI-Info/


50

Prüfung der Voraussetzungen zur Verfügung gestellt werden (Kriterienkatalog, 
siehe SharePoint, Fn. 11, S. 46). 

•	 Anzahl Gebäude und Anzahl Wohneinheiten,

•	 Siedlungs- und Gebäudetypologie und Geschossigkeit,

•	 Nutzungs- und Eigentümerstruktur,

•	 Nachverdichtungspotenziale,

•	 Modernisierungsstand,

•	 Denkmalgeschützte oder stadtbildprägende Gebäude und Gebäude
altersklasse und

•	 Art der Wärmeversorgung und Wärmebedarfsdichte.

3.4.2	�Grundsätzliche Qualitätsanforderungen an die Produkte 
(PPA, IEK, Bilanzierungen und Fortschreibungen der IEK)

Das Bezirksamt stellt als Auftraggeber sicher, dass auch der Gebietsentwicklerin 
bzw. dem Gebietsentwickler sämtliche notwendige Informationen zur Verfügung 
stehen. Dies gilt insbesondere auch in Bezug auf große Bauvorhaben, deren 
Umsetzung nicht durch die Gebietsentwicklerin bzw. den Gebietsentwickler ge-
steuert wird, sondern durch eine weitere externe Auftragnehmerin bzw. einen 
Auftragnehmer. 

Textliche Darstellung
Das Bezirksamt als die für die operative Umsetzung des Rahmenprogramms zustän-
dige Dienststelle verantwortet die im Rahmen des Gebietsentwicklungsprozesses 
regelhaft zu erstellenden Produkte wie das Gebietsauswahldokument – GAD, die 
Problem- und Potenzialanalyse – PPA, das Integrierte Entwicklungskonzept – IEK 
und seine Fortschreibungen sowie die Bilanzierungen. Dabei spielt es keine Rolle, 
ob es diese selbst erstellt oder ein externes Büro bzw. eine Gebietsentwicklerin 
oder einen Gebietsentwickler damit beauftragt. 

Diese „Meilensteine“ in der Gebietsentwicklung werden mit WSB 2 abgestimmt, 
da WSB 2 die ministerielle Steuerung des Rahmenprogramms obliegt und die 
Produkte regelhaft der Behördenleitung der BSW sowie den unterschiedlichen 
Gremien wie der Bezirksversammlung, dem Leitungsausschuss Programmsteue-
rung RISE (LAP) oder dem Senat bzw. der Senatskommission für Stadtentwick-
lung und Wohnungsbau (SENKO) zur Kenntnis oder Beschlussfassung vorgelegt 
werden. Allein schon aus diesem Grund ist es obligatorisch, dass diese Produkte 
abgestimmt werden und einheitliche Qualitätsstandards erfüllen müssen.

Für wiederkehrende Themen wie die Darstellung des Sozialmonitorings oder die 
Bilanzierung von Handlungsfeldern und Handlungsfeldzielen finden sich im Share-
Point Mustervorlagen zum Aufbau und zur textlichen Darstellung (vgl. Fn. 11, S. 46). 

3.4 Methoden und Qualitätsanforderungen
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Grundsätzlich sollen gendergerechte Formulierungen verwendet werden. Eine 
abschließende Rechtschreib- und Grammatikprüfung ist obligatorisch. Außerdem 
sollen Abkürzungen (nach der ersten Einführung) konsequent verwendet und 
auf Wiederholungen möglichst verzichtet werden. Ein Abkürzungsverzeichnis 
sowie je ein Verzeichnis über die Tabellen und Abbildungen dienen der besseren 
Übersichtlichkeit und Lesbarkeit. Bei einer externen Auftragnehmerin bzw. einem 
externen Auftragnehmer stellt das Bezirksamt als Auftraggeber sicher, dass 
diese bzw. dieser von den Qualitätsstandards Kenntnis erhalten und die von dem 
bzw. der Externen verfassten Produkte diesen Qualitätsstandards entsprechen. 

Karten und Plandarstelllungen
Karten und Plandarstellungen erfolgen auf Basis der „Digitalen Karte“ (DK5) des 
Landesbetriebs Geoinformation und Vermessung (LGV) im Basismaßstab 1: 5000.21 
Die Darstellung dieser Karte kann je nach Größe des RISE-Fördergebiets von  
1: 2500 bis 1: 10 000 variieren. Wichtig ist zu beachten, dass die Karten innerhalb 
eines Produkts in einem einheitlichen Kartenmaßstab abgebildet werden und in 
500er-Schritten vorgegangen wird. 

Auf eine gute Lesbarkeit der Karten und Plandarstellungen wird geachtet. Die 
Karten und Plandarstellungen erfüllen folgende Anforderungen:

•	 Lesbarkeit von Straßennamen,

•	 Legende der verwendeten Inhalte / Symbole,

•	 Angaben des Maßstabs (üblich ist z. B. 1: 2000, 1: 2500, 1: 5000), 

•	 Angabe des Nordpfeils und Erstellungsdatums und

•	 Quellenangabe der Kartengrundlage.

Auf eine eindeutige, innerhalb des Produkts schlüssige Farbgebung wird ge-
achtet, um eine stringente Darstellung zu erzielen. Abbildungen, Symbole und 
Icons sollten eine ähnliche Gestaltungart haben und möglichst nicht in zu vielen 
Kategorien in der Legende abgebildet werden. Einzelne Plandarstellungen (z. B. 
Potenziale und Probleme) lassen sich ggf. thematisch kombiniert darstellen. Je 
nach Gebiet können Anzahl und Umfang sowie die Themen der Plandarstellungen 
von der o.g. Empfehlung im Einzelfall abweichen. 

Weitere Karten, Pläne, Abbildungen und Fotos oder sonstige  
graphische Darstellungen
Zur Auflockerung des Textes können weitere Karten, Pläne, Abbildungen und Fotos 
oder sonstige grafische Darstellungen unterstützend in Konzepten und Bilanzie-
rungen verwendet werden. Da diese wegen der geringen Größe häufig nicht gut 
lesbar sind, ist es erforderlich, insbesondere Karten und Plandarstellungen im DIN 

21	Weitere Infos unter: www.hamburg.de/bsw/geodaten/6702450/dk5.

https://www.hamburg.de/bsw/geodaten/6702450/dk5/
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A 3-Format zusätzlich in den Anhang aufzunehmen. Sie werden grundsätzlich 
im Anhang verortet, wenn diese keine Entscheidungsrelevanz besitzen und nur 
dem besseren Verständnis oder als Hintergrundinformation dienen. 

Der gesamte Gebietsentwicklungsprozess ist von Beginn an als Vorher / Nachher-
Vergleich fotografisch hinsichtlich der städtebaulichen Entwicklung, insbeson-
dere von Schlüsselprojekten, zu dokumentieren. In der PPA soll der Ist-Zustand 
(vorher) des Gebiets fotografisch festgehalten werden. Im IEK können darüber 
hinaus Visualisierung und Fotos von geplanten oder in Umsetzung befindlichen 
Maßnahmen dokumentiert werden. In den Bilanzierungen sollen Aufnahmen 
von bereits fertiggestellten Projekten und Maßnahmen (nachher) dokumentiert 
werden. Diese fotografische Dokumentation kann in den jeweiligen Anhang des 
Konzepts bzw. der Bilanzierung oder in den entsprechenden Textstellen eingefügt 
werden. Dabei sind die Qualitätsanforderungen in Kapitel 5.3 Öffentlichkeitsar-
beit zu beachten.

3.4 Methoden und Qualitätsanforderungen
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4.	 Konzepte und Bilanzierungen  
	 im Gebietsentwicklungsprozess
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4.1	 Übersicht der Produkte und Verfahrensschritte 
Der mehrjährige Prozess einer Gebietsentwicklung im Rahmenprogramm Integrierte 
Stadtteilentwicklung verläuft in einem standardisierten Verfahren und durchläuft vom 
ersten Problemaufriss bis zum Abschluss der Förderung bzw. Gebietsentwicklung 
mehrere Meilensteine und grundsätzliche Verfahrensschritte, die hier zunächst im 
Überblick dargestellt und im Folgenden (vgl. Kapitel 4.2 ff) näher erläutert werden:

•	 Anstoß zur Auswahl und Vorbereitung eines RISE-Fördergebiets (Gebiets-
auswahldokument – GAD),

•	 Festlegung des RISE-Fördergebiets (Problem- und Potenzialanalyse – PPA; im 
Falle der Vorbereitung eines Sanierungsgebiets: PPA, die die Anforderungen 
an vorbereitende Untersuchungen gemäß § 141 BauGB erfüllt), 

•	 Strategische und konzeptionelle Grundlage des Gebietsentwicklungspro-
zesses (Integriertes Entwicklungskonzept – IEK),

•	 (Zwischen-)Bilanzierung und Fortschreibung IEK,

•	 Abschlussbilanzierung und

•	 Abschluss der Gebietsentwicklung.

Anstoß zur Auswahl und Vorbereitung eines RISE-Fördergebiets 
(Gebietsauswahldokument – GAD)
Der Anstoß für eine Gebietsförderung erfolgt in der Regel durch das jeweils 
zuständige Bezirksamt. Das Bezirksamt erstellt dazu ein Gebietsauswahldoku-
ment – GAD. Im GAD werden kurz und prägnant die zentralen Problemlagen und 
erkannten Herausforderungen und Handlungsbedarfe im Quartier erläutert22 und 
begründet, warum die Integrierte Stadtteilentwicklung das richtige Mittel ist, um 
den Problemen und Herausforderungen zu begegnen. Das GAD wird nach Ab-
stimmung mit WSB 2 der Behördenleitung der BSW zur Entscheidung vorgelegt. 
Nach Zustimmung der Behördenleitung der BSW kann das Bezirksamt die Einlei-
tung einer Problem- und Potenzialanalyse – PPA veranlassen bzw. beauftragen.

22	� Ähnlich dem Grobabstimmungspapier, auch 12-Punkte-Papier aus der Bauleitplanungspraxis, sollen die wesent-
lichen Herausforderungen des potenziellen RISE-Fördergebiets dargelegt werden.

4.	 Konzepte und Bilanzierungen  
	 im Gebietsentwicklungsprozess  

4.1 Übersicht der Produkte und Verfahrensschritte
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Festlegung des RISE-Fördergebiets 
(Problem- und Potenzialanalyse – PPA; im Falle der Vorbereitung eines 
Sanierungsgebiets: PPA, die die Anforderungen an vorbereitende 
Untersuchungen gemäß § 141 BauGB erfüllt)
Den zweiten Schritt des Verfahrens zur Gebietsfestlegung stellt die Erarbeitung 
einer PPA dar. Bereits an dieser Stelle ist zu überlegen, ob möglicherweise ein 
Sanierungsgebiet gem. § 136 BauGB erforderlich sein wird und die PPA daher 
die Anforderungen an vorbereitende Untersuchungen gem. § 141 BauGB erfüllen 
muss. Zur Einleitung einer solchen PPA ist ein Senats- oder SENKO-Beschluss 
erforderlich. Dieser ist im Amtlichen Anzeiger Teil II Hamburgisches Gesetz- und 
Verordnungsblatt zu veröffentlichen.

Die PPA bildet die Grundlage für die Festlegung des RISE-Fördergebiets. Der 
Leitungsausschuss Programmsteuerung RISE (LAP) wird über die Einleitung der 
PPA und die geplante Gebietsfestlegung in Kenntnis gesetzt. Auf Basis der PPA 
bereitet WSB 2 eine Senatsdrucksache bzw. SENKO-Vorlage zur Festlegung des 
RISE-Fördergebiets vor. Den Beschluss zur Festlegung des RISE-Fördergebiets 
fasst der Senat oder die SENKO. Die förmliche Festlegung eines Sanierungsge-
biets erfolgt hingegen nur durch Rechtsverordnung des Senats. Diese muss im 
Teil I des Hamburgischen Gesetz- und Verordnungsblattes veröffentlicht werden 
und tritt am Folgetag in Kraft. 

Ab dem Zeitpunkt des Beschlusses bzw. der Veröffentlichung (Sanierungsgebiete) 
sind die formalen Voraussetzungen zur Förderung erfüllt und es können erste 
Projekte zur Förderung angemeldet und bestätigt werden.

Strategische und konzeptionelle Grundlage des Gebietsentwicklungs-
prozesses (Integriertes Entwicklungskonzept IEK)
Nach der Festlegung eines RISE-Fördergebiets bereitet das zuständige Bezirksamt 
regelhaft die Ausschreibung zur Beauftragung einer Gebietsentwicklerin oder 
eines Gebietsentwicklers vor. Erste Aufgabe der bzw. des extern Beauftragten 
ist es, das IEK zu erstellen. Das Bezirksamt kann auch auf die Beauftragung 
einer Gebietsentwicklerin oder eines Gebietsentwicklers verzichten und das IEK 
selbst erstellen. Das IEK bildet die Grundlage für den mehrjährigen Gebietsent-
wicklungsprozess. Im IEK werden insbesondere die Ziele und Maßnahmen für 
den Gebietsentwicklungsprozess festgelegt. Das IEK wird vom LAP beschlossen.

S. 54 – 102
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Abbildung 7: Meilensteine des Gebietsentwicklungsprozesses 

Meilensteine  Funktion Akteure / Beteiligte / Abstimmung

1. GAD – Gebietsauswahldokument Anstoß für die 
Gebietsförderung

•	 Problemaufriss des Gebiets 
•	 Grundlage für die Gebietsauswahl und die   
•	 Entscheidung der Einleitung der PPA

•	 BA erstellt das GAD und stimmt dies mit  
WSB 2 ab

•	 BL der BSW entscheidet über die Einleitung  
der PPA

•	 LAP wird über die Einleitung der PPA in  
Kenntnis gesetzt

2. PPA – Problem-
    und Potenzialanalyse

Analyse der 
Probleme und Potenziale; Entschei-
dungsgrundlage für die Festlegung des 
RISE-Fördergebiets 

               

•	 Vorbereitung der Senatsbefassung
•	 Ableitung der relevanten Handlungsfelder und der 

Ziele (Gebietsleitziele und Handlungsfeldziele)            
unter erster Beteiligung

•	 Empfehlung der Gebietslaufzeit 
Nach Gebietsfestlegung: Beauftragung  
externer Gebietsentwickler und Umsetzung  
erster Projekte          

•	 BA erstellt oder beauftragt externes Büro  
mit der PPA und stimmt Entwurf mit WSB 2 ab 

•	 BA oder ext. Büro führt Beteiligungsprozess durch
•	 BA beteiligt die bezirklichen Gremien
•	 LAP wird über den Beschluss in Kenntnis gesetzt
•	 WSB 2 erstellt die Senatsdrucksache 
•	 Senat beschließt die Festlegung des Fördergebiets
•	

3. IEK – Integriertes 
    Entwicklungskonzept

Strategisches Instrument für die 
Gebietsentwicklung; Grundlage der 
Erfolgskontrolle

•	 Grundlage für den umfassenden  
Erneuerungsprozess

•	 Ggf. Weiterentwicklung und Anpassung  
der Handlungsfelder und Ziele auf Basis von  
Beteiligungsprozessen

•	 Der operative Teil (ZMKP Teil I und II) bildet  
die Grundlage für die Projektumsetzung und  
die Ressourcensteuerung 

•	 Externer Gebietsentwickler erstellt i.A. des  
BA auf Basis von Beteiligungsprozessen das IEK

•	 BA stimmt Entwurf mit WSB 2 ab und führt  
die TöB-Beteiligung durch

•	 BA beteiligt die bezirklichen Gremien
•	 LAP beschließt IEK inkl. ZMKP Teil I

4. �(Zwischen-) Bilanzierung und  
Fortschreibung des IEK

Erfolgskontrolle
Strategische Nachsteuerung 
des IEK 

•	 Überprüfung der Zielerreichung von  
Gebietsleitzielen und Handlungsfeldzielen  

•	 Strategische Nachsteuerung / Fortschreibung  
der Ziele

•	 Aktualisierung des ZMKP (Projekte und Maßnahmen)
•	 Ggf. Verlängerung der Gebietslaufzeit

•	 Externer Gebietsentwickler führt im Auftrag des BA 
Bilanzierung und Fortschreibung des IEK durch

•	 BA stimmt Entwurf mit WSB 2 ab und führt  
die TöB-Beteiligung durch

•	 BA beteiligt die bezirklichen Gremien
•	 LAP nimmt Bilanzierung z.K. und beschließt Fort-

schreibung des IEK inkl. ZMKP Teil I und ggf.  
Verlängerung

5. Abschlussbilanzierung Abschließende Erfolgskontrolle •	 Bilanzierung des gesamten  
Gebietsentwicklungsprozesses

•	 Schlussfolgerungen zur Verstetigung von  
erreichten Strukturen und Erfolgen

•	 Optional: Nachsorge

•	 Externer Gebietsentwickler erstellt i.A. des BA die 
Abschlussbilanzierung 

•	 BA stimmt Entwurf mit WSB 2 ab
•	 BA beteiligt die bezirklichen Gremien
•	 LAP nimmt Abschlussbilanzierung z.K.

6. Abschluss der 
    Gebietsentwicklung Abschluss und Abrechnung gegenüber  

dem Bund

•	 Abschlussbericht und Schlussabrechnung als 
Grundlage bzw. zur Vorbereitung der Abrechnung 
gegenüber dem Bund

•	 BA erstellt Abschlussbericht und Schluss- 
abrechnung und stimmt diese mit WSB 2 ab

•	 WSB 2 rechnet das Fördergebiet gegenüber  
dem Bund ab
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Hinweis zu Nr. 2: Aus Gründen der Übersichtlichkeit wird hier nur die Senatsbefassung dargestellt; gleiches gilt für die 
SENKO-Befassung. Im Falle einer PPA zur Vorbereitung eines Sanierungsgebiets (vgl. Kapitel 4.4) ist auch der vorlaufende 
Senats- oder SENKO-Beschluss über die Einleitung der PPA gemäß § 141 BauGB zu beachten.

Meilensteine  Funktion Akteure / Beteiligte / Abstimmung

1. GAD – Gebietsauswahldokument Anstoß für die 
Gebietsförderung

•	 Problemaufriss des Gebiets 
•	 Grundlage für die Gebietsauswahl und die   
•	 Entscheidung der Einleitung der PPA

•	 BA erstellt das GAD und stimmt dies mit  
WSB 2 ab

•	 BL der BSW entscheidet über die Einleitung  
der PPA

•	 LAP wird über die Einleitung der PPA in  
Kenntnis gesetzt

2. PPA – Problem-
    und Potenzialanalyse

Analyse der 
Probleme und Potenziale; Entschei-
dungsgrundlage für die Festlegung des 
RISE-Fördergebiets 

               

•	 Vorbereitung der Senatsbefassung
•	 Ableitung der relevanten Handlungsfelder und der 

Ziele (Gebietsleitziele und Handlungsfeldziele)            
unter erster Beteiligung

•	 Empfehlung der Gebietslaufzeit 
Nach Gebietsfestlegung: Beauftragung  
externer Gebietsentwickler und Umsetzung  
erster Projekte          

•	 BA erstellt oder beauftragt externes Büro  
mit der PPA und stimmt Entwurf mit WSB 2 ab 

•	 BA oder ext. Büro führt Beteiligungsprozess durch
•	 BA beteiligt die bezirklichen Gremien
•	 LAP wird über den Beschluss in Kenntnis gesetzt
•	 WSB 2 erstellt die Senatsdrucksache 
•	 Senat beschließt die Festlegung des Fördergebiets
•	

3. IEK – Integriertes 
    Entwicklungskonzept

Strategisches Instrument für die 
Gebietsentwicklung; Grundlage der 
Erfolgskontrolle

•	 Grundlage für den umfassenden  
Erneuerungsprozess

•	 Ggf. Weiterentwicklung und Anpassung  
der Handlungsfelder und Ziele auf Basis von  
Beteiligungsprozessen

•	 Der operative Teil (ZMKP Teil I und II) bildet  
die Grundlage für die Projektumsetzung und  
die Ressourcensteuerung 

•	 Externer Gebietsentwickler erstellt i.A. des  
BA auf Basis von Beteiligungsprozessen das IEK

•	 BA stimmt Entwurf mit WSB 2 ab und führt  
die TöB-Beteiligung durch

•	 BA beteiligt die bezirklichen Gremien
•	 LAP beschließt IEK inkl. ZMKP Teil I

4. �(Zwischen-) Bilanzierung und  
Fortschreibung des IEK

Erfolgskontrolle
Strategische Nachsteuerung 
des IEK 

•	 Überprüfung der Zielerreichung von  
Gebietsleitzielen und Handlungsfeldzielen  

•	 Strategische Nachsteuerung / Fortschreibung  
der Ziele

•	 Aktualisierung des ZMKP (Projekte und Maßnahmen)
•	 Ggf. Verlängerung der Gebietslaufzeit

•	 Externer Gebietsentwickler führt im Auftrag des BA 
Bilanzierung und Fortschreibung des IEK durch

•	 BA stimmt Entwurf mit WSB 2 ab und führt  
die TöB-Beteiligung durch

•	 BA beteiligt die bezirklichen Gremien
•	 LAP nimmt Bilanzierung z.K. und beschließt Fort-

schreibung des IEK inkl. ZMKP Teil I und ggf.  
Verlängerung

5. Abschlussbilanzierung Abschließende Erfolgskontrolle •	 Bilanzierung des gesamten  
Gebietsentwicklungsprozesses

•	 Schlussfolgerungen zur Verstetigung von  
erreichten Strukturen und Erfolgen

•	 Optional: Nachsorge

•	 Externer Gebietsentwickler erstellt i.A. des BA die 
Abschlussbilanzierung 

•	 BA stimmt Entwurf mit WSB 2 ab
•	 BA beteiligt die bezirklichen Gremien
•	 LAP nimmt Abschlussbilanzierung z.K.

6. Abschluss der 
    Gebietsentwicklung Abschluss und Abrechnung gegenüber  

dem Bund

•	 Abschlussbericht und Schlussabrechnung als 
Grundlage bzw. zur Vorbereitung der Abrechnung 
gegenüber dem Bund

•	 BA erstellt Abschlussbericht und Schluss- 
abrechnung und stimmt diese mit WSB 2 ab

•	 WSB 2 rechnet das Fördergebiet gegenüber  
dem Bund ab
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Bilanzierung und Fortschreibung des IEK
Etwa zur Hälfte der Gebietslaufzeit ist der Gebietsentwicklungsprozess zu bi-
lanzieren. In diesem Rahmen wird im Wesentlichen überprüft, inwieweit die Ziele 
bereits erreicht wurden und welche Veränderungen im RISE-Fördergebiet bereits 
sichtbar sind. Soweit erforderlich können die Gebietsleitziele, die Handlungsfeld-
ziele oder auch die relevanten Handlungsfelder angepasst werden. Regelmäßig 
wird in diesem Zuge der Zeit-Maßnahme-Kosten-Plan (ZMKP) aktualisiert und 
um neue Maßnahmen ergänzt und insoweit fortgeschrieben. Der LAP wird über 
die Ergebnisse der Bilanzierung in Kenntnis gesetzt. Zugleich beschließt er die 
Fortschreibung des IEK. 

Abschlussbilanzierung
Im letzten Jahr der Gebietslaufzeit ist eine weitere Bilanzierung vorzunehmen und 
spätestens sechs Monate vor dem Ende der Förderlaufzeit WSB 2 vorzulegen. In 
der Bilanzierung wird dargelegt, ob die Förderung des Gebiets wie vorgesehen 
enden soll. Hierzu wird erneut bewertet, ob und inwieweit die Gebietsleitziele 
und die Handlungsfeldziele erreicht werden konnten (Erfolgskontrolle). Sind we-
sentliche Ziele bzw. Maßnahmen (noch) nicht erreicht bzw. umgesetzt worden, 
kann eine Verlängerung der Förderlaufzeit geboten sein. In diesem Fall wäre die 
vorgelegte Bilanzierung als weitere Zwischenbilanzierung zu bewerten, zudem 
wäre das IEK erneut fortzuschreiben. Über die erneute Fortschreibung des IEK 
und die Verlängerung der Gebietslaufzeit entscheidet der LAP. Soll die Gebiets-
laufzeit wie geplant enden, wird die Bilanzierung zur Abschlussbilanzierung. In 
der Abschlussbilanzierung soll die Verstetigung tragfähiger, während des Ge-
bietsentwicklungsprozesses entstandener Projekte und Strukturen dargestellt 
werden. Die Abschlussbilanzierung wird dem LAP zur Kenntnis gegeben.

Abschluss der städtebaulichen Gesamtmaßnahme 
Zwölf Monate nach Beendigung der Gebietslaufzeit legt das Bezirksamt WSB 2 
einen Abschlussbericht mit einer finalen Schlussabrechnung vor. Abschlussbericht 
und Schlussabrechnung bilden die Grundlage für die von WSB 2 vorzunehmende 
Abrechnung der städtebaulichen Gesamtmaßnahme gegenüber dem Bund.

4.1 Übersicht der Produkte und Verfahrensschritte
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4.1.1	Gremien

Was ist der LAP?
Der Leitungsausschuss Programmsteuerung RISE (LAP) ist das zur Begleitung der 
Programmumsetzung eingesetzte Gremium. Der LAP steuert zentral die jeweilige Ge-
bietsentwicklung, indem hier insbesondere das IEK mit ZMKP für das RISE-Fördergebiet 
sowie dessen Fortschreibung und die Verlängerung der Gebietslaufzeit beschlossen 
werden. Mitglieder sind alle Bezirksämter sowie alle für die Quartiersentwicklung 
relevanten Fachbehörden jeweils auf Dezernentenebene bzw. auf Amtsleitungsebene. 
Der LAP tagt in der Regel viermal jährlich jeweils zum Ende des Quartals.

Was ist die SENKO?
Die Senatskommission für Stadtentwicklung und Wohnungsbau (SENKO) ist eine 
vom Senat eingesetzte Kommission. Das Gremium unter Vorsitz des Ersten Bür-
germeisters setzt sich aus den zuständigen Senatorinnen und Senatoren, Staats-
rätinnen und Staatsräten sowie den Bezirksamtsleitungen zusammen. Die SENKO 
tagt bis zu achtmal jährlich. Entweder die SENKO oder der Senat beschließt die 
Festlegung eines RISE-Fördergebiets. Eine Ausnahme bilden Sanierungsgebiete, 
die auf der Grundlage einer Sanierungsverordnung förmlich festgelegt werden 
müssen. Eine Sanierungsverordnung kann nur der Senat erlassen. 

Was ist die ZENKO?
Die Zentrale Koordinierungsrunde (ZENKO) ist die auf Arbeitsebene tagende 
Runde der RISE-Koordinatorinnen und -Koordinatoren der Bezirksämter und 
Fachbehörden mit WSB 2. Sie tagt je nach Bedarf ein bis dreimal jährlich. 

Was ist die BV?
Die Bezirksversammlung (BV) ist zuständig für Beschlüsse und Prüfaufträge 
zum Verwaltungshandeln der jeweiligen Bezirksämter und Ort der politischen 
Willensbildung. 

4.1.2	Zeitplanung und Vorgaben für Gremien-Beschlüsse
Eine Befassung des Senats oder der SENKO ist im Gebietsentwicklungsprozess 
regelhaft nur einmal zur Gebietsfestlegung notwendig. Bei der Erstellung von 
Senatsdrucksachen sind die Abstimmungsfristen nach der Geschäftsordnung 
des Hamburger Senats zu beachten. Danach muss ein Drucksachenentwurf zur 
Festlegung eines neuen RISE-Fördergebiets in der Regel bereits etwa zweiein-
halb Monate (47 Arbeitstage) vor dem Senatsbeschluss erstellt und BSW-intern 
abgestimmt sein. Das bedeutet, dass die dem Drucksachenentwurf zugrundelie-
gende PPA entsprechend dem angestrebten Zeitpunkt für die Senatsbefassung 
frühzeitig und rechtzeitig zwischen WSB 2 und dem zuständigen Bezirksamt 
abgestimmt sein muss und das Bezirksamt ggf. als Auftraggeber die Leistung 
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der Gebietsentwicklerin bzw. des Gebietsentwicklers entsprechend zeitlich und 
inhaltlich steuert.

Im Falle der Festlegung des RISE-Fördergebiets als Sanierungsgebiet sind zwei 
Beschlussfassungen erforderlich: Bei der Beschlussfassung zur Einleitung der PPA 
durch Senat oder SENKO und beim Beschluss zur Festlegung des Sanierungs-
gebiets durch den Senat. Entsprechend sind jeweils Drucksachen zu erstellen. 
Diese erfordern die Vorgaben des BauGB.

Für alle weiteren Beschlüsse ist der LAP das zuständige Gremium. Nach der 
Geschäftsordnung des LAP sind Beschlussvorlagen spätestens vier Wochen 
(20 Arbeitstage) vor der Sitzung bei WSB 2 einzureichen. Die Abstimmung der 
vom LAP zu beschließenden oder zur Kenntnis zu nehmenden Produkte muss 
zwischen WSB 2 und dem Bezirksamt daher rechtzeitig vorher erfolgt sein. Die 
Einladung zur Sitzung des LAP mit Tagesordnung, Vorlagen und Niederschrift 
der letzten Sitzung wird von WSB 2 zehn Arbeitstage vor dem Sitzungstermin 
versendet bzw. zur Verfügung gestellt.

Der LAP beschließt über: 

•	 Integrierte Entwicklungskonzepte (IEK) einschließlich  
Zeit-Maßnahme-Kosten-Plänen (ZMKP Teil I),

•	 die Fortschreibung von IEK einschließlich ZMKP Teil I,

•	 die Verlängerung von Fördergebietslaufzeiten und

•	 Nachsorgekonzepte einschließlich ZMKP.

Der LAP nimmt zur Kenntnis:

•	 die Einleitung von Problem- und Potenzialanalysen – PPA, 

•	 die Gebietsfestlegungen auf der Grundlage von PPA,

•	 den ZMKP Teil II und 

•	 die Bilanzierungen (Zwischen- und Abschlussbilanzierungen). 

Beschlüsse des Senats, der SENKO und des LAP werden anschließend von WSB 2 
nach den geltenden Regelungen des Hamburgischen Transparenzgesetzes und unter 
Beachtung der Vorschriften im Umgang mit vertrauenswürdigen, zu schützenden 
Daten im Transparenzportal Hamburg veröffentlicht. Das Bezirksamt beteiligt 
die politischen Gremien auf Bezirksebene und veröffentlicht die Beschlüsse der 
BV in eigener Zuständigkeit. 

4.1 Übersicht der Produkte und Verfahrensschritte
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4.2	 Gebietsauswahldokument 

4.2.1	Ziel und Zweck: „Warum RISE?“
Zur Vorbereitung eines Gebietsauswahldokuments – GAD tauschen sich Bezirksamt 
und WSB 2 zunächst in gemeinsamen Gesprächen dazu aus, ob sich ein Gebiet 
oder Quartier für eine RISE-Gebietsfestlegung eignen könnte. Die Initiative für 
die Vorbereitung eines RISE-Fördergebiets kann dabei vom Bezirksamt und von 
der BSW ausgehen.

Das GAD dient als Grundlage für eine Verständigung zwischen Bezirksamt und 
BSW, dass für ein konkret zu benennendes Gebiet eine RISE-Gebietsfestlegung 
vorbereitet und zu diesem Zweck eine Problem- und Potenzialanalyse – PPA 
durchgeführt werden sollte. 

Mit dem GAD beschreibt das Bezirksamt in knapper Form die von ihm erkann-
ten Problemlagen sowie den Handlungsbedarf im Gebiet. Zudem ist eine erste 
Einschätzung und Begründung erforderlich, warum die Festlegung eines RISE-
Fördergebiets und der Einsatz von Städtebauförderungsmitteln bzw. von RISE-
Mitteln zur Bewältigung der Problemlage im Quartier geeignet ist und wie mit 
einem strukturierten Gebietsentwicklungsprozess eine Verbesserung im Gebiet 
erzielt werden soll. 

Sofern bereits Anhaltspunkte dafür vorliegen, dass eine Festlegung des RISE-
Fördergebiets als städtebauliches Sanierungsgebiet gem. § 142 BauGB für 
erforderlich gehalten wird, ist eine PPA erforderlich, die die Anforderungen an 
vorbereitende Untersuchungen gem. § 141 Abs. 1 BauGB erfüllt. In diesem Fall 
sollte bereits das GAD Hinweise auf städtebauliche Missstände und Funktionsver-
luste im Gebiet gem. § 136 Abs. 3 BauGB liefern, die eine Prüfung zur Festlegung 
eines Sanierungsgebiets begründen (vgl. Kapitel 4.4.).

Die Behördenleitung der BSW entscheidet auf Grundlage des GAD über die 
Einleitung der PPA (vgl. Ziffer 13.1 Globalrichtlinie RISE).

4.2.2	Inhalte und Modellgliederung GAD
Mittels einer problemorientierten Bestandsaufnahme soll auf die besonderen 
Herausforderungen des Gebiets hingewiesen werden. Dabei wird auf eine kon-
sistente Darstellung der Probleme und der Überlegung, wie diese mit Hilfe der 
Städtebauförderung zu bewältigen sind, geachtet. Eine vertiefte Untersuchung 
ist nicht erforderlich. Das GAD sollte – ohne Anlagen – den Umfang von zehn 
Seiten nicht überschreiten. 

Die Hinweise aus dem Kapitel 3.4 werden hinsichtlich der benannten Datenquellen 
und Qualitätsanforderungen beachtet. 
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Ausgewählte Inhalte im Einzelnen:

A	 Anlass 
Im Anlass wird der Zweck des GAD benannt: Die Entscheidung über die Einleitung 
einer PPA zur Vorbereitung der Festlegung eines RISE-Fördergebiets. 

B	 Herausforderungen des Gebiets 
Zunächst werden die Lage des Gebiets in der Gesamtstadt, im Bezirk und ggf. 
im Stadtteil beschrieben sowie die betroffenen Statistischen Gebiete benannt. 
Daran anschließend folgt eine knappe, aber prägnante Darstellung des Proble-
maufrisses und des Handlungsbedarfs im Gebiet.

B 1	� Problemorientierte Kurzbeschreibung der städtebaulichen Defizite, Po-
tenziale und Herausforderungen des Gebiets 

Der Fokus des problemorientierten Aufrisses liegt auf den städtebaulichen Defiziten, 
Potenzialen und Handlungsbedarfen im Gebiet. Hierbei soll eine Einschätzung der 
wesentlichen städtebaulichen Gegebenheiten (z. B. öffentlicher Raum, gesellschaft-
liche Infrastruktur) erfolgen. Die Einschätzung sollte so knapp wie möglich und so 
ausführlich wie nötig ausfallen. Der Fokus liegt darauf, die zentralen Problemlagen 
des Gebiets zu skizzieren. Zudem wird dargestellt, ob ein präventiver oder ein akuter 
Handlungsbedarf vorliegt: Soll sozialen und städtebaulichen Missständen präven-
tiv entgegengewirkt werden oder sollen bestehende städtebauliche Missstände, 
Funktionsverluste und / oder räumlich konzentriert auftretende Problemlagen durch 
einen Gebietsentwicklungsprozess gemindert bzw. beseitigt werden?

Abbildung 8: Modellgliederung Gebietsauswahldokument – GAD

Modellgliederung Gebietsauswahldokument (GAD)
Titel: Gebietsauswahldokument für [Name des Gebiets]

Problemaufriss und Handlungsbedarf für 

[Name des Gebiets in den Statistischen Gebieten …]

A	 Anlass

B	 Herausforderungen des Gebiets

	� B 1	� Problemorientierte Kurzbeschreibung der städtebaulichen Defizite, 

Potenziale und Handlungsbedarfe des Gebiets

	 B 2	 Auffälligkeiten im Sozialmonitoring

C 	 Eignung des Rahmenprogramms Integrierte Stadtteilentwicklung

D 	 Karten und Pläne

E 	 Anhang (optional)

4.2 Gebietsauswahldokument 
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B 2	 Auffälligkeiten im Sozialmonitoring 
Ein weiteres Kriterium für die Prüfung, ob die Vorbereitung eines RISE-För-
dergebiets erfolgen sollte, stellt das Sozialmonitoring dar. Dazu gehören eine 
Darstellung des Gesamtindexes für die Statistischen Gebiete des betrachteten 
Gebiets, die Darstellung des aktuellen Statusindexes sowie ein Kartenausschnitt 
(Gesamtindex). Zudem werden auffällige Indikatoren aus dem Sozialmonitoring 
beschrieben, ggf. differenziert nach Statistischen Gebieten. Weitere relevante 
Hinweise können sich aus dem aktuellen Sozialraumbericht oder aus CoSI er-
geben (vgl. Kapitel 3.4). Diese werden mit einem entsprechenden Kartenauszug 
aus CoSI und dem FHH-Atlas dokumentiert.

C	 Eignung des Rahmenprogramms Integrierte Stadtteilentwicklung 
In einer abschließenden Einschätzung begründet das Bezirksamt, weshalb es die 
Festlegung eines RISE-Fördergebiets zur Bewältigung der Probleme und Her-
ausforderungen des Gebiets für geeignet hält. Daran schließt sich ein Vorschlag 
zur Auswahl des Programms der Städtebauförderung sowie für die Abgrenzung 
eines Untersuchungsgebiets an.

Bei der Gebietsabgrenzung werden Problem- und Potenzialräume berücksich-
tigt sowie wichtige städtebauliche und strukturelle Bezüge einbezogen (z. B. 
städtebauliche Struktur, Sozial- und Wirtschaftsstruktur). Dabei ist zu berück-
sichtigen, dass große Untersuchungsräume oft große Erwartungen wecken, die 
bei detaillierterer Betrachtung, z. B. in der PPA, nicht erfüllt werden können. Für 
die Gebietsabgrenzung gilt daher: So groß wie nötig. So klein wie möglich. Aus 
Zweckmäßigkeitsgründen sollten die Grenzen des Untersuchungsgebiets nach 
Möglichkeit mit denen der Statistischen Gebiete übereinstimmen.

Das GAD endet mit einer Schätzung der voraussichtlichen Kosten für die Erstel-
lung der PPA. 

D	 Karten und Pläne 
Der Vorschlag für die Abgrenzung des Untersuchungsgebiets wird als Karte 
beigefügt. Unterstützend kann eine Karte oder Plandarstellung zu den Prob-
lemlagen angefertigt werden. Die allgemeinen Hinweise in Kapitel 3.4 zu Karten 
finden dabei Beachtung.

E	 Anhang (optional)
Für die weitere Erläuterung der Problemlagen im Gebiet können im Anhang wei-
terführende Fotos, Abbildungen, Grafiken etc. beigefügt werden. 
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4.2.3	�Akteurinnen und Akteure, Abstimmungsverfahren und 
nächste Schritte

Akteurinnen und Akteure und Abstimmungsverfahren
Das GAD ist ein behördeninternes Dokument zwischen Bezirksamt und BSW. Es 
wird vom Bezirksamt selbst ohne Beteiligungsverfahren erstellt und regelhaft 
nicht an ein externes Büro vergeben. Das GAD wird mit WSB 2 abgestimmt und – 
soweit WSB 2 der Argumentation und Empfehlung des Bezirksamts folgt – im 
Anschluss der Behördenleitung der BSW zur Entscheidung über die Einleitung 
einer PPA für dieses Gebiet zugeleitet. Nach Zustimmung der Behördenleitung 
der BSW wird der LAP in seiner nächsten Sitzung über die Einleitung der PPA 
informiert.

Nächste Schritte
Das Bezirksamt entscheidet, ob es die PPA selbst erstellt oder ein externes Büro 
mit der Erstellung der PPA beauftragt. 

Sofern das Bezirksamt die Erstellung der PPA beauftragt, soll die Ausschrei-
bung und Vergabe zügig nach Zustimmung der Behördenleitung der BSW 
über die Einleitung der PPA erfolgen. Die Vorbereitung der Vergabeunter-
lagen (Leistungsbeschreibung, Vertragsmuster etc.) zur Erstellung der PPA 
sollte daher bereits zeitlich parallel zur Befassung der Behördenleitung der 
BSW erfolgen.

Das Bezirksamt erstellt einen Zeitplan zur Erstellung der PPA, der die erforderlichen 
Abstimmungsschritte und Beteiligungsprozesse berücksichtigt, und stimmt diesen 
mit WSB 2 ab. WSB 2 ergänzt diesen um den Zeitplan bis zur Senatsbefassung 
unter Berücksichtigung der erforderlichen Abstimmungsfristen der Senatsdruck-
sache (vgl. Nr. 4.1.2). Der vollständige Zeitplan gibt insofern Auskunft darüber, bis 
wann die PPA bei WSB 2 vorliegen soll, anschließend zwischen WSB 2 und dem 
Bezirksamt abgestimmt wird und wann eine Festlegung des RISE-Fördergebiets 
auf Basis der Ergebnisse der PPA realistisch möglich und zu erwarten ist. 

4.2 Gebietsauswahldokument 
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4.3	 Problem- und Potenzialanalyse 

4.3.1	Ziel und Zweck: „Vorbereitung der Senatsbefassung“
Die PPA stellt die Grundlage für die Entscheidung dar, ob ein Gebiet als RISE-
Fördergebiet festgelegt werden kann. Darüber hinaus bilden wesentliche Teile 
der PPA den strategischen Teil für das später zu erstellende IEK (vgl. Kap 4.5). 
Aufbauend auf einer möglichst fundierten Bestandsaufnahme und einer Analy-
se der vorliegenden Probleme und Potenziale im Untersuchungsgebiet werden 
in der PPA die strategischen Überlegungen dargelegt, mit welchen Zielen und 
welchem Vorgehen die erkannten Handlungsbedarfe aufgegriffen werden sol-
len. Die Notwendigkeit dieser frühen Analyse, Bewertung und Schlussfolgerung 
ergibt sich daraus, dass als Grundlage für die Senatsbefassung zur Gebietsfest-
legung auch die Zielsetzungen der Gebietsentwicklung bekannt sein müssen  
(Ziffer 13.2 Globalrichtlinie RISE). 

4.3.2	Inhalte und Modellgliederung PPA
Die PPA enthält neben einer detaillierten Bestandsaufnahme eine ausführliche 
Darstellung der Probleme und Potenziale, insbesondere der städtebaulichen und 
sozialräumlichen Defizite und Chancen. Im strategischen Teil werden relevante 
Handlungsfelder sowie Gebietsleitziele und Handlungsfeldziele benannt. Außerdem 
werden Empfehlungen formuliert, in welchem Programm der Städtebauförderung 
und auf welcher rechtlichen Grundlage die Gebietsfestlegung und wie die genaue 
Gebietsabgrenzung erfolgen soll. Zudem ist die Empfehlung erster Projekte 
erforderlich, um zügig mit der Gebietsentwicklung vor Ort starten zu können. 

Bei der Erstellung der PPA soll darauf geachtet werden, dass die Kapitel schlüssig 
aufeinander aufbauen („Roter Faden“), d.h. Handlungsschwerpunkte und erste 
Projekte müssen sich konsistent aus der Bestandsaufnahme und der darauf 
aufbauenden Analyse der Probleme und Potenziale ergeben. Die methodischen 
Hinweise aus Kapitel 3.4 finden Berücksichtigung.
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Ausgewählte Inhalte im Einzelnen

A	 Anlass und Auftrag
Das Kapitel dient der Einführung und beschreibt Auftrag und Funktion der PPA. 
Erläutert werden der Prozess, der die PPA-Erarbeitung begleitet, mit kurzer 
Begründung der Auswahl und der Abgrenzung des Untersuchungsgebiets so-
wie die Arbeitsphasen der PPA-Erstellung. Eine gegebenenfalls zurückliegende 
Gebietsentwicklung soll kurz veranschaulicht werden. Dargestellt werden soll 
auch, welche Akteurinnen und Akteure und Dienststellen bislang über Beteili-
gungsprozesse einbezogen wurden. 

B	 Bestandsaufnahme
Die PPA beinhaltet eine detaillierte Bestandsaufnahme des Gebiets mit Darstel-
lung der städtebaulichen, sozioökonomischen und sozialräumlichen Strukturen. 
Dabei kann auf den Ausführungen des GAD aufgebaut werden. Vorteilhaft ist 
es, zu Beginn der Erstellung der PPA einen behördeninternen Workshop (Plan-
spiel / Grobabstimmung) mit den relevanten Fachämtern des Bezirksamts und 
den fachlich betroffenen Behörden zur Entwicklung des Gebiets durchzuführen 
(vgl. Kapitel 4.3.3). 

B 1	 Städtebauliche Struktur
In diesem Kapitel wird die Lage und Einbindung des Untersuchungsgebiets in die 
Gesamtstadt sowie dessen Funktion im Bezirk bzw. Stadtgebiet und die histori-
sche Entwicklung des Untersuchungsgebiets beschrieben. 

Hierzu gehört auch die Prüfung, ob das Gebiet oder zumindest ausgewählte 
Teilräume ergänzend für eine Energetische Stadtsanierung (KfW-Programm 
432) geeignet sind. Ziel ist das Vorantreiben der Energiewende in Quartieren 
unter Berücksichtigung von städtebaulichen, baukulturellen, architektonischen, 
wohnungswirtschaftlichen und sozialen Aspekten. Dies erfolgt in Abstimmung 
mit der BUKEA, Amt Energie und Klima, Referat Erneuerbare Energien – Wär-
mekonzepte. Zur Prüfung durch die BUKEA, ob die Voraussetzungen für eine 
erfolgversprechende energetische Stadtsanierung vorliegen, sind Informationen 
und Daten zur Situation im Quartier erforderlich (vgl. Kapitel 3.4).

B 2	 Sozioökonomische Struktur
Zunächst muss ermittelt werden, welche Statistischen Gebiete zur Analyse des 
Untersuchungsgebiets herangezogen werden sollen. Anschließend werden auf 
kleinräumiger Ebene der Statistischen Gebiete Auswertungen im Hinblick auf die 
Bevölkerungsstruktur und -entwicklung (1.), die Ergebnisse des Sozialmonitorings 
(2.) und soziale Indikatoren (3.) vorgenommen. Datenquelle bildet der Datenpool 
des Sozialmonitorings sowie CoSI (vgl. Kapitel 3.4).

Modellgliederung Problem- und Potenzialanalyse (PPA)
Titel: Problem- und Potenzialanalyse für [Name des Gebiets]

A	 Anlass und Auftrag 

B	 Bestandsaufnahme

	 B 1 	 Städtebauliche Struktur

	�	  B 1.1	� Lage, städtebauliche Struktur und Entwicklung des Untersuchungs

gebiets

		�  B 1.2	� Nutzungsstruktur und Funktionsräume Wohnen, Gewerbe, grüne und 

blaue Infrastruktur, öffentlicher Raum, Mobilität, Zentrenfunktion, 

Nahversorgung

		  B 1.3	� Gebäudestruktur und -typologie, Baualtersklassen, Sanierungs

zustand, Eigentümerstruktur

	 B 2 	 Sozioökonomische Struktur 

		  B 2.1	 Bevölkerungsstruktur und -entwicklung

		  B 2.2	 Auswertung des Sozialmonitorings 

	 B 3	 Gesellschaftliche Infrastruktur 

		  B 3.1	 Bildungsinfrastruktur

		  B 3.2	 Soziale Infrastruktur

		  B 3.3	� Kultur im Stadtteil, Akteurinnen und Akteure des Quartiers, 

ehrenamtliches Engagement

		  B 3.4	 Gesundheitsinfrastruktur

		  B 3.5	 Sport- und Freizeitinfrastruktur

C 	 Probleme und Potenziale
	 C 1 	� Schlussfolgerungen der Bestandsaufnahme:  

Probleme und Potenziale in den relevanten Handlungsfeldern und 

Querschnittsthemen

	 C 2	 Akteursstrukturen

	 C 3 	Bewertung der Analyseergebnisse

D 	 Strategischer Teil – Zielsetzungen
	 D 1	 Gebietsbezogene Leitziele

	 D 2 	Handlungsfeldziele 

E 	 Empfehlungen zur Verfahrensstruktur und zur Förderung
	 E 1 	 Programm, Förderlaufzeit und Gebietsabgrenzung	

	 E 2	 Gebietsmanagement und Beteiligungsprozess

	 E 3	 Gender Mainstreaming

	 E 4 	 Erste Projekte 

	 E 5	 Zeit-Maßnahme-Kosten-Plan (ZMKP)

	 E 6 	 Projektblätter 

F 	 Karten und Pläne

G 	 Anhang

Abbildung 9: Modellgliederung Problem- und Potenzialanalyse (PPA) 

4.3 Problem- und Potenzialanalyse 
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Ausgewählte Inhalte im Einzelnen

A	 Anlass und Auftrag
Das Kapitel dient der Einführung und beschreibt Auftrag und Funktion der PPA. 
Erläutert werden der Prozess, der die PPA-Erarbeitung begleitet, mit kurzer 
Begründung der Auswahl und der Abgrenzung des Untersuchungsgebiets so-
wie die Arbeitsphasen der PPA-Erstellung. Eine gegebenenfalls zurückliegende 
Gebietsentwicklung soll kurz veranschaulicht werden. Dargestellt werden soll 
auch, welche Akteurinnen und Akteure und Dienststellen bislang über Beteili-
gungsprozesse einbezogen wurden. 

B	 Bestandsaufnahme
Die PPA beinhaltet eine detaillierte Bestandsaufnahme des Gebiets mit Darstel-
lung der städtebaulichen, sozioökonomischen und sozialräumlichen Strukturen. 
Dabei kann auf den Ausführungen des GAD aufgebaut werden. Vorteilhaft ist 
es, zu Beginn der Erstellung der PPA einen behördeninternen Workshop (Plan-
spiel / Grobabstimmung) mit den relevanten Fachämtern des Bezirksamts und 
den fachlich betroffenen Behörden zur Entwicklung des Gebiets durchzuführen 
(vgl. Kapitel 4.3.3). 

B 1	 Städtebauliche Struktur
In diesem Kapitel wird die Lage und Einbindung des Untersuchungsgebiets in die 
Gesamtstadt sowie dessen Funktion im Bezirk bzw. Stadtgebiet und die histori-
sche Entwicklung des Untersuchungsgebiets beschrieben. 

Hierzu gehört auch die Prüfung, ob das Gebiet oder zumindest ausgewählte 
Teilräume ergänzend für eine Energetische Stadtsanierung (KfW-Programm 
432) geeignet sind. Ziel ist das Vorantreiben der Energiewende in Quartieren 
unter Berücksichtigung von städtebaulichen, baukulturellen, architektonischen, 
wohnungswirtschaftlichen und sozialen Aspekten. Dies erfolgt in Abstimmung 
mit der BUKEA, Amt Energie und Klima, Referat Erneuerbare Energien – Wär-
mekonzepte. Zur Prüfung durch die BUKEA, ob die Voraussetzungen für eine 
erfolgversprechende energetische Stadtsanierung vorliegen, sind Informationen 
und Daten zur Situation im Quartier erforderlich (vgl. Kapitel 3.4).

B 2	 Sozioökonomische Struktur
Zunächst muss ermittelt werden, welche Statistischen Gebiete zur Analyse des 
Untersuchungsgebiets herangezogen werden sollen. Anschließend werden auf 
kleinräumiger Ebene der Statistischen Gebiete Auswertungen im Hinblick auf die 
Bevölkerungsstruktur und -entwicklung (1.), die Ergebnisse des Sozialmonitorings 
(2.) und soziale Indikatoren (3.) vorgenommen. Datenquelle bildet der Datenpool 
des Sozialmonitorings sowie CoSI (vgl. Kapitel 3.4).

Modellgliederung Problem- und Potenzialanalyse (PPA)
Titel: Problem- und Potenzialanalyse für [Name des Gebiets]

A	 Anlass und Auftrag 

B	 Bestandsaufnahme

	 B 1 	 Städtebauliche Struktur

	�	  B 1.1	� Lage, städtebauliche Struktur und Entwicklung des Untersuchungs

gebiets

		�  B 1.2	� Nutzungsstruktur und Funktionsräume Wohnen, Gewerbe, grüne und 

blaue Infrastruktur, öffentlicher Raum, Mobilität, Zentrenfunktion, 

Nahversorgung

		  B 1.3	� Gebäudestruktur und -typologie, Baualtersklassen, Sanierungs

zustand, Eigentümerstruktur

	 B 2 	 Sozioökonomische Struktur 

		  B 2.1	 Bevölkerungsstruktur und -entwicklung

		  B 2.2	 Auswertung des Sozialmonitorings 

	 B 3	 Gesellschaftliche Infrastruktur 

		  B 3.1	 Bildungsinfrastruktur

		  B 3.2	 Soziale Infrastruktur

		  B 3.3	� Kultur im Stadtteil, Akteurinnen und Akteure des Quartiers, 

ehrenamtliches Engagement

		  B 3.4	 Gesundheitsinfrastruktur

		  B 3.5	 Sport- und Freizeitinfrastruktur

C 	 Probleme und Potenziale
	 C 1 	� Schlussfolgerungen der Bestandsaufnahme:  

Probleme und Potenziale in den relevanten Handlungsfeldern und 

Querschnittsthemen

	 C 2	 Akteursstrukturen

	 C 3 	Bewertung der Analyseergebnisse

D 	 Strategischer Teil – Zielsetzungen
	 D 1	 Gebietsbezogene Leitziele

	 D 2 	Handlungsfeldziele 

E 	 Empfehlungen zur Verfahrensstruktur und zur Förderung
	 E 1 	 Programm, Förderlaufzeit und Gebietsabgrenzung	

	 E 2	 Gebietsmanagement und Beteiligungsprozess

	 E 3	 Gender Mainstreaming

	 E 4 	 Erste Projekte 

	 E 5	 Zeit-Maßnahme-Kosten-Plan (ZMKP)

	 E 6 	 Projektblätter 

F 	 Karten und Pläne

G 	 Anhang
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1.	 Zuerst werden die Bevölkerungsstruktur und Bevölkerungsentwicklung dar-
gestellt. Dazu gehört die Analyse der Altersstruktur, der Haushaltsstrukturen 
und des Migrationshintergrundes. Die Darstellung beinhaltet die Auswertung 
der Daten für das Untersuchungsgebiet im Vergleich mit den Daten für den Be-
zirk und dem Hamburger Durchschnitt. Ergänzt wird die Darstellung durch die 
Wanderungsstrukturen (Wanderungssaldo und Wanderungsvolumen) und die 
Bevölkerungsentwicklung. 

2.	 Anschließend erfolgt die Darstellung relevanter Aussagen des aktuellen Berichts 
des Sozialmonitorings. Dazu gehören eine Darstellung des Gesamtindexes für die 
Statistischen Gebiete des Untersuchungsgebiets, die Darstellung des aktuellen 
Statusindexes und evtl. Veränderungen des Statusindexes in der Vergangenheit, 
ebenso wie eine Darstellung des aktuellen Dynamikindexes sowie ein Kartenaus-
schnitt (Gesamtindex). 

3.	 Die Sozialstruktur des Untersuchungsgebiets wird durch den Anteil Arbeitsloser, 
den Anteil Transferleistungsempfängerinnen und -empfänger (SGB II, SGB XII) 
sowie den Anteil niedrigerer Schulabschlüsse beschrieben (vgl. Abbildung 10). 
Analog zu der Darstellung der Bevölkerungsstruktur sollte die Darstellung die 
Anteile des jeweiligen Indikators im Untersuchungsgebiet im Vergleich zu den 
Anteilen im Bezirk sowie zum Hamburger Durchschnitt zeigen. Im Anschluss wer-
den ggf. weitere Stadtteilstatistiken des Statistikamts Nord und die Ergebnisse 
der Sozialraumanalyse des bezirklichen Fachamts Sozialraummanagement für 
das Gebiet dargestellt.

Den Abschluss bildet ein zusammenfassendes Fazit, das die wichtigsten Entwick-
lungen im Untersuchungsgebiet aufzeigt und auf evtl. Handlungsbedarfe hinführt. 

Relevante Indikatoren im Überblick: 

1.	 Bevölkerungsstruktur und -entwicklung
Die einzelnen Indikatoren werden im Vergleich zum Bezirk und zum Hamburger 
Durchschnitt angegeben:

•	 Anzahl Bevölkerung insgesamt
•	 Bevölkerungsentwicklung der letzten 5 Jahre 
•	 Anzahl und Anteil der unter 18-Jährigen an der Bevölkerung insgesamt
•	 Anzahl und Anteil der Senioren (65-Jährige und Ältere) an der Bevölkerung 

insgesamt
•	 Anzahl Haushalte insgesamt
•	 Anzahl und Anteil der Einpersonenhaushalte an allen Haushalten
•	 Anzahl und Anteil der Haushalte mit Kindern an allen Haushalten
•	 Anzahl und Anteil der Kinder von Alleinerziehenden an allen unter 

18-Jährigen oder Anzahl und Anteil der alleinerziehenden Haushalte an allen 
Haushalten mit Kindern

4.3 Problem- und Potenzialanalyse 
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•	 Anteil der Bevölkerung mit nicht-deutscher Staatsangehörigkeit, ggf. der 
Jugendlichen / Senioren mit nicht-deutscher Staatsangehörigkeit an der 
Bevölkerung bzw. der jeweiligen Altersgruppe

•	 Anteil der Bevölkerung mit Migrationshintergrund, ggf. Anteil der Jugend
lichen/ Senioren mit Migrationshintergrund an der Bevölkerung bzw. an der 
jeweiligen Altersgruppe

•	 Wanderungsstrukturen mit Wanderungssaldo und -volumen (ohne Vergleich 
zum Bezirk und zum Hamburger Durchschnitt, da methodisch nicht sinnvoll)

2.	 Sozialmonitoring 
•	 Statusindex (aktuell und vergangene Jahre)
•	 Dynamikindex (aktuelles Jahr)

3.	 Sozialstruktur 
Die einzelnen Indikatoren werden im Vergleich zum Bezirk und zum Hamburger 
Durchschnitt angegeben. Es handelt sich hier um fünf der sieben Indikatoren 
des Sozialmonitorings, die Indikatoren „Alleinerziehende“ und „Migrationshin-
tergrund“ sind bereits unter 1. Bevölkerungsstruktur aufgenommen.

•	 Anteil der Arbeitslosen (SGB II, SGB III nur falls vorhanden) an der Bevölke-
rung zwischen 15 und 65 Jahren

•	 Anteil der SGB-II-Empfängerinnen und -Empfänger an der Bevölkerung 
insgesamt

•	 Anteil der Kinder in Mindestsicherung23 (SGB II) an der Bevölkerung  
unter 15 Jahren

•	 Anteil der Empfängerinnen und Empfänger von Mindestsicherung im Alter 
(SGB XII) an der Bevölkerung 65 Jahre und älter 

•	 Schulabschlüsse: Anteil der Schülerinnen und Schüler ohne Schulabschluss, 
mit erstem allgemeinbildendem oder mittlerem Schulabschluss an allen 
Schulabschlüssen

B 3	 Gesellschaftliche Infrastruktur
Die gesellschaftliche Infrastruktur gliedert sich in verschiedene Betreuungs-, 
Bildungs-, Beratungs-, Kultur-, Sport- und Freizeiteinrichtungen. Zur Bestands-
aufnahme der Bildungsinfrastruktur gehören Kindertagesstätten, Schulen und 
Bildungseinrichtungen. Zur sozialen Infrastruktur zählen insbesondere Ein-
richtungen der offenen Kinder- und Jugendarbeit, Familienförderung, Senio-
renarbeit, Integration von Migrantinnen und Migranten sowie Inklusion von 
Menschen mit Behinderung. Die Bestandsaufnahme der gesellschaftlichen 
Infrastruktur umfasst zudem kulturelle Einrichtungen im Stadtteil, Einrichtun-
gen der Gesundheitsinfrastruktur, die Sport- und Freizeitinfrastruktur sowie 
gleichstellungspolitische Angebote. 

23	Der Begriff Grundsicherung wird häufig synonym verwendet.

Abbildung 10: Überblick relevanter Indikatoren sozioökonomische Struktur
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Als Informationsquelle und Analyseinstrument sollte CoSi (vgl. Kapitel 3.4) 
herangezogen werden. CoSI erlaubt nicht nur den Überblick über vorhandene 
Infrastrukturangebote, sondern ermöglicht über die Analysefunktionen auch 
qualitative Aussagen, z. B. zur räumlichen Abdeckung im Quartier, zu Erreich-
barkeiten und zur Versorgung des Quartiers mit Infrastruktureinrichtungen.

In der Bestandsaufnahme wird der Fokus auf die vorhandene bauliche Infra-
struktur gelegt, also die Einrichtungen und Gebäude im Quartier, in denen die 
Träger entsprechende Angebote durchführen. In der Analyse der Probleme 
und Potenziale soll möglichst entsprechend dargestellt werden, inwieweit 
die bauliche Infrastruktur Defizite aufweist, z. B. hinsichtlich Raumangebot, 
baulichem Zustand, zeitgemäßem Standard oder Erreichbarkeit. Ergänzt wird 
die Bestandsaufnahme um die Darstellung vorhandener fachlicher Angebote 
und der verschiedenen Träger bzw. der Akteursstrukturen in diesen Berei-
chen. Die Darstellung des ehrenamtlichen Engagements im Quartier rundet 
die Bestandsaufnahme ab. 

C	 Probleme und Potenziale
Auf Basis der Bestandsaufnahme werden die bestehenden Probleme und Po-
tenziale schlüssig und nachvollziehbar herausgearbeitet und analysiert sowie 
neben den Querschnittsthemen die relevanten Handlungsfelder für den 
Gebietsentwicklungsprozess abgeleitet. Dabei sollen Handlungsfelder nicht 
gebündelt werden. Je nach Untersuchungsgebiet und erkannten Problemlagen 
können alle Handlungsfelder oder nur ausgewählte Handlungsfelder relevant 
sein. Die Bewertung der Relevanz sollte nachvollziehbar begründet werden.

Das Handlungsfeld Klimaschutz / Klimaanpassung / grüne und blaue In-
frastruktur ist, ebenso wie das Querschnittsthema Gender Mainstrea-
ming / Gleichstellung der Geschlechter, in jeder PPA zu berücksichtigen 
(siehe E 3 Gender Mainstreaming; vgl. Kapitel 3.2.3 und 3.3.3). 

In den relevanten Handlungsfeldern erfolgt eine Darstellung der jeweiligen 
Defizite und Stärken bzw. der Probleme und Potenziale als Text und ggf. er-
gänzend in Tabellenform z. B. als SWOT-Analyse. 

Das Querschnittsthema Beteiligung und Aktivierung, lokale Partnerschaf-
ten, Vernetzung wird in diesem Kapitel nicht als Handlungsfeld aufgeführt, 
sondern erst im Rahmen der strategischen Vorüberlegungen zur Verfahrens- 
und Prozessstruktur (Kapitel E 2) betrachtet. Als Grundlage kann in diesem 
Kapitel aber eine Analyse der Akteursstrukturen erfolgen.

4.3 Problem- und Potenzialanalyse 
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Die Analyseergebnisse sind – mit Ausnahme der Analyse der Akteursstrukturen – 
zu bewerten, mögliche Handlungsbedarfe sind abzuleiten. 

D	 Strategischer Teil – Zielsetzungen
Die PPA liefert mit ihrer umfassenden Analyse und Bewertung der Probleme 
und Potenziale bereits erste Vorüberlegungen für Handlungsschwerpunkte und 
die spätere Zielstruktur des IEK. In diesem Kapitel werden Gebietsleitziele und 
Handlungsfeldziele in den relevanten Handlungsfeldern formuliert (zur Zielstruk-
tur und Darstellung vgl. Kapitel 3.3.2). Mit Blick auf die spätere Bilanzierung (vgl. 
Kapitel 4.6) soll bei der Auswahl und Anzahl der Handlungsfeldziele von Beginn 
an bedacht werden, dass diese in ihrer Anzahl angemessen und bezüglich ihrer 
Zielerreichung durch geeignete Indikatoren messbar sind. Die Zielstruktur der 
PPA berücksichtigt die Ergebnisse der ersten Beteiligungsprozesse und kann im 
Zuge der Erstellung des IEK auf Basis weiterer Beteiligungsprozesse grundsätzlich 
angepasst werden. Auch die Entwicklung von Indikatoren ist mit der PPA nicht 
abgeschlossen, vielmehr sollen Indikatoren im Gebietsentwicklungsprozess an-
gepasst und weiter konkretisiert werden. 

E 1	 Programm, Förderlaufzeit und Gebietsabgrenzung
Aus der Analyse und den Vorüberlegungen im strategischen Teil werden die 
Empfehlungen zur Verfahrens- und Prozessstruktur sowie zu den rechtlichen, 
zeitlichen und räumlichen Rahmenbedingungen der Gebietsentwicklung schlüssig 
hergeleitet. 

Die Auswahl des Programms der Städtebauförderung wird auf Basis der För-
derbestimmungen in den Förderrichtlinien RISE schlüssig begründet. 

Die Laufzeit der Gebietsförderung wird mit der Festlegung regelmäßig auf sieben 
Jahre befristet und endet jeweils zum Ende des Jahres (Ziffer I 4.1 Förderrichtlinien 
RISE). Abweichende Empfehlungen werden schlüssig begründet. 

Auf der Grundlage der Ergebnisse der PPA kann die Gebietsabgrenzung des 
künftigen RISE-Fördergebiets im Vergleich zur Gebietsabgrenzung des Unter-
suchungsgebiets der PPA angepasst werden (Ziffer 13.2 Globalrichtlinie RISE). 
Die Anpassung ist zu begründen. Der Vorschlag zur Gebietsabgrenzung für den 
Gebietsentwicklungsprozess soll u. a. sozialräumliche Bezüge, Einzugsbereiche 
von Einrichtungen und Vereinen, städtebauliche Zäsuren wie Verkehrstrassen 
sowie die äußere Erschließung des Gebiets und nach Möglichkeit die Grenzen 
der Statistischen Gebiete berücksichtigen. 
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E 2 	 Gebietsmanagement und Beteiligungsprozesse
Hier wird beschrieben, wie das Gebietsmanagement organisiert wird, welche 
Dienststellen regelhaft einbezogen werden und mit welchen Instrumenten bzw. 
welchem Veranstaltungsrahmen die Beteiligung und Aktivierung der Bewoh-
nerinnen und Bewohner sowie sonstiger Akteurinnen und Akteure im Quartier 
vorgesehen ist.

E 3 	 Gender Mainstreaming
In diesem Abschnitt wird bereits zu Beginn des Gebietsentwicklungsprozesses 
dargelegt, wie das Querschnittsthema Gender Mainstreaming / Gleichstellung der 
Geschlechter in der Gebietsentwicklung berücksichtigt wird. Im Laufe der Gebiets-
entwicklung wird das Vorgehen ggf. bedarfsgerecht angepasst und entsprechend im 
IEK bzw. in dessen Fortschreibung berücksichtigt und dokumentiert. Zum IEK sowie 
zur Fortschreibung von IEK vergleiche analog Kapitel 4.5.2 E 3 bzw. Kapitel 4.6.2 C.3.

In der PPA sollen die Grundsätze und Leitlinien des „Gleichstellungspolitischen 
Rahmenprogramms“ sowie des „Aktionsplans für Akzeptanz gleichgeschlechtli-
cher und sexueller Vielfalt“ beachtet werden. Nicht nur alle Dienststellen, sondern 
auch die beteiligten Akteursgruppen sind angehalten, die Handlungsstrategie 
des Gender Mainstreamings und die Grundsätze und Leitlinien des „Gleichstel-
lungspolitischen Rahmenprogramms“ sowie des „Aktionsplans für Akzeptanz 
gleichgeschlechtlicher und sexueller Vielfalt“ anzuwenden. Die unterschiedlichen 
Bedarfe und Bedürfnisse der Geschlechter bezüglich der Lebenssituationen und 
Interessen fließen bei sämtlichen konzeptionellen Überlegungen, Planungen und 
bei der Umsetzung von Projekten und Vorhaben im RISE-Fördergebiet ein. 

E 4	 Erste Projekte
Erste Projekte, die nach Festlegung des RISE-Fördergebiets bereits parallel zur 
Erstellung des IEK umgesetzt werden können, ermöglichen den wichtigen früh-
zeitigen Einstieg in die Gebietsentwicklung vor Ort und können maßgeblich zur 
Motivation und Aktivierung von Bewohnerinnen und Bewohnern sowie sonstigen 
Akteurinnen und Akteuren im Quartier beitragen. Bei der Empfehlung erster 
Projekte sollte beachtet werden, dass diese schlüssig aus der Analyse hergeleitet 
werden können. Sie werden zudem in die vorläufige Zielstruktur eingebettet und 
sollen geeignet sein, einen Beitrag zur Zielerreichung zu leisten. 

E 5 und E 6 Zeit-Maßnahme-Kosten-Plan (ZMKP) und Projektblätter
Auf Grundlage der Erkenntnisse der PPA wird ein Zeit-Maßnahme-Kosten-Plan (ZMKP) 
mit den Teilen I und II erstellt (vgl. Kapitel E 4). Die Darstellung basiert auf den in 
der RISE-Datenbank erfassten Daten. Sämtliche, bis dahin verbindlich abgestimm-
te, umsetzungsreife Projekte wie insbesondere die Kosten der Gebietsentwicklung 
(Honorar Gebietsentwicklerin bzw. Gebietsentwickler, Stadtteilbüro, Verfügungs-
fonds, Öffentlichkeitsarbeit – soweit nicht vom Honorar der Gebietsentwicklerin 

4.3 Problem- und Potenzialanalyse 
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bzw. des Gebietsentwicklers umfasst) sowie die Kosten für erste umzusetzende 
Projekte, werden im ZMKP Teil I mit ihren Kosten und der abgestimmten Finan-
zierung erfasst und fließen in die Senatsdrucksache ein. Die Finanzierungsanteile 
werden im ZMKP Teil I entsprechend dem erwarteten Umsetzungszeitraum auf die 
Jahre verteilt. Alle anderen Projekte, bei denen zwar ggf. bereits Gesamtkosten und 
Umsetzungswahrscheinlichkeit hinreichend konkretisiert sind, deren Finanzierung 
aber noch nicht abgestimmt ist, werden als nicht entscheidungsreif bewertet und in 
den ZMKP Teil II aufgenommen. Im ZMKP Teil II werden keine Angaben zu möglichen 
Finanzierungsanteilen gemacht. Innerhalb der Teile I und II erfolgt die Darstellung 
der Projekte nach Handlungsfeldern. Maßgeblich für die Zuordnung ist jeweils das 
im RISE-Datenbankverfahren gewählte Haupthandlungsfeld. 

Für Projekte und Maßnahmen des ZMKP Teil I werden entsprechende Projektblätter 
erstellt (Kapitel E 6). Die Angaben in den Projektblättern dürfen von denen im ZMKP 
nicht abweichen. Für Projekte des ZMKP Teil II sind keine Projektblätter erforderlich.

F 	 Karten und Pläne
Folgende Karten und Plandarstellungen sollen grundsätzlich erstellt und als 
Anhang der PPA beigefügt werden:

•	 Gebietsabgrenzung,

•	 Städtebauliche Struktur, 

•	 Nutzungsstruktur,

•	 Eigentümerstruktur,

•	 Potenzialflächen Wohnungsbau,

•	 Geltendes Planrecht,

•	 Gesellschaftliche Infrastruktur / öffentliche Einrichtungen,  

•	 Verortung von Problemen und Potenzialen und

•	 Verortung erster Projekte und Maßnahmen.

G	 Anhang
Im Anhang können entscheidungsrelevante (weiterführende) Karten, Pläne, Fotos 
oder Tabellen beigefügt werden (vgl. Kapitel 3.4.2 Grundsätzliche Qualitätsanfor-
derungen). Eine fotografische Dokumentation kann in den Anhang der PPA oder 
in den entsprechenden Textstellen eingefügt werden. In der PPA soll insbesondere 
der Ist-Zustand (vorher) des Gebiets fotografisch dargestellt werden. Fotos sind 
zusätzlich auf den gemeinsamen SharePoint von WSB 2 und den Bezirksämtern 
(vgl. Kapitel 5.3) hochzuladen.
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4.3.3	�Akteurinnen und Akteure, Abstimmungsverfahren und 
Beteiligungsprozess

Akteurinnen und Akteure und Abstimmungsverfahren
In Vorbereitung auf die Erstellung der PPA ist es vorteilhaft, wenn das zustän-
dige Bezirksamt frühzeitig die relevanten Fachämter des Bezirksamts sowie die 
fachlich betroffenen Behörden einbezieht und mit ihnen Probleme und Potenziale 
identifiziert und erörtert. Dazu bieten sich Workshops, Planspiele oder digitale 
Beteiligungen an. Vertreterinnen und Vertreter der relevanten Behörden und 
Fachämter des Bezirksamts sollen die Möglichkeit haben, ihre fachpolitischen 
Zielsetzungen und Ideen einzubringen. Die Qualitäten behördenübergreifender 
integrierter Planung könnten somit frühzeitig in den Prozess einfließen. Die dabei 
gewonnenen Erkenntnisse zu Problemen, Potenzialen, Herausforderungen und Chan-
cen des Gebiets bilden potenzielle Bausteine für eine integrierte, quartiersbezogene 
Planung. Das Bezirksamt verantwortet die PPA. Bei einer externen Beauftragung 
der PPA stellt das Bezirksamt sicher, dass der Entwurf der geforderten Qualität 
entspricht und stimmt diesen anschließend mit WSB 2 und im Weiteren mit den 
Trägern öffentlicher Belange (TöB) ab (vgl. Ziffer 7 Globalrichtlinie RISE). WSB 2 
wird in die TöB-Beteiligung eingebunden und beteiligt die Ämter und Abteilungen 
innerhalb der BSW. Nach erfolgter TöB-Beteiligung und finaler Abstimmung des 
Entwurfs mit WSB 2 legt das Bezirksamt den Entwurf der PPA den bezirklichen 
Gremien zur Beschlussfassung vor. Die PPA wird dem LAP in seiner nächsten 
Sitzung zur Kenntnis gegeben. Die PPA dient als Grundlage für die Erstellung der 
Senatsdrucksache bzw. SENKO-Vorlage für den Beschluss zur Gebietsfestlegung.

Beteiligungsprozess
Die Durchführung einer ersten Beteiligung während der Erstellung der PPA zur 
Einbindung der Bewohnerinnen und Bewohner sowie sonstiger Akteurinnen 
und Akteure des Quartiers ist nach Maßgabe der VV StBauF obligatorisch. Der 
Beginn des Beteiligungsprozesses wird z. B. durch einen Auftaktworkshop und 
eine begleitende digitale Beteiligung eingeleitet. Flankierend können weitere 
Beteiligungsmöglichkeiten wie aufsuchende Beteiligung und Stadtteilspaziergän-
ge eingesetzt werden. Ziel ist es, erste Gebietsleitziele und Handlungsfeldziele 
zu eruieren und zu entwickeln. Darüber hinaus sollen Ideen und Wünsche der 
Bewohnerinnen und Bewohner sowie sonstiger Akteurinnen und Akteure des 
Quartiers gesammelt und erste Projekte und Maßnahmen entwickelt werden. Die 
Ergebnisse der Beteiligungen sollen in geeigneter Weise in die PPA einfließen. 

4.3.4	Ausschreibung der PPA
Die PPA wird entweder durch das Bezirksamt selbst oder durch ein beauftragtes 
externes Büro erstellt. Eine EU-weite Ausschreibung der PPA ist wegen Unter-

4.3 Problem- und Potenzialanalyse 
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schreitung des Schwellenwerts in der Regel nicht erforderlich. Die Anforderungen 
an die Kompetenzen des zu beauftragenden Büros ergeben sich aus folgenden 
allgemeinen Erwägungen und den gebietsspezifischen Anforderungen des Un-
tersuchungsgebiets:

•	 Grundlagenkenntnisse und praktische Erfahrungen in den Bereichen Stadt-
teilentwicklung und Städtebauförderung sowie Soziales, Integration, Bildung, 
Arbeitsmarktpolitik, Gender Mainstreaming und Wohnungsbau,

•	 Kenntnisse und Erfahrungen im Umgang mit planungsrechtlichen Grundlagen,

•	 Methodenkenntnisse in der Auswertung quantitativer und qualitativer Daten 
sowie Kompetenzen und Erfahrungen in der Konzept- und Strategieent-
wicklung,

•	 Kommunikations- und Teamfähigkeit (Gesprächsführung, Präsentation, 
Öffentlichkeitsarbeit) sowie Moderationskompetenzen,

•	 interkulturelle Kompetenzen, ggf. Mehrsprachigkeit,

•	 Kenntnisse im Projektmanagement und in der Prozesssteuerung,

•	 Kenntnisse der kommunalen und lokalen Akteurslandschaft sowie der Vor-
Ort-Bedingungen und

•	 Verwaltungskenntnisse.

4.3.5	Nächste Schritte
Nach Fertigstellung der PPA kann das Bezirksamt bereits mit der Vorbereitung 
der Ausschreibung inklusive Vorbereitung der Vergabeunterlagen (Leistungs-
beschreibung, Vertragsmuster etc.) für die Beauftragung einer Gebietsentwick-
lerin bzw. eines Gebietsentwicklers beginnen. Diese muss in der Regel (wegen 
Überschreitung des Schwellenwertes) EU-weit erfolgen. Da die Vorbereitung 
eines EU-weiten Vergabeverfahrens aufwendig ist und die hierbei erforderliche 
Abstimmung mit der Finanzbehörde erfahrungsgemäß bis zu einem Jahr in An-
spruch nehmen kann, empfiehlt es sich, frühzeitig und parallel zur Vorbereitung 
der Senatsbefassung durch WSB 2 zu beginnen, so dass der zeitliche Abstand 
zwischen der Gebietsfestlegung und der Veröffentlichung der Ausschreibung so 
gering wie möglich ausfällt. Damit soll erreicht werden, dass die Gebietsentwick-
lerin bzw. der Gebietsentwickler die Arbeit zeitnah nach der Gebietsfestlegung 
aufnehmen kann. 

Um bei der Erstellung von PPA und IEK Doppelarbeit zu vermeiden, sollen we-
sentliche Teile der PPA (Bestandsaufnahme, Analyse, Zielsystem) in den stra-
tegischen Teil des IEK übernommen werden bzw. diesen bilden. Dies ist bei der 
Erstellung des Leistungsverzeichnisses für die künftige Gebietsentwicklerin bzw. 
den künftigen Gebietsentwickler zu berücksichtigen.
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4.4	� Problem- und Potenzialanalyse zur Vorbereitung eines 
Sanierungsgebiets 

Für die beabsichtigte förmliche Festlegung eines Sanierungsgebiets ist eine PPA 
erforderlich, die die Anforderungen an vorbereitende Untersuchungen gemäß 
§ 141 BauGB erfüllt (vgl. Ziffer 13.2 Globalrichtlinie RISE). In diesem Fall erfolgt 
die Einleitung der PPA durch Beschluss des Senats oder der SENKO und wird im 
Amtlichen Anzeiger Teil II des Hamburgischen Gesetz- und Verordnungsblattes 
öffentlich bekannt gemacht.

4.4.1	Ziel und Zweck
Auf Grundlage der abgeschlossenen PPA bereitet WSB 2 in Abstimmung mit dem 
Bezirksamt einen Senatsbeschluss zur förmlichen Festlegung des Sanierungs-
gebiets gemäß § 142 BauGB vor (Sanierungsverordnung). 

Für die PPA und die anschließende förmliche Festlegung eines Sanierungsgebiets 
sind besondere konzeptionelle Anforderungen zu berücksichtigen. Die mit dem 
Sanierungsverfahren verbundenen Eingriffsmöglichkeiten des besonderen Städ-
tebaurechts wie die Genehmigungspflicht für grundstücksbezogene Vorgänge 
und Geschäfte oder Bestimmungen zur Bemessung von Ausgleichs- und Entschä-
digungsleistungen und Kaufpreisen erfordern eine sorgfältige Begründung und 
Abwägung, die sich auf eine tiefergehende Bestandsanalyse mit grundstücks-
bezogenen Aussagen und Bewertungen stützt (Parzellenschärfe) und aus der 
fortentwickelten Rechtsprechung abzuleiten ist. 

4.4.2	Inhalte, Methoden und Modellgliederung
Der inhaltliche Aufbau einer PPA, die die Anforderungen an vorbereitende Un-
tersuchungen gemäß § 141 BauGB erfüllt, muss einige über die Gliederung 
gemäß Kapitel 4.3 PPA hinausgehende Inhalte aufweisen, die in der nachfolgen-
den Modellgliederung kenntlich gemacht sind. Die Hinweise aus den Kapiteln 4.3 
PPA und 3.4 Methoden und Qualitätsanforderungen sind zu beachten.

Modellgliederung PPA zur Vorbereitung eines Sanierungsgebiets 
Titel: Problem- und Potenzialanalyse für [Name des Gebiets]

A	 Anlass und Auftrag 

B	 Bestandsaufnahme
	 s. Modellgliederung PPA, aber mit erhöhter Parzellenschärfe

C 	 Probleme und Potenziale
	 �s. Modellgliederung PPA, aber unter inhaltlicher Bezugnahme / Hinführung auf 

die Anwendungsvoraussetzungen des § 136 Abs. 2 und 3 BauGB (städtebauliche 

Missstände und Funktionsverluste / gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse / Si-

cherheit der dort wohnenden und arbeitenden Menschen; Lage und Funktion 

eines Gebiets) 

D	 Strategischer Teil – Zielsetzungen 
	� s. Modellgliederung PPA, aber unter inhaltlicher Bezugnahme / Hinführung auf 

die Verbesserung oder Umgestaltung des Gebiets zur Behebung städtebaulicher 

Missstände und Funktionsverluste

E	 Beurteilung der Sanierungsnotwendigkeit 
	 E 1	 Städtebauliche Missstände und Funktionsverluste

	 E 2	 Öffentliches Interesse

	 E 3	 Mitwirkungsbereitschaft der Betroffenen und öffentlichen Aufgabenträger

	 E 4	 Nachteilige Auswirkungen 

	 E 5	 Abwägung zur Verfahrenswahl 

	 E 6	 Fazit

F 	 Empfehlungen zur Verfahrensstruktur und zur Förderung 
	 s. Modellgliederung PPA Kapitel E

G	 Karten und Pläne

H 	 Anhang

4.4 Problem- und Potenzialanalyse zur Vorbereitung eines Sanierungsgebiets 
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Ausgewählte Inhalte im Einzelnen

A 	Anlass
(Hier nur ergänzende Hinweise, siehe im Übrigen Hinweise zur PPA, Kapitel 4.3.) 
Im Anlass werden knapp die Eckdaten der Einleitung der PPA mit dem Datum der 
amtlichen Bekanntmachung angeführt und Bezug auf § 141 BauGB genommen. 
Zudem soll das Ziel der PPA, im Ergebnis Aussagen darüber zu treffen, ob und 
wie eine städtebauliche Sanierungsmaßnahme mit Anwendung des besonderen 
Städtebaurechts des BauGB durchgeführt werden kann, benannt werden. 

B	 Bestandsaufnahme 
(Hier nur ergänzende Hinweise, siehe im Übrigen Hinweise zur PPA, Kapitel 4.3.)
Der Bestand wird auf Ebene der Grundstücke erfasst (Parzellenschärfe). Alle 

4.4	� Problem- und Potenzialanalyse zur Vorbereitung eines 
Sanierungsgebiets 

Für die beabsichtigte förmliche Festlegung eines Sanierungsgebiets ist eine PPA 
erforderlich, die die Anforderungen an vorbereitende Untersuchungen gemäß 
§ 141 BauGB erfüllt (vgl. Ziffer 13.2 Globalrichtlinie RISE). In diesem Fall erfolgt 
die Einleitung der PPA durch Beschluss des Senats oder der SENKO und wird im 
Amtlichen Anzeiger Teil II des Hamburgischen Gesetz- und Verordnungsblattes 
öffentlich bekannt gemacht.

4.4.1	Ziel und Zweck
Auf Grundlage der abgeschlossenen PPA bereitet WSB 2 in Abstimmung mit dem 
Bezirksamt einen Senatsbeschluss zur förmlichen Festlegung des Sanierungs-
gebiets gemäß § 142 BauGB vor (Sanierungsverordnung). 

Für die PPA und die anschließende förmliche Festlegung eines Sanierungsgebiets 
sind besondere konzeptionelle Anforderungen zu berücksichtigen. Die mit dem 
Sanierungsverfahren verbundenen Eingriffsmöglichkeiten des besonderen Städ-
tebaurechts wie die Genehmigungspflicht für grundstücksbezogene Vorgänge 
und Geschäfte oder Bestimmungen zur Bemessung von Ausgleichs- und Entschä-
digungsleistungen und Kaufpreisen erfordern eine sorgfältige Begründung und 
Abwägung, die sich auf eine tiefergehende Bestandsanalyse mit grundstücks-
bezogenen Aussagen und Bewertungen stützt (Parzellenschärfe) und aus der 
fortentwickelten Rechtsprechung abzuleiten ist. 

4.4.2	Inhalte, Methoden und Modellgliederung
Der inhaltliche Aufbau einer PPA, die die Anforderungen an vorbereitende Un-
tersuchungen gemäß § 141 BauGB erfüllt, muss einige über die Gliederung 
gemäß Kapitel 4.3 PPA hinausgehende Inhalte aufweisen, die in der nachfolgen-
den Modellgliederung kenntlich gemacht sind. Die Hinweise aus den Kapiteln 4.3 
PPA und 3.4 Methoden und Qualitätsanforderungen sind zu beachten.

Modellgliederung PPA zur Vorbereitung eines Sanierungsgebiets 
Titel: Problem- und Potenzialanalyse für [Name des Gebiets]

A	 Anlass und Auftrag 

B	 Bestandsaufnahme
	 s. Modellgliederung PPA, aber mit erhöhter Parzellenschärfe

C 	 Probleme und Potenziale
	 �s. Modellgliederung PPA, aber unter inhaltlicher Bezugnahme / Hinführung auf 

die Anwendungsvoraussetzungen des § 136 Abs. 2 und 3 BauGB (städtebauliche 

Missstände und Funktionsverluste / gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse / Si-

cherheit der dort wohnenden und arbeitenden Menschen; Lage und Funktion 

eines Gebiets) 

D	 Strategischer Teil – Zielsetzungen 
	� s. Modellgliederung PPA, aber unter inhaltlicher Bezugnahme / Hinführung auf 

die Verbesserung oder Umgestaltung des Gebiets zur Behebung städtebaulicher 

Missstände und Funktionsverluste

E	 Beurteilung der Sanierungsnotwendigkeit 
	 E 1	 Städtebauliche Missstände und Funktionsverluste

	 E 2	 Öffentliches Interesse

	 E 3	 Mitwirkungsbereitschaft der Betroffenen und öffentlichen Aufgabenträger

	 E 4	 Nachteilige Auswirkungen 

	 E 5	 Abwägung zur Verfahrenswahl 

	 E 6	 Fazit

F 	 Empfehlungen zur Verfahrensstruktur und zur Förderung 
	 s. Modellgliederung PPA Kapitel E

G	 Karten und Pläne

H 	 Anhang

Abbildung 11: Modellgliederung PPA zur Vorbereitung eines Sanierungsgebiets
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relevanten Planungen und rechtlich-planerischen Bindungen für das Gebiet, 
z. B. das Planungsrecht, werden erfasst und hinsichtlich ihrer Auswirkungen auf 
die einzelnen Grundstücke ausgewertet. Geprüft wird beispielsweise, ob Land-
schaftsschutzgebiete und Wasserschutzgebiete, Kampfmittelverdachtsflächen, 
ein Altlastenverdacht oder Versorgungsinfrastruktur (Anschlüsse z. B. Gas oder 
Fernwärme), vorliegen. 

C	 Probleme und Potenziale 
(Hier nur ergänzende Hinweise, siehe im Übrigen Hinweise zur PPA, Kapitel 4.3.)
Mit der PPA wird untersucht, ob städtebauliche Missstände und Funktionsver-
luste gemäß § 136 Abs. 2 und 3 BauGB vorliegen. Diese Frage wird in Kapitel C 
konkretisiert anhand einer problembezogenen Betrachtung/Beurteilung folgender 
Parameter: gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse sowie Sicherheit der dort 
wohnenden und arbeitenden Menschen (auch unter Berücksichtigung der Belange 
des Klimaschutzes und der Klimaanpassung); Erfüllung der Aufgaben, die dem 
Gebiet nach Lage und Funktion obliegen.

Für die Beurteilung, ob bei den o.g. Parametern städtebauliche Missstände oder 
Funktionsverluste vorliegen, werden im Einzelnen die in § 136 Abs. 3 BauGB 
benannten Kriterien herangezogen (z. B. Belichtung, bauliche Beschaffenheit 
der Gebäude, Zugänglichkeit der Grundstücke, verkehrliche und infrastrukturelle 
Erschließung, Funktionsfähigkeit des Gebiets usw.). Die Darstellung in Kapitel C 
erfolgt im Rahmen der RISE-Handlungsfelder. Damit wird die Argumentation für 
die Notwendigkeit der Sanierung (vgl. Kapitel E) vorbereitet.

D	 Strategischer Teil – Zielsetzungen 
(Hier nur ergänzende Hinweise, siehe im Übrigen Hinweise zur PPA, Kapitel 4.3.)
Inhaltlich sollen die Zielsetzungen aus Kapitel D im Ganzen auf die Verbesserung 
oder Umgestaltung des Gebiets zur Behebung städtebaulicher Missstände und 
Funktionsverluste zielen (vgl. § 136 Abs. 2 BauGB). Die formale Darstellung erfolgt 
über Leitziele und Handlungsfeldziele. Die schlüssige Ableitung der Zielfest-
setzungen aus den Kapiteln B und C ist Voraussetzung für die Beurteilung der 
Notwendigkeit und Durchführbarkeit der Sanierung im anschließenden Kapitel E. 

E	 Beurteilung der Sanierungsnotwendigkeit
Kapitel E bietet eine zusammenfassende Bewertung mit Blick auf die Anforde-
rungen des BauGB. Dabei stützt es sich auf die in den vorlaufenden Kapiteln B, 
C und D entwickelte Darstellung. Zunächst wird die Notwendigkeit der Sanierung 
erläutert, hierin werden die wesentlichen städtebaulichen Mängel und bzw. oder 
Funktionsverluste benannt (vgl. Kapitel C Probleme und Potenziale) und das 
öffentliche Interesse an der einheitlichen Vorbereitung und zügigen Durchführung 
einer städtebaulichen Sanierungsmaßnahme dargelegt. 

4.4 Problem- und Potenzialanalyse zur Vorbereitung eines Sanierungsgebiets 
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Das Kapitel Mitwirkungsbereitschaft der Betroffenen und der öffentlichen 
Aufgabenträger dient der Einschätzung der Durchführbarkeit der städtebauli-
chen Sanierungsmaßnahme im Sinne der § 137, 139 BauGB. Die Einschätzung 
der Mitwirkungsbereitschaft der Betroffenen basiert auf einem im Rahmen der 
PPA-Erstellung durchgeführten Beteiligungsprozess, der sich insbesondere an 
die von der Planung betroffenen Eigentümerinnen und Eigentümer sowie Päch-
terinnen und Pächter richtet und in dem frühzeitig die Ziele und Sanierungs-
absichten erläutert werden. Die Einschätzung der Mitwirkungsbereitschaft der 
öffentlichen Aufgabenträger basiert auf der Beteiligung und Abstimmung des 
PPA-Entwurfs mit den Dienststellen der FHH. Die Ausführungen umfassen eine 
knappe Darstellung der Rahmenbedingungen (z. B. Beteiligungsanlässe mit Da-
tum und Teilnehmerzahl) sowie deren Ergebnisse. Die öffentlichen und privaten 
Belange werden gegeneinander und untereinander abgewogen.24

Zudem werden die voraussichtlichen nachteiligen Auswirkungen der Sanierung 
eingeschätzt sowie deren Folgen im wirtschaftlichen oder sozialen Bereich für 
die von der Sanierung unmittelbar Betroffenen (z. B. Umzugsnotwendigkeit für 
Personen oder Betriebe infolge baulicher Modernisierungsmaßnahmen oder 
städtebaulicher Neuordnung). In der PPA wird auf die mögliche Inanspruch-
nahme von Sozialplanleistungen nach § 180 BauGB in RISE-Fördergebieten der 
Integrierten Stadtteilentwicklung hingewiesen (vgl. Neufassung der Regelungen 
zu den Sozialplanleistungen vom 08.06.2018),25 die dazu dienen, nachteiligen 
Entwicklungen entgegenzuwirken und diese abzumildern. 

In der Abwägung zur Verfahrenswahl wird begründet, ob die förmliche Fest-
legung im umfassenden oder im vereinfachten Verfahren erfolgen soll. Beim 
vereinfachten Verfahren gemäß § 142 Abs. 4 BauGB wird die Anwendung der 
besonderen sanierungsrechtlichen Vorschriften (Vorschriften des Dritten Ab-
schnitts) ausgeschlossen, wenn diese für die Durchführung der Sanierung nicht 
erforderlich sind und die Durchführung hierdurch voraussichtlich nicht erschwert 
wird. U. a. entfällt damit die Verpflichtung zur Erhebung von Ausgleichsbeträgen 
nach Abschluss der Sanierung. Die Verfahrenswahl erfolgt auf Grundlage der 
vorliegenden Erkenntnisse der PPA nach Erforderlichkeit, nicht nach Ermessen. 
Für den Fall eines umfassenden Verfahrens wird dargelegt, inwieweit der Ver-
zicht auf die Anwendung der besonderen sanierungsrechtlichen Vorschriften die 
Sanierung erschweren würde. 

Es erfolgt ein Fazit zu den vorgenannten Überlegungen, das die Sanierungsnot-
wendigkeit zusammenfassend begründet. 

24	� Die geäußerten Belange und die Abwägung hierzu sind gesondert zu dokumentieren und das Ergebnis in der 
PPA zusammenfassen.

25	� Weitere Infrormationen zu Sozialplanleistungen nach § 180 BauGB in Fördergebieten der Integrierten Stadt-
teilentwicklung siehe www.hamburg.de/contentblob/11263226/ea985c6e87aa25fa2131c3aed6be6f17/data/
sozialplanleistungen.pdf.

https://www.hamburg.de/contentblob/11263226/ea985c6e87aa25fa2131c3aed6be6f17/data/sozialplanleistungen.pdf
https://www.hamburg.de/contentblob/11263226/ea985c6e87aa25fa2131c3aed6be6f17/data/sozialplanleistungen.pdf
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F 	 Empfehlungen zur Verfahrensstruktur und zur Förderung 
(Hier nur ergänzende Hinweise, siehe im Übrigen Hinweise zur PPA, Kapitel 4.3.)
Der Vorschlag zur Abgrenzung des Sanierungsgebiets wird parzellenscharf 
abgebildet (Karte). Dabei wird parzellenscharf begründet, ob und ggf. inwieweit 
zu diesem Zweck das Untersuchungsgebiet der PPA verändert werden soll. 

G	 Karten und Pläne 
(Hier nur ergänzende Hinweise, siehe im Übrigen Hinweise zur PPA, Kapitel 4.3.)
Die Darstellungen berücksichtigen die erhöhten Anforderungen an die Parzellenschärfe. 

4.4.3	�Akteurinnen und Akteure, Abstimmungsverfahren und 
Beteiligungsprozess

Die Abstimmung und Beteiligung im Zusammenhang mit einer PPA, die die An
forderungen an vorbereitende Untersuchungen gemäß § 141 BauGB erfüllen, ent-
sprechen im Grundsatz der in Kapitel 4.3 PPA dargestellten Verfahrensweise, nehmen 
aber explizit Bezug auf § 137 BauGB (Beteiligung und Mitwirkung der Betroffenen) 
und § 139 BauGB (Beteiligung und Mitwirkung öffentlicher Aufgabenträger). Das 
Bezirksamt stellt dies in der Sache sicher und dokumentiert verwaltungsintern die 
Rahmenbedingungen (z. B. Beteiligungsanlässe), Ergebnisse sowie deren Abwägung. 
In der PPA werden diese Informationen in geeigneter Form zusammengefasst dar-
gestellt. Die finalisierte PPA wird WSB 2 vorgelegt. Sofern die PPA zu dem Ergebnis 
kommt, dass die Voraussetzungen für die Anwendung des Sanierungsrechts vor-
liegen und ein Sanierungsverfahren durchgeführt werden soll, erstellt WSB 2 auf 
Basis der PPA die Drucksache zur Festlegung des Sanierungsgebiets, die vom Senat 
beschlossen werden muss (vgl. Kapitel 4.4.1). Die Sanierungsverordnung ist Teil der 
Drucksache. Der LAP erhält die PPA zur Kenntnis und wird über die Vorbereitung 
der Gebietsfestlegung bzw. die Festlegung des Sanierungsgebiets informiert.

4.4.4	Ausschreibung der PPA
Grundsätzlich sind die Hinweise zu beachten, die für die Ausschreibung der 
PPA, Kapitel 4.3 gegeben wurden. Zusätzlich bestehen Anforderungen an die 
Kompetenzen des zu beauftragenden Büros im Bereich der Vorbereitung von 
Sanierungsmaßnahmen nach § 136 BauGB, insbesondere hinsichtlich vorbe-
reitender Untersuchungen nach § 141 Abs. 1 BauGB sowie der Beurteilung der 
Sanierungsnotwendigkeit nach § 136 Abs. 3 BauGB. 

4.4.5	Nächste Schritte
(Vgl. entsprechende Hinweise zur PPA, Kapitel 4.3.)
Bei der Vorbereitung der Ausschreibung einer Sanierungsträgerin oder eines Sanie-
rungsträgers sind entsprechende Anforderungen an die Eignung nach § 158 BauGB 
zu berücksichtigen bzw. nachzuweisen.

4.4 Problem- und Potenzialanalyse zur Vorbereitung eines Sanierungsgebiets 
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4.5	 Integriertes Entwicklungskonzept 

4.5.1	�Ziel und Zweck: „Konzeptionelle Grundlage der  
Gebietsentwicklung“

Das Integrierte Entwicklungskonzept – IEK bildet die konzeptionelle Grundlage für 
einen umfassenden Erneuerungs- und Entwicklungsprozess des RISE-Fördergebiets 
(vgl. Ziffer 15 Globalrichtlinie RISE). Zweck des IEK ist es, die strategischen Zielset-
zungen für die Gebietsentwicklung aus der PPA aufzugreifen, soweit erforderlich 
nachzujustieren und deren operative Umsetzung anhand der geplanten Vorhaben 
aufzuzeigen. Der operative Teil beinhaltet die Benennung der Schlüsselprojekte, 
Projekte und Projektideen, den ZMKP (Teil I und II) sowie die Projektblätter.

4.5.2	Inhalte und Modellgliederung 
Das IEK besteht im Wesentlichen aus zwei Teilen: der strategische Teil enthält neben 
der Bestandsaufnahme und der Darstellung der Probleme und Potenziale die aus 
den Problemen und Potenzialen abgeleiteten relevanten Handlungsfelder sowie die 
Zielsetzungen für die Gebietsentwicklung (Gebietsleitziele und Handlungsfeldziele); 
der operative Teil enthält die Darstellung der vorgesehenen Projekte und Maßnahmen 
inklusive Angabe der Kosten, Finanzierung und der erwarteten zeitlichen Umsetzung. 

Zur Vermeidung von Doppelarbeit bei der Erstellung von PPA und IEK sowie 
zur Verschlankung der Verfahren werden wesentliche Bestandteile der PPA 
(Bestandsaufnahme, Analyse, Zielsystem) in den strategischen Teil des IEK 
(Kapitel B – D) übernommen und bilden gemeinsam mit Kapitel E damit 
auch den strategischen Teil des IEK. Es ist also keine erneute Bestandsauf-
nahme für die IEK-Erstellung erforderlich. Selbstverständlich können die 
Feststellungen und Bewertungen der PPA im Zuge der Erstellung des IEK 
auch auf Basis der Erkenntnisse aus der Beteiligung von Bewohnerinnen und 
Bewohnern sowie sonstigen Akteurinnen und Akteuren des Quartiers bei 
Bedarf aktualisiert, ergänzt oder korrigiert sowie die daraus abgeleiteten 
Ziele entsprechend weiterentwickelt werden.

Im Ergebnis soll das Bezirksamt gemeinsam mit der Gebietsentwicklerin bzw. dem 
Gebietsentwickler damit in die Lage versetzt werden, zügig mit der Entwicklung und 
Abstimmung konkreter Projekte und Maßnahmen und insofern mit der Erstellung des 
operativen Teils des IEK zu beginnen. Der Fokus bei der Erstellung des IEK liegt darauf, 
ein möglichst umfassendes Portfolio an Projekten und Maßnahmen aufzustellen, die 
zur Erreichung der benannten Handlungsfeldziele geeignet sind. Bedeutsame Projekte, 
die durch ihre Wirkung besonders geeignet sind, den Gebietsentwicklungsprozess zu 
befördern (Schlüsselprojekte), sollen im IEK entsprechend hervorgehoben werden. 
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Grundlegendes Qualitätsmerkmal in Aufbau und Dokumentation des IEK mit 
ZMKP ist – wie auch in der PPA – die Konsistenz von Bestandaufnahme und Ana-
lyse über die daraus abgeleiteten Zielsetzungen bis hin zur Umsetzungsstrategie, 
die sich über die Projektvorschläge im operativen Teil des IEK konkretisiert. Dies 
gilt trotz Übernahme wesentlicher Teile der PPA in das IEK uneingeschränkt fort. 
Sämtliche Berichtsteile sollen systematisch und schlüssig aufeinander aufbauen 
bzw. sich aufeinander beziehen („Roter Faden“). 

Die Hinweise aus den Kapiteln 4.3.3 PPA und 3.4 Methoden und Qualitätsanfor-
derungen sind auch bei der Erstellung des IEK zu berücksichtigen.

Modellgliederung Integriertes Entwicklungskonzept (IEK) 
Titel: Integriertes Entwicklungskonzept für das RISE-Fördergebiet  
[Name des RISE-Fördergebiets]

A	 Anlass und Auftrag 
	 Integriertes Entwicklungskonzept – Strategischer Teil

B	 Bestandsaufnahme
	 B 1	 Städtebauliche Struktur

	 B 2	 Sozioökonomische Struktur

	 B 3	 Gesellschaftliche Infrastruktur

C 	 Probleme und Potenziale
	 C 1	 Schlussfolgerungen der Bestandsaufnahme: 

		  Probleme und Potenziale in den relevanten Handlungsfeldern

	 C 2	 Akteursstrukturen

	 C 3	 Zusammenfassung und Bewertung der Analyseergebnisse

D 	 Strategische Zielsetzungen für die Gebietsentwicklung
	 D 1	 Gebietsbezogene Leitziele

	 D 2	 Handlungsfeldziele 

E 	 Verfahrensstruktur
	 E 1 	 Gebietsmanagement 

	 E 2 	 Beteiligungsprozesse

	 E 3	 Gender Mainstreaming

F 	 Integriertes Entwicklungskonzept – Operativer Teil
	 F 1 	 Projekte

	 F 2 	 Zeit-Maßnahme-Kosten-Plan (ZMKP)

	 F 3	 Projektblätter

G 	 Karten und Pläne

H 	 Anhang

Abbildung 12: Modellgliederung Integriertes Entwicklungskonzept (IEK)

4.5 Integriertes Entwicklungskonzept
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Ausgewählte Inhalte im Einzelnen
A	  Anlass und Auftrag
Im Anlass werden knapp die Eckdaten zur vorliegenden PPA, zur Festlegung des 
RISE-Fördergebiets, zum Programm und zur Laufzeit des RISE-Fördergebiets an-
geführt (vgl. Kapitel 4.3.2, E 1). Die ggf. beauftragte externe Gebietsentwicklerin 
bzw. der Gebietsentwickler ist zu nennen. 

D Strategische Zielsetzungen für die Gebietsentwicklung
In diesem Kapitel werden die Gebietsleitziele und Handlungsfeldziele aus der 
PPA übernommen und soweit erforderlich angepasst. 

Im Zuge des Beteiligungsprozesses oder durch aktuelle Entwicklungen und Er-
kenntnisse können auch nach der Festlegung des RISE-Fördergebiets Anpassun-
gen erforderlich werden. Diese Anpassungen werden im Kapitel D auf Basis der 
Bestandsaufnahme zu den Problemen und Potenzialen und der Analyseergebnisse 
schlüssig hergeleitet und begründet. 

Insbesondere mit Blick auf die spätere Bilanzierung (vgl. Kapitel 4.6) ist auch bei 
der Weiterentwicklung der Handlungsfeldziele zu bedenken, dass diese in ihrer 
Anzahl angemessen, umsetzbar und bezüglich ihrer Zielerreichung messbar sein 
sollen (zur Zielstruktur und Darstellung der Ziele vgl. Kapitel 3.3.2). Da es sich 
bei den Handlungsfeldzielen um Wirkungsziele handelt, gestaltet sich die ggf. 
erforderliche Weiterentwicklung geeigneter Indikatoren anspruchsvoll.

Die in der PPA dargestellten und im IEK ggf. weiter konkretisierten Gebiets-
leitziele und Handlungsfeldziele müssen den Anforderungen an die Erfolgs-
kontrolle gem. § 7 LHO genügen (vgl. Ziffer 6 Globalrichtlinie RISE). Für jedes 
Handlungsfeldziel muss in der späteren Bilanzierung schlüssig hergeleitet 
werden, inwieweit dieses erreicht wurde, welche Maßnahmen einen Beitrag 
zur Zielerreichung geleistet haben und woran bzw. inwiefern sich dieser 
Beitrag messen und begründen lässt. Darauf aufbauend soll auch die Zieler-
reichung der Gebietsleitziele messbar und zu begründen sein. Die Grundlage 
für die spätere Bilanzierung wird also bereits im strategischen Teil der PPA 
und des IEK durch die Zielstruktur aus Gebietsleitzielen, Handlungsfeldern, 
Handlungsfeldzielen, Indikatoren und Maßnahmen gelegt („Roter Faden“). 

E 1 und E 2 Verfahrensstruktur und Beteiligungsprozesse
Im Kapitel E 1 und 2 des IEK wird die Verfahrensstruktur bezüglich des Gebiets-
managements und der Beteiligungsprozesse dargestellt. Diese Informationen 
sollen grundsätzlich aus Kapitel E 2 der PPA übernommen werden, da sich aus 
dem Beteiligungsprozess im Regelfall keine grundlegenden Änderungen der 
Verfahrensstruktur ergeben werden.
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Für die Erstellung des IEK ist eine aktivierende Beteiligung von Bewohnerinnen 
und Bewohnern sowie sonstigen Akteurinnen und Akteuren des Quartiers erfor-
derlich und in Kapitel E 2 zu beschreiben. Die Verfahrens- und Prozessstruktur 
soll darstellen, mit welchem Vorgehen und mit welcher Vor-Ort-Präsenz der Ge-
bietsentwicklungsprozess umgesetzt werden soll. Des Weiteren sollen Aussagen 
zur Organisation des Gebietsmanagements und den beteiligten koordinierenden 
Akteurinnen und Akteuren getroffen werden. 

Dabei ist es Aufgabe der Gebietsentwicklerin bzw. des Gebietsentwicklers, bei der 
Planung und Umsetzung von Vorhaben und Maßnahmen die Handlungsstrategie 
des Gender Mainstreamings und die Grundsätze und Leitlinien des „Gleichstel-
lungspolitischen Rahmenprogramms“ sowie des „Aktionsplans für Akzeptanz 
gleichgeschlechtlicher und sexueller Vielfalt“ anzuwenden (vgl. Kap 3.3.3.17). Die 
unterschiedlichen Bedürfnisse bezüglich der Lebenssituationen und Interessen 
sind insbesondere bei Überlegungen zum Beteiligungsprozess zu berücksichti-
gen. Der Beteiligungsprozess bindet nach Möglichkeit alle im Gebiet lebenden 
Bevölkerungs- und Sozialgruppen, insbesondere auch Menschen mit Migrati-
onshintergrund sowie die Akteurinnen und Akteure vor Ort wie z. B. Initiativen, 
Vereine, Institutionen und Träger sowie Gewerbetreibende und Unternehmen, in 
den Gebietsentwicklungsprozess ein. Die Bewohnerinnen und Bewohner sowie 
sonstigen Akteurinnen und Akteure des Quartiers sollen dabei an der Konkretisie-
rung der strategischen Gebietsleitziele und Handlungsfeldziele beteiligt werden. 
Geeignete Hinweise aus dem Beteiligungsprozess sollen ins IEK einfließen. Wie 
dieser Beteiligungsprozess sichergestellt wird, ist im IEK darzustellen.

Im IEK sollen außerdem Aussagen zur prozess- und zur projektbezogenen Be-
teiligung getroffen werden. Die prozessbezogene Beteiligung bezieht sich auf 
die Beteiligung an den im Rahmen des Gebietsentwicklungsprozesses zu er-
stellenden Produkten (PPA, IEK, Zwischen- und Abschlussbilanzierung) sowie 
auf die prozessbegleitenden Maßnahmen (Netzwerk- und Öffentlichkeitsarbeit, 
Stadtteilbüro, Beteiligungsgremium und Verfügungsfonds). Die projektbezogene 
Beteiligung bezieht sich auf die Beteiligung von Bewohnerinnen und Bewohnern 
sowie sonstigen Akteurinnen und Akteuren des Quartiers an konkreten Maß-
nahmen und Projekten. Es sollen Aussagen darüber getroffen werden, wie die 
von der Planung Betroffenen durch geeignete Mittel angesprochen sowie über 
zielgruppenspezifische Formate beteiligt werden.

E 3 	 Gender Mainstreaming
Bereits in der PPA wird dargelegt, wie das Querschnittsthema Gender Mainstrea-
ming / Gleichstellung in der Gebietsentwicklung berücksichtigt wird (vgl. Kapitel 4.3, 
E 3). Im IEK muss darauf aufgebaut werden. Neben allen Dienststellen und den 
beteiligten Akteursgruppen sind auch die Gebietsentwicklerin oder der Gebiets-
entwickler angehalten, die Handlungsstrategie des Gender Mainstreamings und 

4.5 Integriertes Entwicklungskonzept
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die Grundsätze und Leitlinien des „Gleichstellungspolitischen Rahmenprogramms“ 
sowie des „Aktionsplans für Akzeptanz gleichgeschlechtlicher und sexueller 
Vielfalt“ anzuwenden. Die unterschiedlichen Bedarfe und Bedürfnisse der Ge-
schlechter bezüglich der Lebenssituationen und Interessen fließen bei sämtlichen 
konzeptionellen Überlegungen, Planungen und bei der Umsetzung von Projekten 
und Vorhaben im RISE-Fördergebiet ein. Zur Fortschreibung von IEKs vergleiche 
analog Kapitel 4.6.2 C.3.

Für eine gleichstellungswirksame Haushaltssteuerung werden im Hamburger 
Haushalt Kennzahlen in Bezug auf die Berücksichtigung und Umsetzung des 
Gender Mainstreamings ausgebracht. Dies gilt auch für die Integrierte Stadt-
teilentwicklung. Damit wird das Querschnittsthema künftig eine besondere Rolle 
in der Gebietsentwicklung und damit auch der Aufstellung bzw. Fortschreibung 
des IEK einnehmen.

F	 Integriertes Entwicklungskonzept – Operativer Teil
Der operative Teil bildet mit dem ZMKP die abgestimmte verbindliche Grundlage 
für die Projektumsetzung und die Ressourcensteuerung für den ausgewiesenen 
Zeitraum. 

Im Kapitel F 1 werden wichtige Projekte, die für das Erreichen der Gebietsleitziele 
von herausragender Bedeutung sind (Schlüsselprojekte), dargestellt. Zudem wer-
den alle geplanten Projekte in einer tabellarischen Übersicht aufgeführt. Diese 
Übersicht gliedert sich in Projekte des ZMKP Teil I und Teil II sowie in ergänzende 
Projektideen. Projektideen sollen perspektivisch einen Beitrag zur Zielerreichung 
leisten, sind aber noch nicht hinreichend konkret, so dass sie noch nicht in den 
ZMKP Teil II aufgenommen werden können. 

Im Kapitel F 2 wird der vollständige ZMKP mit den Teilen I und II dargestellt. Die 
Darstellung basiert auf den in der RISE-Datenbank erfassten Daten (Muster, siehe 
SharePoint Fn. 11, S. 46). Sämtliche bis dahin umsetzungsreife Projekte, die vom 
LAP verbindlich beschlossen werden sollen, werden im ZMKP Teil I mit ihren Kos-
ten und der abgestimmten Finanzierung erfasst, wobei die Finanzierungsanteile 
entsprechend dem erwarteten Umsetzungszeitraum auf die Jahre zu verteilen 
sind. Projekte, bei denen zwar Gesamtkosten und Umsetzungswahrscheinlichkeit 
hinreichend konkretisiert sind, deren Finanzierung aber noch nicht abgestimmt 
ist, werden als nicht entscheidungsreif bewertet und in den ZMKP Teil II aufge-
nommen. Im ZMKP Teil II werden keine Angaben zu möglichen Finanzierungsan-
teilen gemacht. Der LAP beschließt den ZMKP Teil I und nimmt den Teil II nur zur 
Kenntnis (vgl. Kapitel 4.1.3). Innerhalb der Teile I und II erfolgt die Darstellung der 
Projekte nach Handlungsfeldern. Maßgeblich für die Zuordnung ist jeweils das 
im RISE-Datenbankverfahren gewählte Haupthandlungsfeld. Jedes Projekt wird 
im ZMKP nur einmal erfasst. Nicht aufgeführt werden einzelne Projekte, die aus 
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dem Verfügungsfonds gefördert werden sollen (zu kleinteilig) sowie Projekte, die 
innerhalb der Förderlaufzeit nicht realisierbar sind.

Der ZMKP Teil I umfasst mit der Darstellung der beabsichtigten Projekte und 
deren Kosten-, Finanzierungs- und Umsetzungsplanung den voraussichtlichen 
Gesamtbedarf an Fördermitteln. Zusammen mit dem Teil II dient er der Ressour-
censteuerung für die geplante Laufzeit des RISE-Fördergebiets. 

Im Kapitel F 3 werden sämtliche Projekte und Maßnahmen des ZMKP Teil I in ein-
zelnen Projektblättern konkret beschrieben. Die Angaben in den Projektblättern 
dürfen nicht von denen im ZMKP abweichen.

G	 Karten 
Das Bezirksamt stellt sicher, dass dem IEK ein städtebaulicher Rahmenplan 
bzw. ein geeigneter Plan, der die erforderlichen, insbesondere baulich-investiven 
Maßnahmen sowie die Schlüsselprojekte des Gebiets darstellt, beigefügt wird. 
Die Karten aus der PPA werden übernommen und ggf. aktualisiert, sofern sich 
Inhalte geändert haben. Die methodischen Hinweise zur Erstellung von Karten 
und Plänen sind zu berücksichtigen (vgl. Kapitel 3.4 und 4.3.3). 

H	 Anhang
(Beachte weitere Hinweise zur PPA, Kapitel 4.3.2, G Anhang.)
Im IEK können Visualisierungen bzw. Fotos von geplanten oder in Umsetzung 
befindlichen Maßnahmen dargestellt werden. Eine Dokumentation der Beteili-
gungsprozesse sollte ebenfalls beigefügt werden, um den Prozess der Zielfor-
mulierung sowie die Entwicklung von Maßnahmen und Projekten zur Behebung 
der formulierten Probleme und Missstände transparent darzustellen. 

4.5.3	�Akteurinnen und Akteure, Abstimmungsverfahren und 
Beteiligungsprozess

Akteurinnen und Akteure und Abstimmungsverfahren
In der Regel beauftragt das Bezirksamt die externe Gebietsentwicklerin bzw. 
den Gebietsentwickler mit der Erstellung des IEK. Hierfür stellt das Bezirksamt 
als Auftraggeber die Weitergabe der PPA und aller ergänzenden, relevanten 
Informationen im Kontext der PPA sicher, damit die Gebietsentwicklerin bzw. 
der Gebietsentwickler als Auftragnehmerin / als Auftragnehmer über alle für die 
Erstellung des IEK maßgeblichen Informationen verfügt.

Das Bezirksamt ist für die Qualität des IEK verantwortlich. Es stimmt den von 
ihm qualitätsgesicherten Entwurf des IEK zunächst mit WSB 2 und im Weite-
ren mit den Trägern öffentlicher Belange – TöB ab (vgl. Ziffer 7 Globalrichtlinie 
RISE). WSB 2 wird in die TöB-Beteiligung eingebunden und beteiligt die Ämter 
und Abteilungen innerhalb der BSW. Nach erfolgter TöB-Beteiligung und finaler 
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Abstimmung des Entwurfs mit WSB 2 legt das Bezirksamt den Entwurf des IEK 
den bezirklichen Gremien zur Beschlussfassung vor. Bezirksversammlung und 
zuständige Fachausschüsse können zusätzlich bereits prozessbegleitend beteiligt 
werden. Anschließend wird der Entwurf des IEK dem LAP zur Beschlussfassung 
vorgelegt. Der LAP beschließt das IEK mit Teil I des ZMKP und nimmt Teil II des 
ZMKP zur Kenntnis (vgl. Kapitel 4.1.3 und Ziffer 15 Globalrichtlinie RISE). 

Mit dem LAP-Beschluss sind die Voraussetzungen gegeben, die im ZMKP Teil I 
benannten Projekte und Maßnahmen umzusetzen. 

Beteiligungsprozess
Die Erarbeitung des IEK wird von einem intensiven Beteiligungsprozess begleitet.  
Ziel ist es, bislang nicht wahrgenommene Herausforderungen zu identifizieren, auf 
deren Grundlage die Gebietsleitziele und Handlungsfeldziele weiterentwickelt und 
angepasst werden. Beteiligte können die in der PPA formulierten Handlungsfeld-
ziele durch das Einbringen entsprechender Ideen und Wünsche zu Projekten und 
Maßnahmen operationalisieren. Im Rahmen der Beteiligung sollte außerdem eine 
Information über die Ergebnisse der PPA sowie über die zentrale Bedeutung des 
IEK als verbindlicher Handlungsrahmen im Gebietsentwicklungsprozess erfolgen. 
Zur Erarbeitung des IEK können unterschiedliche, aufeinander abgestimmte Be-
teiligungsmöglichkeiten kombiniert werden. Es bieten sich z. B. Workshops und 
digitale Beteiligungen an, die von aufsuchenden Beteiligungsangeboten, Kinder- 
und Jugendbeteiligungen und Stadtteilspaziergängen flankiert werden können.

Der Entwurf des IEK mit den im Quartier festgestellten Problemen, Potenzialen, 
Handlungsbedarfen, angestrebten Zielen, Handlungsfeldern und Projektvorschlä-
gen soll in einer öffentlichen Veranstaltung wie z. B. in einer eigenen Sitzung des 
Stadtteil- oder Quartiersbeirats vorgestellt, fachlich erläutert und gemeinsam 
erörtert werden.
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4.6	 Zwischenbilanzierung und Fortschreibung des IEK 

4.6.1	Ziel und Zweck: „Erfolgskontrolle“
Mit der Zwischenbilanzierung wird der Gebietsentwicklungsprozess etwa zur 
Hälfte der Gebietslaufzeit, spätestens alle vier Jahre nach Beschluss des IEK, in 
Form einer Erfolgskontrolle bewertet (vgl. Ziffer 6 und 17 Globalrichtlinie RISE). 
Wesentlicher Maßstab der Erfolgskontrolle ist dabei das im IEK angelegte Ziel-
system aus Gebietsleitzielen und Handlungsfeldzielen. Mit der Erfolgskontrolle 
wird gemessen, inwieweit die jeweiligen Ziele durch den bisherigen Gebietsent-
wicklungsprozess bereits erreicht werden konnten und inwieweit noch weiterer 
Handlungsbedarf besteht. 

Auf Basis der Zwischenbilanzierung gilt es zudem zu prüfen, ob die Handlungsfelder 
und Handlungsfeldziele beibehalten oder angepasst (fortgeschrieben) werden sol-
len. Denkbar ist beispielsweise, dass auf Basis der vorliegenden Erkenntnisse und 
Erfahrungen des Gebietsentwicklungsprozesses bzw. aufgrund veränderter Rahmen-
bedingungen neue Handlungsfelder und bzw. oder Handlungsfeldziele hinzukommen, 
einzelne aufgegeben oder umformuliert werden sollen. Auch eine Anpassung der 
Gebietsleitziele ist nicht ausgeschlossen, erfahrungsgemäß aber eher selten erfor-
derlich. Diese Schlussfolgerungen werden in der Fortschreibung des IEK dargelegt.

Zum Ende der Gebietslaufzeit wird erneut eine Bilanzierung bzw. Erfolgskontrolle 
vorgenommen (Ziffer 6 Globalrichtlinie RISE). Hierzu erörtern das Bezirksamt 
und WSB 2 im Vorfeld, ob und inwieweit alle wesentlichen Ziele erreicht und alle 
geplanten Projekte und Maßnahmen innerhalb der geplanten Gebietslaufzeit 
realisiert werden können und stimmen auf dieser Basis ab, ob ggf. eine Verlänge-
rung der Gebietslaufzeit erforderlich wird und welche Dauer diese Verlängerung 
umfassen sollte. Sofern Bezirksamt und WSB 2 gemeinsam zu dem Ergebnis 
kommen, dass innerhalb der festgelegten Gebietslaufzeit nicht alle wesentlichen 
Ziele erreicht und nicht alle geplanten Projekte und Maßnahmen realisiert werden 
können und insofern eine Verlängerung der Gebietslaufzeit erforderlich ist, ist 
dies in der Bilanzierung schlüssig darzulegen und zu begründen. In diesem Fall 
wird anstelle einer Abschlussbilanzierung eine zweite Zwischenbilanzierung 
erforderlich. Zudem ist das IEK erneut fortzuschreiben und die Verlängerung der 
Gebietslaufzeit zu begründen. 

Zum Ende der verlängerten Gebietslaufzeit wird erneut eine Bilanzierung vor-
genommen. Auch in diesem Fall erörtern Bezirksamt und WSB 2 rechtzeitig, ob 
innerhalb des Verlängerungszeitraums alle wesentlichen Ziele erreicht und alle 
geplanten Projekte und Maßnahmen umgesetzt werden konnten. Ist dies nicht 
der Fall, wird ggf. eine weitere Verlängerung der Gebietslaufzeit erforderlich und 
abzustimmen sein. In diesem Fall handelt es sich bei der Bilanzierung zum Ende 
des geplanten Verlängerungszeitraums um eine dritte Zwischenbilanzierung, 
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die – aufbauend auf der letzten Zwischenbilanzierung – nur den Zeitraum seit 
der letzten Zwischenbilanzierung berücksichtigt. Auch hier wird zudem das IEK 
erneut fortgeschrieben. Erst in der Abschlussbilanzierung wird der gesamte 
Gebietsentwicklungsprozess betrachtet.

4.6.2	Inhalte und Modellgliederung
Grundlegendes Qualitätsmerkmal in Aufbau und Dokumentation der Zwischen-
bilanzierung und Fortschreibung des IEK ist die Konsistenz von erkannten und 
ggf. veränderten Problemlagen (Befund), den Ergebnissen der Bilanzierung zur 
Zielerreichung, insbesondere auf Basis der umgesetzten Projekte und Maßnahmen, 
und den daraus abgeleiteten Empfehlungen zur strategischen Nachsteuerung (z. B. 
Anpassung von Handlungsfeldern und Handlungsfeldzielen, Verlängerung der 
Gebietslaufzeit). Entsprechend ist der operative Teil des IEK durch die Entwicklung 
neuer Projekte und Maßnahmen zur Behebung von Problemen und Missständen 
anzupassen. Sämtliche Berichtsteile sollen insofern systematisch und schlüssig 
aufeinander aufbauen bzw. sich aufeinander beziehen („Roter Faden“).

Die Bilanzierung ist Aufgabe des für den Gebietsentwicklungsprozess zuständigen 
Bezirksamts (vgl. Ziffer 3.2 Globalrichtlinie RISE). Sofern das Bezirksamt die Ge-
bietsentwicklerin bzw. den Gebietsentwickler mit der Durchführung beauftragt, setzt 
dies methodisch voraus, dass die Gebietsentwicklerin bzw. der Gebietsentwickler 
die Sichtweise des Bezirksamts einnehmen und den Gebietsentwicklungsprozess 
aus dessen Perspektive bilanzieren muss (Rollenverständnis). Dabei muss die von 
der Gebietsentwicklerin bzw. dem Gebietsentwickler vorzunehmende Evaluation 
des Gebietsentwicklungsprozesses die Anforderungen an eine Erfolgskontrolle 
nach § 7 LHO erfüllen. Die Bilanzierung beinhaltet also nicht die Reflektion der 
Gebietsentwicklerin bzw. des Gebietsentwicklers über dessen eigene Aufga-
benwahrnehmung. Methodisch handelt es sich zwar um eine Selbstevaluation. 
Dieser Begriff bedeutet jedoch lediglich, dass mit dieser Erfolgskontrolle nicht 
ein weiterer Externer beauftragt wird, sondern die Evaluation durch das Bezirk-
samt oder das mit der Gebietsentwicklung beauftragte Büro durchgeführt wird. 

Für die Bilanzierungen sollen insbesondere folgende Auswertungen vorgenom-
men bzw. Datenquellen herangezogen werden (vgl. Ziffer 6 Globalrichtlinie RISE): 

•	 Auswertung der aktuellen Ergebnisse des Sozialmonitorings, 

•	 Auswertung der RISE-Datenbank, 

•	 Feedback aus dem Beteiligungsgremium vor Ort, 

•	 Sachstandsberichte der Gebietsentwicklerin bzw. des Gebietsentwicklers, 

•	 Problemorientierte Auswertungen aus CoSI,

•	 Sozialraumbeschreibungen des zuständigen Bezirksamts sowie

•	 Angaben im jährlichen elektronischen Monitoring (eMo) der Städtebauförderung.
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Die Hinweise zu Methoden und Qualitätsanforderungen aus Kapitel 3.4 finden 
hierbei Berücksichtigung.

Abbildung 13: Modellgliederung Zwischenbilanzierung und Fortschreibung des IEK

Modellgliederung Zwischenbilanzierung und Fortschreibung des IEK

Titel: �Zwischenbilanzierung und Fortschreibung des Integrierten Entwicklungs-
konzepts (IEK) für das RISE-Fördergebiet [Name des RISE-Fördergebiets]

A	 Anlass und Auftrag 
	 A 1	 Eckdaten der Gebietsfestlegung

	 A 2	 Anlass zur Bilanzierung / Meilensteine der Gebietsentwicklung

	 A 3	 Methodisches Vorgehen und Grundlagen der Bilanzierung

B 	 Bilanzierung
	 B 1	 Zwischenbilanzierung in Bezug auf die Ausgangs- und Problemlage

		  B 1.1	�Städtebauliche, funktionale und ökonomische Strukturen  

(nur Darstellung signifikanter Änderungen)
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		  B 2.1	Zusammenfassung der Problemlagen (IEK)

		  B 2.2	Bilanzierung der Handlungsfeldziele 

		  B 2.3	Bilanzierung der gebietsbezogenen Leitziele
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		  C 1.2	Gebietsbezogene Leitziele
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	 D 2	 Zeit-Maßnahme-Kosten-Plan (ZMKP)
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E	 Karten und Pläne

F	 Anhang
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Ausgewählte Inhalte im Einzelnen
A	 Anlass und Auftrag
Das Kapitel dient der Einführung. Hier werden die Eckdaten der Gebietsfestlegung 
sowie der Anlass der Zwischenbilanzierung benannt und wesentliche erreichte 
bzw. noch zu erreichende Meilensteine des Gebietsentwicklungsprozesses knapp 
dargelegt. Dieses Kapitel ist nicht als Tätigkeitsnachweis der Gebietsentwicklerin 
bzw. des Gebietsentwicklers zu verstehen, sondern soll vielmehr einen kurzen 
Überblick geben. Zudem werden das methodische Vorgehen und die verwendeten 
Grundlagen der Bilanzierung erläutert.

B 1	 Zwischenbilanzierung in Bezug auf die Ausgangslage
In diesem Teil wird knapp dargelegt, ob und inwieweit sich die städtebaulichen, 
funktionalen und ökonomischen Strukturen und die daraus resultierenden Rah-
menbedingungen bzw. Herausforderungen sowie Problemlagen und Potenziale 
im Vergleich zur Ausgangslage zu Beginn des Gebietsentwicklungsprozesses 
verändert haben und wie sich dies begründet. Eine reine Wiederholung der Be-
schreibung zu den vorliegenden Strukturen aus dem IEK soll ebenso vermieden 
werden wie eine detaillierte Bezugnahme auf einzelne Projekte.

Zudem wird die aktuelle sozioökonomische Struktur in Form der Ergebnisse des 
aktuellen Sozialmonitorings dargestellt. Dabei werden wesentliche Veränderungen 
im Vergleich zur Ausgangslage mit Bezug auf die erkannten Problemlagen und 
deren Auswirkungen erläutert und bewertet. Signifikante Veränderungen kön-
nen zum Beispiel durch eine Veränderung der Struktur der Bewohnerinnen und 
Bewohner infolge der zwischenzeitlichen Errichtung eines neuen Wohnquartiers 
oder einer öffentlich-rechtlichen Unterkunft eingetreten sein. 

Die Darstellung der Daten aus dem Sozialmonitoring orientiert sich an der Dar-
stellung im IEK (vgl. Kapitel 4.3.3, B.2). Hier soll jeweils auch der Vergleich zum 
bezirklichen und zum Hamburger Durchschnitt vorgenommen werden. 

Zur Übersicht und zum Vergleich bieten sich Tabellen an, die die Daten und 
Ergebnisse zum Zeitpunkt des IEK den bei der Zwischenbilanzierung aktuellen 
Daten gegenüberstellen. Entsprechende Kartendarstellungen können sich jedoch 
auf die zum Zeitpunkt der Zwischenbilanzierung aktuellen Daten beschränken.

B 2	 Zwischenbilanzierung der Zielerreichung

Die Kapitel B 2.2 und B 2.3 stellen das „Herzstück“ der Bilanzierung dar. 
Hier wird die Zielerreichung sämtlicher in der PPA bzw. im IEK formulierten 
Handlungsfeldziele und Gebietsleitziele in Bezug auf die bislang erreichten 
Ergebnisse und mit Blick auf die festgestellten Problemlagen systematisch 
bilanziert. Die schlüssige Herleitung und Bewertung der jeweiligen Zieler-
reichung ist der Kern der Erfolgskontrolle. 
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Die in Kapitel 3.3.3 ausgewiesenen Querschnittsthemen sind nicht zwingend in 
eigenständigen Kapiteln zu bilanzieren. Es sollte aber in geeigneter Weise in der 
Bilanzierung dargestellt werden, inwieweit diese Themen im Gebietsentwick-
lungsprozess, insbesondere das Querschnittsthema Gender Mainstreaming / 
Gleichstellung der Geschlechter, berücksichtigt wurden und welche Ergebnisse 
hierbei erreicht wurden. Dies kann im Rahmen der Darstellung zu den einzelnen 
Handlungsfeldern erfolgen oder in einem gesonderten Abschnitt. 

Zum Umgang mit dem Querschnittsthema Gender Mainstreaming / Gleichstellung der 
Geschlechter ist dabei insbesondere darzulegen, in welchem Zusammenhang und durch 
welche Maßnahmen die Belange besonders berücksichtigt wurden und woran sich dies 
ablesen lässt, damit in der Fortschreibung des IEK schlüssig hergeleitet werden kann, 
inwieweit das Thema im weiteren Gebietsentwicklungsprozess Berücksichtigung findet.

Das Querschnittsthema Beteiligung und Aktivierung / lokale Partnerschaften / Ver-
netzung wird in Kapitel B 3 – Zwischenbilanzierung der Verfahrens- und Prozess-
steuerung, Akteursstrukturen und Beteiligungsprozesse bilanziert.

Wegen der Komplexität und Vielschichtigkeit des Zielsystems empfiehlt es 
sich, zu Beginn des Kapitels B 2.2 in einer Übersicht darzustellen, welche 
Handlungsfelder und Handlungsfeldziele jeweils einen Beitrag zur Zieler-
reichung eines gebietsbezogenen Leitziels leisten sollen. Dabei kann ein 
Handlungsfeld und ein Handlungsfeldziel ggf. zur Zielerreichung mehrerer 
Gebietsleitziele beitragen. Zur Bilanzierung der Handlungsfeldziele empfiehlt 
es sich zudem, vorab für alle erfassten Projekte und Maßnahmen zu eruieren, 
zu welchen Handlungsfeldzielen diese jeweils beitragen sollen (vgl. Kapitel 
5.2). Dabei kann ein Projekt bzw. eine Maßnahme der Zielerreichung mehrerer 
Handlungsfeldziele in mehreren Handlungsfeldern dienen. 

Sämtliche im IEK als für den Gebietsentwicklungsprozess relevant benannten Hand-
lungsfelder werden bilanziert, unabhängig davon, ob bzw. dass ihnen im Einzelfall 
ein bzw. kein Handlungsfeldziel zugewiesen wurde. Ebenso werden alle Handlungs-
feldziele des IEK vollständig bilanziert, auch wenn diese mittlerweile aufgegeben 
wurden oder keine Maßnahmen zur Zielerreichung umgesetzt werden konnten (auch 
dies wäre ein Ergebnis der Bilanzierung). Für jedes Handlungsfeldziel wird jeweils 
beschrieben und schlüssig begründet, welche Projekte und Maßnahmen bereits um-
gesetzt wurden oder noch umgesetzt werden bzw. in der Umsetzung sind, inwiefern 
diese zur Zielerreichung beigetragen haben bzw. noch beitragen sollen, woran sich 
dies messen oder belegen lässt und inwieweit noch Handlungsbedarf besteht. Das 
„Messen“ der Zielerreichung soll anhand der in der PPA bzw. im IEK bereits vorge-
sehenen Indikatoren dargelegt werden. Für eine Einschätzung zur Zielerreichung 
können auch qualitative Methoden wie z. B. Beobachtungen der Gebietsentwicklerin 
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bzw. des Gebietsentwicklers oder das Feedback aus dem Stadtteilbeirat genutzt 
werden, sofern keine quantitativen, messbaren Daten vorliegen.

Sämtliche Projekte und Maßnahmen, die einen Beitrag zur Zielerreichung geleistet 
haben oder noch leisten sollen, werden in die Bilanzierung einbezogen, und zwar 
unabhängig davon, ob sie aus RISE-Mitteln kofinanziert wurden. 

•	 So werden z. B. insbesondere im Handlungsfeld Wohnen, lokaler Wohnungs-
markt und Wohnungswirtschaft Wohnungsbauvorhaben oder Modernisie-
rungsvorhaben bilanziert, sofern die Erhöhung der Wohnfunktion, z. B. durch 
Nachverdichtung, oder die Entwicklung eines attraktiven Wohnstandortes als 
Handlungsfeldziel oder Gebietsleitziel benannt sind und erreicht werden sollen. 

•	 Im Handlungsfeld Beschäftigung, Qualifizierung, Arbeitsmarkt, Ausbildung 
werden u. a. Projekte mit Fördergebietsbezug, die aus dem ESF geför-
dert werden, auch unabhängig von einer Kofinanzierung aus RISE-Mitteln 
dargestellt. Informationen zur Umsetzung der einzelnen seitens WSB 2 
koordinierten ESF-Projekte liegen regelhaft bei WSB 2 vor und können 
bedarfsgerecht zur Verfügung gestellt werden.

Es empfiehlt sich, für jedes Handlungsfeldziel zu Beginn die Projekte und Maß-
nahmen tabellarisch aufzulisten, die einen Beitrag zum Erreichen des Hand-
lungsfeldziels geleistet haben oder noch leisten werden. In der Übersicht sollte 
unterschieden werden zwischen „RISE-Projekten“ und „weiteren Projekten und 
Maßnahmen“. Für alle Projekte und Maßnahmen sollte grundsätzlich der Stand 
der Umsetzung angegeben werden („in Planung“, „in Umsetzung“, „umgesetzt“).

Projekte und Maßnahmen, die zur Zielerreichung mehrerer Handlungsfeldziele 
beigetragen haben, werden in jedem Handlungsfeldziel bilanziert. Hierzu 
werden sie bei jedem Handlungsfeldziel in die Übersicht aufgenommen, 
aber nur beim ersten Handlungsfeldziel beschrieben und bilanziert. Bei der 
Bilanzierung der weiteren Handlungsfeldziele wird jeweils auf die Beschrei-
bung beim ersten Handlungsfeldziel verwiesen und ergänzend ausgeführt, 
inwieweit das Projekt oder die Maßnahme zur Zielerreichung des jeweiligen 
Handlungsfeldziels beigetragen hat und woran sich dies messen bzw. belegen 
lässt. Damit sollen Doppelungen im Text vermieden werden.

Für jedes Handlungsfeldziel wird in einem Fazit zusammenfassend der Grad der 
Zielerreichung mit der Bewertungsskala „in hohem Maße“ / „überwiegend“ / „teil-
weise“ / „gering“ und „gar nicht“ angegeben und der verbleibende Handlungsbedarf 
beschrieben. Der Grad der Zielerreichung kann auch durch Symbole wie z. B. „+“ 
dargestellt werden. Die Bewertungsskala muss in einer Legende erläutert werden. 
In jedem Fall ist eine eindeutige Bewertung vorzunehmen; Klammerzusätze wie 
z. B. „++(+)“ sind nicht möglich.
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Zum Abschluss jedes Handlungsfelds werden in einer zusammenfassenden Ta-
belle sämtliche Handlungsfeldziele mit ihrem jeweiligen Zielerreichungsgrad 
dargestellt und eine Gesamtbewertung des Handlungsfeldes mit der fünfstufigen 
Bewertungsskala (s.o.) vorgenommen.

Die Bewertung der Zielerreichung der Gebietsleitziele (B 2.3) basiert auf den in 
B 2.2 vorgenommenen Bewertungen zur Zielerreichung der Handlungsfeldziele in 
den relevanten Handlungsfeldern. Hierzu werden in einer tabellarischen Übersicht 
für jedes Gebietsleitziel die jeweiligen zugeordneten Handlungsfelder mit ihren 
Bewertungen dargestellt und eine Gesamtbewertung der Zielerreichung des 
Gebietsleitziels vorgenommen. Für jedes Gebietsleitziel wird erläutert, inwiefern 
die jeweils zugeordneten Handlungsfelder für die Erreichung von wesentlicher 
Bedeutung waren. Dabei werden insbesondere für den Gebietsentwicklungspro-
zess besonders bedeutsame Projekte (Schlüsselprojekte) gewürdigt. Auf dieser 
Basis wird der Zielerreichungsgrad des Gebietsleitziels schlüssig hergeleitet und 
begründet (Muster, siehe SharePoint, Fn. 11, S. 46).

Unter B 2.4 wird abschließend der bisher erfolgte Mitteleinsatz in tabellarischer 
Form dargestellt und jeweils getrennt nach der Mittelherkunft (RISE-Mittel, 
Landesmittel, Mittel Privater sowie ggf. EU-Mittel (ESF/EFRE)) summarisch an-
gegeben. Ist ein RISE-Fördergebiet in mehreren Programmen festgelegt, wird der 
Mitteleinsatz zusätzlich getrennt nach den jeweiligen Programmen ausgewiesen. 
Sind RISE-Fördergebiete in die neue Programmstruktur überführt worden, wird 
auch hier der Mitteleinsatz getrennt nach den alten und neuen Programmen 
ausgewiesen. 

B 3	  �Zwischenbilanzierung der Verfahrens- und Prozesssteuerung, Akteurs-
strukturen und Beteiligungsprozesse

In diesem Kapitel werden in knapper Form im Wesentlichen die in Kapitel E des 
IEK dargestellte Verfahrens- und Prozesssteuerung sowie die Beteiligungspro-
zesse bilanziert. Bewertet werden soll, inwieweit das Gebietsmanagement eine 
erfolgreiche Organisations- und Kommunikationsstruktur etablieren konnte. In 
der Betrachtung der Akteursstrukturen wird bewertet, ob und inwieweit sich 
diese ggf. durch den Gebietsentwicklungsprozess verändert haben und wie die 
Einbindung und Abstimmung mit Bewohnerinnen und Bewohnern sowie sonstigen 
Akteurinnen und Akteuren des Quartiers gelungen ist. Darauf aufbauend wird 
schließlich bewertet, ob und inwieweit die Beteiligungsprozesse geeignet waren, 
die Beteiligung, Aktivierung und Vernetzung der für den Gebietsentwicklungspro-
zess relevanten Akteurinnen und Akteure im Quartier zu erreichen. Dabei wird ein 
besonderes Augenmerk darauf gerichtet, ob – gemessen an den Problemlagen im 
Gebiet – die Beteiligung von besonders beachtenswerten Zielgruppen im Gebiet 
wie z. B. Kindern und Jugendlichen oder Menschen mit Migrationshintergrund 
gelungen ist.

4.6 Zwischenbilanzierung und Fortschreibung des IEK
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C 1	 Schlussfolgerungen zur strategischen Nachsteuerung
Aus den Ergebnissen der im Kapitel B erfolgten Bilanzierung werden die Schluss-
folgerungen zur strategischen Nachsteuerung der Gebietsleitziele sowie der 
Handlungsfelder und Handlungsfeldziele gezogen. Die strategische Nachsteuerung 
beinhaltet regelmäßig eine Anpassung der Handlungsfelder und Handlungsfeld-
ziele, kann ggf. aber auch eine Anpassung der Gebietsleitziele vorsehen. Dabei 
können insbesondere einzelne Handlungsfelder und Handlungsfeldziele aufgegeben 
werden oder neu hinzukommen. Handlungsfeldziele können zudem zusammen-
gefasst oder umformuliert und damit teilweise neu ausgerichtet werden. Sofern 
für den verbleibenden Gebietsentwicklungsprozess weitere Handlungsfelder 
als relevant bewertet werden und insofern hinzukommen, sind für diese jeweils 
Handlungsfeldziele zu formulieren sowie geeignete Indikatoren zu benennen. Die 
Entscheidung bzw. das Erfordernis zur Anpassung muss sich jeweils schlüssig aus 
der Bilanzierung des bisherigen Gebietsentwicklungsprozesses ergeben („Roter 
Faden“). So soll zum Beispiel dargelegt werden, inwieweit Erfahrungen aus dem 
zurückliegenden Gebietsentwicklungsprozess gezeigt haben, dass einzelne Ziele 
trotz weiterbestehender Defizite und Bedarfe aufgegeben werden sollen, weil 
diese absehbar nicht erreicht werden können oder, dass neue Ziele aufgrund von 
sich verändernden Rahmenbedingungen gesetzt werden. 

Die Anpassung der Gebietsleitziele, Handlungsfelder und Handlungsfeldziele 
soll am Ende des Abschnitts tabellarisch übersichtlich dargestellt werden, wobei 
jeweils der bisherige Stand und der künftige Stand gegenübergestellt werden, 
unabhängig davon, ob sich Veränderungen ergeben haben.

C 2 	� Fortschreibung der Verfahrens- und Prozesssteuerung und der  
Beteiligungsprozesse 

Eine Fortschreibung der Verfahrens- und Prozesssteuerung sowie der Beteili-
gungsprozesse wird dann erforderlich, wenn die Bilanzierung unter B 3 dazu einen 
Handlungsbedarf aufzeigt. Dies ist insbesondere der Fall, wenn sich die Rahmenbe-
dingungen geändert haben oder eine kontinuierliche Einbindung der Bewohnerinnen 
und Bewohner, der sonstigen Akteurinnen und Akteure oder der Fachpolitiken 
der betroffenen Behörden nicht gelungen sein sollte. In der Fortschreibung wird 
dargestellt, wie die Strukturen und Prozesse künftig verändert werden sollen 
und inwiefern damit künftig eine Verbesserung der bisherigen Prozesssteuerung 
und Beteiligung erreicht werden soll. Es sollte betrachtet werden, ob und wie die 
Einbindung und Abstimmung vor Ort weiter optimiert werden kann. Sofern ein 
Handlungsbedarf zur Anpassung nicht gegeben ist, ist kurz und knapp darzustellen, 
dass die Verfahrens- und Prozesssteuerung unverändert fortgesetzt wird. 

C 3 	 Gender Mainstreaming
Hier ist zum Ausdruck zu bringen, dass alle Dienststellen, die betroffenen Akteurinnen 
und Akteure und auch die Gebietsentwicklerin bzw. der Gebietsentwickler im Rahmen 
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der andauernden Gebietsentwicklung weiterhin angehalten sind, die Handlungsstra-
tegie des Gender Mainstreamings und die Grundsätze und Leitlinien des „Gleich-
stellungspolitischen Rahmenprogramms“ sowie des „Aktionsplans für Akzeptanz 
gleichgeschlechtlicher und sexueller Vielfalt“ anzuwenden. Die unterschiedlichen 
Bedarfe und Bedürfnisse der Geschlechter bezüglich der Lebenssituationen und 
Interessen sollen weiterhin bei sämtlichen konzeptionellen Überlegungen, Planun-
gen und bei der Umsetzung von Projekten und Vorhaben Berücksichtigung finden.

D	 Fortschreibung IEK – Operativer Teil
Die Fortschreibung des operativen Teils entspricht einer Aktualisierung des 
Kapitels F aus dem IEK. Hier wird das Projektportfolio aktualisiert und in einem 
fortgeschriebenen ZMKP dargestellt. 

Im Kapitel D 1 (Projekte) empfiehlt es sich, in einer tabellarischen Übersicht alle 
laufenden und geplanten Projekte und Maßnahmen aufgeteilt nach Handlungsfel-
dern, Zuordnung zum ZMKP Teil I oder Teil II darzustellen, um den verbleibenden 
Handlungsbedarf systematisch und zusammenfassend aufzuzeigen. 

Soweit für den weiteren Gebietsentwicklungsprozess förderlich, können hier auch 
Projektideen ergänzt werden, deren Konkretisierungsstand noch keine Aufnahme 
in den ZMKP Teil II erlaubt.

Der aktualisierte ZMKP Teil I und II ist als Kapitel D 2 Teil der Fortschreibung des 
IEK und damit keine Anlage. Im ZMKP Teil I werden alle umsetzungsreifen Projek-
te und Maßnahmen mit abgestimmtem Kosten- und Finanzierungsplan erfasst. 
Für diese Projekte liegt eine verbindliche zeitliche Umsetzungsplanung vor. Da 
der ZMKP in die Zukunft gerichtet ist, wird nur die jeweilige Jahresaufteilung des 
künftig geplanten Mitteleinsatzes aller Finanzierungspartner dargelegt. Bereits in 
den Vorjahren geleistete Ausgaben ergeben sich schlüssig aus der Differenz der im 
ZMKP anzugebenden Gesamtkosten zum geplanten Mitteleinsatz. Im ZMKP Teil II 
werden die Projekte dargestellt und ggf. um die Projekte ergänzt, die bereits in der 
Planung hinreichend konkretisiert sind, deren Kosten- und Finanzierungsplan aber 
noch nicht abschließend abgestimmt und gesichert ist. Dabei werden die geschätzten 
Gesamtkosten angegeben, von der Angabe möglicher Finanziers sowie etwaiger 
Finanzierungsanteile wird hingegen abgesehen (vgl. Kapitel 4.3.2 und Kapitel 4.5.2).

Für die Projekte des ZMKP Teil I werden Projektblätter erstellt bzw. ggf. aktua-
lisiert und in Kapitel D 3 eingefügt. Dabei wird sichergestellt, dass die Angaben 
im ZMKP Teil I und in den Projektblättern übereinstimmen. Für Projekte und 
Maßnahmen des ZMKP Teil II sind keine Projektblätter erforderlich.

F	 Anhang
(Beachte Hinweise zur PPA, Kapitel 4.3.2, G Anhang.)
In den Bilanzierungen sollen bereits fertiggestellte Projekte und Maßnahmen 
durch Fotos dokumentiert werden.

4.6 Zwischenbilanzierung und Fortschreibung des IEK
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4.6.3	�Akteurinnen und Akteure, Abstimmungsverfahren und 
Beteiligungsprozess

Akteurinnen und Akteure und Abstimmungsverfahren
Das Bezirksamt stellt als Auftraggeber der Gebietsentwicklerin bzw. des Gebietsent-
wicklers sicher, dass diese/r über alle für die Bilanzierung relevanten Informationen 
verfügt, insbesondere über die aktuellen Sachstände zu den einzelnen Projekten auf Basis 
des RISE-Datenbankverfahrens. Hierzu werden entsprechende Auswertungen aus dem 
Berichtswesen bereitgestellt (z. B. Zuordnung der Projekte zu den Handlungsfeldern, 
Stand der Umsetzung). Das Bezirksamt ist für die Qualität der Zwischenbilanzierung 
und Fortschreibung des IEK verantwortlich. Dies beinhaltet sowohl die vollständige 
und richtige Darstellung im bilanzierenden Teil als auch die schlüssige Herleitung und 
Begründung von strategischen Nachsteuerungsbedarfen („Roter Faden“). 

Das Bezirksamt stimmt den von ihm qualitätsgesicherten Entwurf der Zwischenbi
lanzierung und Fortschreibung des IEK zunächst mit WSB 2 ab. Im Anschluss findet 
die Abstimmung mit den zu beteiligenden Trägern öffentlicher Belange (TöB) statt. 
WSB 2 wird in die TöB-Beteiligung eingebunden und beteiligt die Ämter und Abteilun-
gen innerhalb der BSW. Nach erfolgter TöB-Beteiligung und finaler Abstimmung des 
Entwurfs mit WSB 2 legt das Bezirksamt die Bilanzierung und ggf. Fortschreibung des 
IEK den bezirklichen Gremien zur Beschlussfassung vor. Im Zuge der Fortschreibung 
des IEK ergeben sich erfahrungsgemäß regelhaft neue Sachverhalte oder Projekte, 
die Finanzierungsvereinbarungen mit den Behörden oder weiteren Dienststellen 
erfordern. Daher werden Zwischenbilanzierungen und Fortschreibungen eines IEK 
anschließend regelmäßig dem LAP zur Kenntnisnahme bzw. Beschlussfassung vor-
gelegt. Der LAP nimmt die Bilanzierung und den Teil II des fortgeschriebenen ZMKP 
zur Kenntnis und beschließt die Fortschreibung des IEK mit dem ZMKP Teil I sowie 
ggf. die Verlängerung der Gebietslaufzeit (vgl. Ziffer 6 und 17 Globalrichtlinie RISE).

Beteiligungsprozess
Zur Vorbereitung der Zwischenbilanzierung sollen die Bewohnerinnen und Bewohner 
sowie sonstige Akteurinnen und Akteure des Quartiers z. B. in einem Workshop 
und einer begleitenden digitalen Beteiligung zum einen über die bisher erreichten 
Ergebnisse und realisierten Projekte des Gebietsentwicklungsprozesses informiert 
werden. Zum anderen sollen die Beteiligten die Möglichkeit erhalten, ihre Mei
nungen, Beobachtungen und Bewertungen sowie ggf. weitere Ideen zum bisherigen 
Gebietsentwicklungsprozess einzubringen. Die Ergebnisse der Beteiligung liefern 
wichtige Erkenntnisse und sollen in den Bericht zur Zwischenbilanzierung einfließen.

Darüber hinaus soll der bisherige Beteiligungsprozess gemeinsam mit den Be-
wohnerinnen und Bewohnern sowie sonstigen Akteurinnen und Akteuren des 
Quartiers reflektiert werden, um ggf. Anpassungen im Beteiligungskonzept für 
die weitere Gebietslaufzeit vorzunehmen. 
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4.7	 Abschlussbilanzierung

4.7.1	Ziel und Zweck: „Erfolgskontrolle und Verstetigung“
Die Abschlussbilanzierung stellt die Zielerreichung zum Ende des Gebietsentwick-
lungsprozesses dar und markiert das Ende der Gebietslaufzeit. Bezugspunkt der 
Darstellung ist – anders als bei der zweiten Zwischenbilanzierung – nicht die jeweils 
vorangegangene Bilanzierung, sondern der Beginn der Gebietsentwicklung. Bilanziert 
wird also der gesamte Gebietsentwicklungsprozess. Die Zielerreichung wird – wie 
bei der Zwischenbilanzierung – im Wege der Erfolgskontrolle dargestellt (Bewer-
tung aller Handlungsfeldziele und Gebietsleitziele unter Zuordnung der jeweiligen 
Projekte; vgl. Kapitel 4.6.2). Die Abschlussbilanzierung beinhaltet auch Aussagen 
zur Verstetigung der erreichten Projekte und Strukturen sowie ggf. zur Nachsorge. 

Handelt es sich bei dem RISE-Fördergebiet um ein förmlich festgelegtes Sa-
nierungsgebiet, bestehen erhöhte Anforderungen an die Abschlussbilanzie-
rung. Sie soll zusätzlich alle notwendigen Informationen zum Einsatz und zur 
Bewertung des sanierungsrechtlichen Instrumentariums enthalten, ebenso die 
grundstücksbezogene Darstellung aller Bau- und Ordnungsmaßnahmen sowie 
ggf. aller gewährten Sozialplanleistungen (vgl. Kapitel 3.3.3.2 Wohnen/lokaler 
Wohnungsmarkt/Wohnungswirtschaft). 

Auch hier soll besonderes Augenmerk auf den indikatorgestützten Nachweis der 
Zielerreichung aller Handlungsfeldziele sowie der Gebietsleitziele gelegt werden 
(Erfolgskontrolle). In der Regel besitzt die Abschlussbilanzierung bei Sanierungs-
gebieten bereits die Qualität des Abschlussberichts. 

4.7.2	Inhalte und Modellgliederung Abschlussbilanzierung
Der inhaltliche Aufbau der Abschlussbilanzierung ist mit dem der Zwischen
bilanzierung weitgehend vergleichbar. Der Unterschied besteht im Fazit, in dem 
regelmäßig kein weiterer Handlungsbedarf erläutert wird, sondern der planmäßige 
Abschluss der Fördergebietslaufzeit und damit das Ende der Förderung bestätigt 
werden. Der Verlauf des Gebietsentwicklungsprozesses insgesamt wird resümiert 
und die Zielerreichung der für den Gebietsentwicklungsprozess relevanten Hand-
lungsfeldziele und der Gebietsleitziele dargestellt. In Kapitel C Schlussfolgerung 
und Verstetigung wird neben dem schlüssig hergeleiteten Ende der Gebietslaufzeit 
dargestellt, wie die geschaffenen neuen oder nachgebesserten Strukturen, die 
durch Projekte und Maßnahmen im Gebietsentwicklungsprozess entstanden sind, 
in der Zukunft verstetigt und damit gesichert werden sollen. Soweit in Einzelfällen 
letzte Projekte und Vorhaben noch nicht abschließend umgesetzt sind, kann eine 
Nachsorge zwischen dem Bezirksamt und WSB 2 abgestimmt werden. Erfordernis 
und Dauer einer Nachsorge orientieren sich an der Umsetzungsperspektive der 
letzten ausstehenden Projekte und werden erläutert und begründet. Die Begrün-
dung soll sich schlüssig aus der Bilanzierung herleiten lassen. 

4.7 Abschlussbilanzierung
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Grundlegendes Qualitätsmerkmal in Aufbau und Dokumentation der Abschluss
bilanzierung ist auch hier die Konsistenz von Problemlagen (Befund), den 
Ergebnissen der Abschlussbilanzierung zur Zielerreichung – insbesondere auf 
Basis der umgesetzten Projekte und Maßnahmen – und den Schlussfolgerungen 
zur Verstetigung und ggf. Nachsorge. Sämtliche Berichtsteile sollen insofern 
systematisch und schlüssig aufeinander aufbauen bzw. sich aufeinander be-
ziehen („Roter Faden“).

Die Hinweise zu Methoden und Qualitätsanforderungen aus Kapitel 3.4 finden 
hierbei Berücksichtigung. 

Abbildung 14: Modellgliederung Abschlussbilanzierung

Modellgliederung Abschlussbilanzierung

Titel: �Abschlussbilanzierung und Verstetigung für das RISE-Fördergebiet 
[Name des RISE-Fördergebiets]

A	 Anlass und Auftrag 
	 A 1	 Eckdaten der Gebietsfestlegung

	 A 2	 Anlass zur Abschlussbilanzierung / Meilensteine der Gebietsentwicklung

	 A 3	 Methodisches Vorgehen und Grundlagen der Abschlussbilanzierung

B 	 Bilanzierung
	 B 1	 Abschlussbilanzierung in Bezug auf die Ausgangslage

		  B 1.1	�Bilanzierung der städtebaulichen, funktionalen und ökonomischen 

Strukturen (nur bei signifikanten Änderungen)

		  B 1.2	�Bilanzierung der sozioökonomischen Struktur / Aktuelles Sozialmoni-

toring

	 B 2 	 Abschlussbilanzierung der Zielerreichung

		  B 2.1	Zusammenfassung der Problemlagen (IEK)

		  B 2.2	Bilanzierung der Handlungsfeldziele 

		  B 2.3	Bilanzierung der gebietsbezogenen Leitziele

	 B 3 	� Abschlussbilanzierung der Verfahrens- und Prozesssteuerung, Akteurs-

strukturen und Beteiligungsprozesse 

C	 Schlussfolgerungen zur Verstetigung (und ggf. Nachsorge)
	 C 1	 Fazit zum Stand der Gebietsentwicklung 

	 C 2	 Fazit Projektauswahl, Mitteleinsatz, Programm 

	 C 3	 Verstetigung bedeutender Projekte, Strukturen und Beteiligungsprozesse 

	 C 4 	 Option: Nachsorge 

D	 Karten und Pläne

E	 Anhang
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Ausgewählte Inhalte im Einzelnen
A und B Anlass / Bilanzierung

Für die Kapitel A und B der Abschlussbilanzierung können die Hinweise aus Ka-
pitel 4.6.2 (Zwischenbilanzierung) herangezogen werden. Nachfolgend werden 
ergänzende Hinweise für die Erstellung gegeben. 

Einleitend (A 1 und A 2) sollen in knapper Form Eckdaten und Meilensteine des 
Gebietsentwicklungsprozesses aufgeführt werden. Der Fokus der Abschluss-
bilanzierung liegt auf Kapitel B 2 (Erfolgskontrolle). Hier soll die Zielerreichung 
aller Handlungsfeldziele und Gebietsleitziele unter Zuordnung und Bewertung 
aller Projekte schlüssig hergeleitet und begründet werden. Zur Messung bzw. 
Beschreibung der Zielerreichung werden quantitative und bzw. oder qualitative 
Indikatoren genutzt. Dies schließt eine Aussage dazu ein, ob bzw. dass alle we-
sentlichen Maßnahmen umgesetzt werden konnten. Ergänzend sollen auch die 
Querschnittsthemen, insbesondere das Querschnittsthema Gender ‌Mainstreaming / 
Gleichstellung der Geschlechter, unter Bezugnahme auf relevante Projekte und 
Maßnahmen bilanziert werden. Kapitel B 2 soll das Fazit (Kapitel C 1) des Bezirk-
samts zum planmäßigen Abschluss der Gebietslaufzeit bzw. zur ggf. erforderlichen 
Nachsorge begründen. 

C 1 	 Fazit zum Stand der Gebietsentwicklung
Hier wird in knapper Form zusammenfassend und nachvollziehbar dargelegt, aus 
welchen Gründen der Gebietsentwicklungsprozess als erfolgreich bewertet wird und 
warum dieser beendet werden kann bzw. warum ggf. eine Nachsorge erforderlich ist.

C 3 	 Verstetigung bedeutender Projekte, Strukturen und Beteiligungsprozesse
Aus den Ergebnissen der im Kapitel B erfolgten Abschlussbilanzierung werden 
Schlussfolgerungen zur Verstetigung der erreichten Strukturen und Erfolge 
gezogen. Es soll dargestellt werden, wie das Bezirksamt die Verstetigung ohne 
Einsatz von RISE-Fördermitteln sicherstellen wird. 

C 4 	 Option: Nachsorge 
Soweit die Umsetzung letzter, bedeutender Projekte der Gesamtmaßnahme noch 
nicht abgeschlossen ist, kann es erforderlich sein, diese über den ursprünglich für 
das Gebiet beschlossenen Förderungszeitraum hinaus im Rahmen der Nachsorge 
zu unterstützen (vgl. Ziffer 12 und 18 Globalrichtlinie RISE). Die Nachsorge ist 
Teil des Gebietsentwicklungsprozesses, die Gebietslaufzeit wird für die erfor-
derliche Dauer verlängert. Die Dauer der Laufzeitverlängerung soll sich an der 
Umsetzungsprognose der letzten Maßnahmen orientieren und beträgt daher ca. 
6 bis 12 Monate und nicht länger als zwei Jahre. Entweder ist in dieser Nachsorge 
kein/e aktive/r  Gebietsentwicklerin / Gebietsentwickler mehr erforderlich oder 
sie / er wird regelhaft nur noch projektbezogen (Projektsteuerung und -begleitung) 
oder für Restaufgaben eingesetzt. Begleitende Maßnahmen wie der Betrieb des 

4.7 Abschlussbilanzierung
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Stadtteilbüros oder die Öffentlichkeitsarbeit sollen im Ermessen des Bezirksamts 
beendet werden. Kennzeichen ist ein reduzierter Mitteleinsatz und ggf. degressiv 
ausgestalteter Mitteleinsatz für das Gebietsmanagement.

Für die Nachsorge erstellt das Bezirksamt in diesem Kapitel ein „Nachsorgekon-
zept“, das gemeinsam mit der Abschlussbilanzierung ein RISE-Produkt darstellt 
und mit WSB 2 abgestimmt wird. Inhaltlich wird dies auf die Benennung der 
ausstehenden Projekte und Zielerreichung sowie ggf. auf einen entsprechenden 
ZMKP, der die gesamte Laufzeit der Nachsorge abbilden soll, sowie die entspre-
chenden Projektblätter beschränkt und umfasst regelhaft nur wenige Seiten.

E	 Anhang
(Beachte Hinweise zur PPA, Kapitel 4.3.2, G Anhang und zur Zwischenbilanzie-
rung, Kapitel 4.6.2, F Anhang.)

4.7.3	�Akteurinnen und Akteure, Abstimmungsverfahren und 
Beteiligungsprozess

Akteurinnen und Akteure und Abstimmungsverfahren
Das Bezirksamt stimmt den von ihm qualitätsgesicherten Entwurf der Abschluss-
bilanzierung spätestens sechs Monate vor dem planmäßigen Ende der Gebiets-
laufzeit mit WSB 2 ab (vgl. Ziffer 6 Globalrichtlinie RISE). Anschließend – und 
soweit erforderlich – nimmt das Bezirksamt notwendige Abstimmungen mit 
weiteren Dienststellen und Behörden vor. Dies kann regelhaft dann erforderlich 
sein, wenn in einem Nachsorgekonzept der Einsatz weiterer Mittel vorgesehen ist. 

Die Abschlussbilanzierung wird dem LAP zur Kenntnis gegeben. Im Falle einer 
zwischen Bezirksamt und WSB 2 abgestimmten Nachsorge beschließt der LAP 
die Dauer der Gebietsverlängerung und ggf. den mit der Nachsorge verbundenen 
ZMKP, soweit der Einsatz weiterer RISE-Mittel oder Mittel anderer Behörden oder 
Dienststellen vorgesehen ist (vgl. Ziffer 18 Globalrichtlinie RISE). 

Beteiligungsprozess
Zur Vorbereitung der Abschlussbilanzierung sollen die Bewohnerinnen und Be-
wohner sowie sonstigen Akteurinnen und Akteure des Quartiers – z. B. in einem 
Workshop und einer begleitenden digitalen Beteiligung – zum einen über die er-
reichten Ergebnisse und realisierten Projekte des Gebietsentwicklungsprozesses 
informiert werden. Die Beteiligten sollen die Möglichkeit erhalten, ihre Meinungen, 
Beobachtungen und Bewertungen zum Gebietsentwicklungsprozess einzubringen. 
Die Ergebnisse der Beteiligung fließen in die Abschlussbilanzierung ein. 

Auch die Stationen der erfolgten Beteiligung inkl. einer Auswertung der in den 
Gebietsentwicklungsprozess eingeflossenen Anregungen seitens der Bewohner
innen und Bewohner sowie sonstigen Akteurinnen und Akteure des Quartiers 
sollen gemeinsam mit den Beteiligten beleuchtet und die Ergebnisse in der Ab-
schlussbilanzierung reflektiert werden.
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4.8	� Abschluss der städtebaulichen Gesamtmaßnahme –  
Abschlussbericht und Schlussabrechnung

Nach Beendigung der Gebietslaufzeit erstellt das Bezirksamt innerhalb von zwölf 
Monaten einen qualifizierten Abschlussbericht sowie eine Schlussabrechnung 
und stimmt beides mit WSB 2 ab (vgl. Ziffer 19 Globalrichtlinie RISE).

4.8.1	Abschlussbericht
Der Abschlussbericht entspricht im Wesentlichen der Abschlussbilanzierung 
und beinhaltet letzte Aktualisierungen und Ergänzungen zu den letzten umge-
setzten Projekten, so dass die Endstände für alle Projekte aufgeführt sind. Der 
Abschlussbericht umfasst die gesamte Laufzeit des Gebietsentwicklungsprozes-
ses und bildet die Grundlage für die abschließende Abrechnung gegenüber dem 
für die Städtebauförderung zuständigen Bundesministerium. Eine Vorlage des 
Abschlussberichts im LAP ist nicht erforderlich.

4.8.2	Schlussabrechnung 
In der Schlussabrechnung dokumentiert das Bezirksamt in tabellarischer Form 
die Gesamtkosten des RISE-Fördergebiets, also sämtliche Kosten und Ausgaben 
(Investitionen), die im Laufe der Gebietslaufzeit angefallen sind. Die Übersicht soll 
die jeweilige Finanzierung differenziert nach RISE-Mitteln, Landesmitteln sowie 
Mitteln Privater oder Mitteln aus EU-Programmen (ESF / EFRE) aufzeigen. Grundlage 
der Schlussabrechnung sind die Erfassungsstände in der RISE-Datenbank sowie 
ggf. ergänzende Dokumentationen. Für die Schlussabrechnung wird ausschließlich 
das von WSB 2 zur Verfügung gestellte tabellarische Formular verwendet. Die 
Schlussabrechnung ist ein eigenständiges Dokument und wird nicht als Anlage 
o. ä. mit dem Abschlussbericht verbunden. 

Die Schlussabrechnung wird fristgerecht innerhalb von zwölf Monaten zusam-
men mit dem Abschlussbericht vorgelegt. Sofern einzelne Ausgaben ganz oder 
teilweise noch offen sind, z. B. ausstehende Schlussraten oder Zahlungen im 
Zusammenhang mit letzten, noch umzusetzenden Maßnahmen, wird ein ggf. 
abweichendes Vorgehen eng mit WSB 2 abgestimmt. Die Schlussabrechnung 
bildet die Grundlage für die abschließende Abrechnung gegenüber dem für die 
Städtebauförderung zuständigen Bundesministerium. Die Abrechnung gegenüber 
dem Bundesministerium erfolgt seitens WSB 2. Eine Vorlage der Schlussabrech-
nung im LAP ist nicht erforderlich.

4.8 Abschluss der städtebaulichen Gesamtmaßnahme – Abschlussbericht und Schlussabrechnung
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5.	 Ergänzende Hinweise  
	 für den gesamten  
	 Gebietsentwicklungsprozess
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5.1	 Mittelbündelung
Eine erfolgreiche Quartiersentwicklung kann nur gelingen, wenn sie nicht als 
alleinige Aufgabe der Städtebauförderung betrachtet wird. Erforderlich sind 
vielmehr eine ressortübergreifende Strategie und ein integriertes Handeln. Zu 
den zentralen Erfolgsfaktoren von RISE gehört eine auf das Quartier bezogene, 
ressortübergreifende, gemeinsame Kooperation unterschiedlicher Behörden 
und Fachämter der Bezirksämter sowie eine Kooperation mit Investorinnen und 
Investoren, lokalen Akteurinnen und Akteuren wie insbesondere der Wohnungs-
wirtschaft, mit dem Ziel, gemeinsam Verantwortung zu übernehmen und die zur 
Verfügung stehenden finanziellen Mittel zu bündeln. Aus diesem Grund werden 
Projekte und Maßnahmen in den RISE-Fördergebieten regelhaft in Höhe von bis 
zu 50 % der förderfähigen Gesamtkosten gefördert (vgl. Ziffer I 4.3 der Förder-
richtlinien RISE). Regelmäßig sind Kofinanzierungen anderer Dienststellen oder 
öffentlicher Unternehmen der FHH erforderlich. 

Die Mittelbündelung im RISE-Fördergebiet erfolgt einerseits dadurch, dass un-
terschiedliche Förderprogramme zum Einsatz kommen und andererseits durch 
konkrete, projektbezogene Finanzierungsvereinbarungen. Das Bezirksamt ver-
antwortet den Prozess der projektbezogenen Mittelbündelung und arbeitet 
hierzu mit Kofinanzierungspartnerinnen und -partnern im Rahmen von zeitlich 
befristeten Projekten und Maßnahmen zusammen. Bei der Vorbereitung neuer 
Projekte ist es wichtig, mögliche Kofinanziers frühzeitig einzubinden, gemeinsame 
Konzepte zu entwickeln und Finanzierungen abzustimmen. Bei großen, komplexen 
Bauvorhaben mit mehreren Nutzerinnen und Nutzern wie z. B. Quartierszentren 
oder Bürgerhäusern bietet es sich an, die Finanzierung frühzeitig über einen 
Letter of Intent (LOI) abzusichern. 

Die BSW koordiniert die Einsteuerung von Mitteln aus unterschiedlichen Pro-
grammen und Projekten des Bundes, aus Mitteln der EU wie dem Europäischen 
Sozialfonds (ESF) oder dem Europäischen Fonds für regionale Entwicklung (EFRE) 
sowie teilweise auch aus landesspezifischen Programmen in die RISE-Fördergebiete. 

Folgende Finanzierungsquellen sind geeignet, um eine Mittelbündelung im Quar-
tier bzw. eine projektbezogene Mittelbündelung zu erreichen (Beispiele, nicht 
abschließend):

5.	� Ergänzende Hinweise für den  
gesamten Gebietsentwicklungsprozess 

5.1 Mittelbündelung
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•	 Mittel aus Programmen und Strategien der Fachbehörden,

•	 Mittel des Bezirksamts und der Bezirkspolitik (z. B. Mittel aus dem Quar-
tiersfonds),

•	 Mittel des Sanierungsfonds Hamburg 2020 der Hamburgischen  
Bürgerschaft und der Zentralen Investitionsreserve (Einzelplan 9.2  –  
Finanzbehörde),

•	 Mittel öffentlicher Unternehmen (z. B. SAGA),

•	 Mittel der Hamburgischen Investitions- und Förderbank (IFB), Programm 
Modernisierung von Mietwohngebäuden in Gebieten der Integrierten Stadt-
teilentwicklung (MOD RISE),

•	 Mittel weiterer Programmsäulen der Städtebauförderung wie z. B. des In-
vestitionspakts Soziale Integration im Quartier und des Investitionspakts 
zur Förderung von Sportstätten, 

•	 �Bundesmittel anderer Bundesministerien:

		  – �der ressortübergreifenden Strategie „Soziale Stadt – Nachbarschaften 
stärken, Miteinander im Quartier“ in dem Modellvorhaben „Verbraucher 
stärken im Quartier“ und in dem Modellvorhaben „Jugendmigrationsdienste 
im Quartier“ sowie

		  – des Bundesprogramms Mehrgenerationenhäuser,

•	 Bundesmittel aus Bundesprogrammen und Projektaufrufen im Kontext der 
Städtebauförderung, z. B.:

		  – �Nationale Projekte des Städtebaus, 

		  – �Sanierung kommunaler Einrichtungen in den Bereichen Jugend, Kultur 
und Sportstätten und

		  – �Nationale Stadtentwicklung,

•	 Bundesmittel des Jobcenters und der Arbeitsagentur (Arbeitsmarktpro-
gramme),

•	 Europäische Mittel: 

		  – �des Hamburger ESF, 

		  – �des Bundes-ESF mit Quartiersbezug wie BIWAQ – Bildung, Wirtschaft, 
Arbeit im Quartier,

		  – �des EFRE und 

		  – �ggf. weiterer EU-Programme, z. B. Urban Innovative Actions,

•	 Private Mittel von Eigentümerinnen und Eigentümern, Wohnungsunterneh-
men, Stiftungen, Investorinnen und Investoren sowie lokalen Akteurinnen 
und Akteuren.

S. 104– 109
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Wegen des Verbots der Doppelförderung muss im Einzelfall geprüft werden, wel-
che Mittel projektbezogen gebündelt werden dürfen. So dürfen z. B. Projekte, die 
aus den Bundesprogrammen Nationale Projekte des Städtebaus oder Sanierung 
kommunaler Einrichtungen oder aus Investitionspaktmitteln gefördert werden, 
nicht mit RISE-Mitteln kofinanziert werden, weil in allen Programmen Bundes-
finanzhilfen enthalten sind, die mit Landesmitteln kofinanziert werden müssen.

Eine besondere Rolle kommt dem ESF zu als Finanzierungsmöglichkeit für nicht-
investive Maßnahmen mit sozial-integrativem Charakter, die die Gebietsentwicklung 
flankieren. Dabei werden ESF-Projekte für spezifische, klar definierte Zielgruppen 
(z. B. Eltern mit Migrationshintergrund, Betriebsinhaber von KMU oder geringqua-
lifizierte Langzeitarbeitslose) in RISE-Fördergebieten in den Handlungsfeldern 
Zentren / lokale Ökonomie, Arbeitsmarkt / Ausbildung, Integration von Menschen 
mit Migrationshintergrund, oder Bildung eingesetzt. Das Haupthandlungsfeld 
wird von WSB 2 festgelegt. Dabei bestimmen die Ziele des ESF-Projekts das 
Haupthandlungsfeld, dem das ESF-Projekt strategisch zuzuordnen ist. Der Hand-
lungsbedarf und die Relevanz des Haupthandlungsfeldes müssen sich schlüssig 
aus der Analyse der Probleme und Potenziale ergeben und im jeweiligen Produkt 
(PPA, IEK, fortgeschriebenes IEK) abbilden („Roter Faden“). Eine Projektförderung 
ist sowohl über das von der Sozialbehörde verwaltete Hamburger ESF-Programm 
als auch über diverse Bundes-ESF-Programme möglich.

5.2	 Anmelde- und Bestätigungsverfahren
Das gesamtstädtische Controlling in der Integrierten Stadtteilentwicklung basiert 
auf dem RISE-Datenbankverfahren in der jeweils geltenden Programmversion. 
Für die zeitnahe und vollständige Erfassung aller in den RISE-Fördergebieten 
umgesetzten Projekte in der RISE-Datenbank ist grundsätzlich das Bezirksamt 
zuständig (Ziffer 5 Globalrichtlinie RISE). Zu den abweichenden Begrifflichkeiten 
im Datenbankverfahren vgl. Fn. 1., S. 10.

Voraussetzung für die Gewährung von RISE-Fördermitteln zur Finanzierung eines 
Projekts ist eine Anmeldung und Bestätigung im RISE-Datenbankverfahren nach 
den Vorgaben der jeweils gültigen Programmversion. Die Anmeldung erfolgt 
durch das Bezirksamt, die Bestätigung durch WSB 2. Sämtliche verbindlich 
abgestimmte und im ZMKP Teil I aufgeführte Projekte werden jeweils zeitnah 
gegenüber WSB 2 angemeldet, damit die abgestimmten Fördermittelbedarfe 
in der gesamtstädtischen Ressourcensteuerung berücksichtigt werden können. 
So werden insbesondere nach Beschlussfassung des LAP über den ZMKP Teil I 
einer PPA, eines IEK oder einer Fortschreibung des IEK entsprechende Projekte 
zeitnah zur Bestätigung angemeldet.

Unterjährig kann das Bezirksamt laufend jederzeit weitere Projekte, die der Gebiets-
entwicklung dienen, in der RISE-Datenbank erfassen und zu deren Finanzierung 

5.2 Anmelde- und Bestätigungsverfahren
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in Abstimmung mit WSB 2 entsprechende Fördermittelbedarfe zur Bestätigung 
anmelden. Diese Projekte werden in der Bilanzierung des Gebietsentwicklungs-
prozesses berücksichtigt und ggf. in den ZMKP des fortgeschriebenen IEKs 
aufgenommen.

Soweit sich die Rahmenbedingungen eines Projekts im weiteren Verlauf der 
Gebietsentwicklung verändern, z. B. durch eine erforderliche Anpassung der 
Umsetzung in inhaltlicher und zeitlicher Hinsicht, durch aufgetretene Kosten-
steigerungen oder veränderte Finanzierungsanteile, nimmt das Bezirksamt eine 
erneute Anmeldung zur Bestätigung vor. Da die Prozesse in der Integrierten 
Stadtteilentwicklung dynamisch sind, nicht selten zu Projektverzögerungen oder 
Kostensteigerungen führen und entsprechende Anpassungen erfordern, kann es 
notwendig sein, dass ein Projekt mehrfach (erneut) zur Bestätigung angemeldet 
werden muss, um die Anpassungen und aktuellen Projektsachstände lückenlos 
im Datenbankverfahren abzubilden. 

Die gesamtstädtische Ressourcensteuerung bei WSB 2, die insbesondere der 
Absicherung der Liquidität des Bezirksamts dient, basiert auf den jeweiligen 
Erfassungsständen im RISE-Datenbankverfahren. Um Veränderungen in 
den Fördermittelbedarfen laufend in der gesamtstädtischen Ressourcen-
steuerung berücksichtigen zu können, werden die Erfassungsstände in der 
RISE-Datenbank regelmäßig, spätestens zum Ende eines Quartals, durch 
das Bezirksamt aktualisiert.

Im Anmelde- und Bestätigungsverfahren prüft WSB 2 jeweils die Vollständigkeit 
und Plausibilität der erforderlichen Angaben in der Kosten- und Finanzierungs-
übersicht und im Projektblatt (Ziffer 16 Globalrichtlinie RISE). Dabei achtet 
WSB 2 insbesondere darauf, dass bei mehrjährigen Projekten sämtliche Finan-
zierungsanteile auf die einzelnen Jahre verteilt und die Angaben im Projektblatt 
vollständig sind. Im Falle von Kostensteigerungen dokumentiert das Bezirksamt 
im Projektblatt seine Wirtschaftlichkeitsbetrachtung, also erklärt und begründet, 
dass und warum die Wirtschaftlichkeit der Maßnahme aus seiner Sicht gegeben 
ist. Sind die Angaben nicht vollständig, gibt WSB 2 den jeweiligen Datenbank-
vorgang unbestätigt zurück und fordert das Bezirksamt in einer begleitenden 
E-Mail zur Ergänzung und erneuten Anmeldung des Vorgangs zur Bestätigung auf. 

Nach Abschluss und Schlussabrechnung eines Projekts wird der abschließende 
Sachstand im RISE-Datenbankverfahren zeitnah durch eine entsprechende An-
passung des letzten Erfassungsstandes dokumentiert. Dies ist erforderlich, da die 
Erfassungsstände im RISE-Datenbankverfahren auch die Basis für die Erstellung 
der Schlussabrechnung des RISE-Fördergebiets bilden (vgl. Kapitel 4.8.2).
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5.3	 Öffentlichkeits- und Pressearbeit

Öffentlichkeitsarbeit 
Eine den Gebietsentwicklungsprozess begleitende Öffentlichkeitsarbeit dient sowohl 
der Innen- als auch der Außendarstellung des Gebiets. Dabei soll das Bezirksamt 
kontinuierlich über die Umsetzung der Projekte und Maßnahmen sowie über Ver-
fahren und Veranstaltungen informieren. Dies soll dazu beitragen, die Bekanntheit 
des Gebietsentwicklungsprozesses zu steigern und dabei helfen, Kooperationen 
und Netzwerke aufzubauen sowie die Bewohnerinnen und Bewohner zu aktivieren.

Zu den unterschiedlichen Formen der lokalen Öffentlichkeitsarbeit gehören u. a. Plakate, 
Flyer, Broschüren, Stadtteilzeitungen, Stadtteilfilme und ein Internetauftritt. Um die 
unterschiedlichen Akteurs- und Bevölkerungsgruppen zu erreichen, soll die Öffent-
lichkeitsarbeit in Kombination unterschiedlicher Medien und Kanäle erfolgen und sich 
in Inhalt und Ausgestaltung an den jeweils zu erreichenden Zielgruppen orientieren. 

Welche Leistungen im Einzelnen der Öffentlichkeitsarbeit zuzuordnen und mit dem 
Honorarvertrag der Gebietsentwicklerin bzw. des Gebietsentwicklers abgegolten 
sind, sollte bereits in den Ausschreibungsunterlagen für die Gebietsentwicklerin 
bzw. den Gebietsentwickler geregelt werden.

Das Bezirksamt beteiligt sich in Abstimmung mit WSB 2 zudem durch die Vorstellung 
geeigneter Projekte und Maßnahmen am Tag der Städtebauförderung.26 WSB 2 
übernimmt dazu die Koordination auf gesamtstädtischer Ebene sowie die überge-
ordnete Öffentlichkeitsarbeit. Im jährlichen RISE-Newsletter wird meist anlässlich 
des Tags der Städtebauförderung über aktuelle Projekte und Maßnahmen, neu 
festgelegte oder abgeschlossene RISE-Fördergebiete und die Mittelverwendung 
berichtet. Die Beiträge werden i. d .R. von WSB 2 verfasst und mit dem jeweils 
zuständigen Bezirksamt abgestimmt. Maßnahmen der Öffentlichkeitsarbeit wie 
z. B. die Organisation von Veranstaltungen am Tag der Städtebauförderung oder 
die Eröffnung und Einweihung von geförderten Projekten können, in Abstimmung 
mit WSB 2, aus Mitteln der Integrierten Stadtteilentwicklung gefördert werden.

Von der Bestandsaufnahme des Gebiets, von fertiggestellten Maßnahmen, Projekten 
sowie von durchgeführten Veranstaltungen wie z. B. Beteiligungsangeboten, Stadt-
teilfesten und Presseterminen sollen aussagekräftige Fotos angefertigt werden. Sie 
dienen zum einen Dokumentationszwecken in den Produkten und Bilanzierungen (vgl. 
Kapitel 3.4.2). Zum andern benötigt WSB 2 die Aufnahmen für die Öffentlichkeitsarbeit 
beispielsweise gegenüber dem Bund. Bevorzugt sollen Aufnahmen erstellt werden, 
die den gesellschaftlichen Querschnitt sowie das soziale Miteinander im Quartier 
abbilden. Aus rechtlichen Gründen dürfen die abgebildeten Personen jedoch entweder 
nicht zu erkennen sein oder es muss ggf. ihre Zustimmung eingeholt werden. Für die 
Sicherstellung des geeigneten Bildmaterials sollte grundsätzlich eine fachkundige 

26	� Weitere Informationen zum Tag der Städtebauförderung unter: www.tag-der-staedtebaufoerderung.de.
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Person, z. B. eine externe Fotografin oder ein Fotograf, mit der Aufgabe betraut 
werden. Die Kosten für die Beauftragung sind im Rahmen der Öffentlichkeitsarbeit 
förderfähig. Das Bezirksamt stellt WSB 2 geeignetes Bildmaterial unter Angabe der 
Bildrechte (Urheberrecht) zur unbeschränkten Nutzung zur Verfügung. Das von den 
Bezirksämtern ausgewählte Bildmaterial soll auf einem gemeinsamen SharePoint von 
WSB 2 und den Bezirksämtern zum Datenaustausch eingestellt werden. 

Pressearbeit
Bedeutsame Maßnahmen, die mit Fördermitteln des Rahmenprogramms Integrierte 
Stadtteilentwicklung finanziert werden, sollen im Rahmen der fachbehördlichen 
Presse- und Öffentlichkeitsarbeit wirksam dargestellt werden. Das Bezirksamt 
informiert WSB 2 hierzu rechtzeitig über geeignete Anlässe und wesentliche 
öffentlichkeitswirksame Termine wie z. B. Grundsteinlegungen und Einweihungen 
größerer Bauvorhaben, um eine Teilnahme der Behördenleitung der BSW an einem 
Pressetermin zu ermöglichen. Die jeweiligen Pressestellen des Bezirksamts und 
der BSW stimmen sich miteinander ab. Für den Pressetermin bereitet WSB 2 
üblicherweise ein Grußwort der Behördenleitung vor.

Plant ein Bezirksamt eine Pressemitteilung zu einem wichtigen RISE-Projekt, so 
stimmt das Bezirksamt diese ebenfalls frühzeitig mit WSB 2 ab. Das für die Umset-
zung des Rahmenprogramms Integrierte Stadtteilentwicklung zuständige Fachamt 
SL oder SR stellt sicher, dass die Pressestelle des Bezirksamts jeweils über den 
RISE-Kontext informiert ist und die Pressearbeit (Presseankündigung, Pressemit-
teilung inkl. etwaiger Zitate) entsprechend eng zwischen dem Bezirksamt und der 
BSW, unter Beteiligung ggf. weiterer betroffener Dienststellen, abgestimmt wird. 

Vorgaben des Bundes
WSB 2 hat dem Bund jährlich mindestens zwei Termine zur gemeinsamen Vorstel-
lung bedeutender RISE-Fördergebiete vorzuschlagen. Hierzu meldet das Bezirks
amt WSB 2 geeignete Termine. Die Mitteilungen gegenüber dem Bund und die 
abschließende Auswahl der zu präsentierenden RISE-Fördergebiete und Anlässe 
erfolgen durch WSB 2.

Bei jeglicher öffentlicher Kommunikation wird in angemessener Weise die För-
derung aus RISE-Mitteln und die Förderung des Bundes und des Landes darge-
stellt. Diese ist auch auf Bauschildern und nach Fertigstellung in geeigneter Form 
auszuweisen. Hierfür werden das Logo des jeweils für die Städtebauförderung 
zuständigen Bundesministeriums, das Logo der Städtebauförderung sowie das 
RISE-Logo verwendet. Nach Abschluss der Förderung sollen bei bedeutsamen 
Einzelmaßnahmen dauerhaft Plaketten oder Hinweistafeln an geeigneter Stelle 
angebracht werden. Die elektronischen Vorlagen für die zu verwendenden Logos 
sowie entsprechende Plaketten und Hinweistafeln stellt WSB 2 dem Bezirksamt 
auf Anfrage kostenfrei zur Verfügung.
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Abschlussbilanzierung
Siehe Bilanzierung

Abschlussbericht
Der Abschlussbericht wird auf Basis der Abschlussbilanzierung vom Bezirksamt erstellt 
und nach Ablauf der Gebietslaufzeit regelhaft innerhalb von zwölf Monaten zusammen 
mit der Schlussabrechnung (siehe dort) bei WSB 2 vorgelegt. Der Abschlussbericht 
umfasst die gesamte Laufzeit des Gebietsentwicklungsprozesses, berücksichtigt letz-
te Aktualisierungen und Ergänzungen zu den zuletzt umgesetzten Maßnahmen und 
muss insgesamt den Anforderungen an die Erfolgskontrolle nach § 7 LHO genügen.

Beiräte, Stadtteil- und Quartiersbeiräte 
Stadtteil- und Quartiersbeiräte werden in der Regel von der Bezirksversammlung 
eingesetzt. In diesen sollen die Bewohnerinnen und Bewohner, insbesondere auch 
Menschen mit Migrationshintergrund oder ihre Vertretungen/Organisationen, 
Gewerbetreibende, lokale Akteurinnen und Akteure, Vereine und Einrichtungen 
vertreten sein. Die Stadtteil- und Quartiersbeiräte sind regelhaft in die Gebiets-
entwicklungsprozesse einbezogen und legitimiert, über die Vergabe der Mittel 
des Verfügungsfonds zu entscheiden. Sie engagieren sich zu aktuellen Themen 
und Entwicklungen im RISE-Fördergebiet und tragen zur Meinungsbildung und 
Entscheidungsfindung bei. 

Beteiligung 
Beteiligung der Bewohnerinnen und Bewohner sowie der sonstigen Akteurinnen 
und Akteure des Quartiers
Alle im RISE-Fördergebiet lebenden Bewohner- und Sozialgruppen (insbesondere 
auch Menschen mit Migrationshintergrund) sowie die sonstigen Akteurinnen und 
Akteure des Quartiers (wie z. B. Initiativen, Vereine, Institutionen und Träger so-
wie Gewerbetreibende und Unternehmen) sollen am Gebietsentwicklungsprozess 
beteiligt werden. Sie sollen aktiviert werden, sowohl an den strategischen Pro-
zessen teilzunehmen (prozessbezogene Beteiligung) als auch bei der operativen 
Umsetzung und Durchführung von Projekten oder Veranstaltungen mitzuwirken 
(projektbezogene Beteiligung). 

Beteiligung der Träger öffentliche Belange
Die Träger öffentlicher Belange (TöB) werden an der Planung und Umsetzung 
von Projekten nach Maßgabe der jeweiligen Fachgesetze, Verordnungen und 
Regelwerke durch das jeweils zuständige Bezirksamt beteiligt (projektbezogene 
Beteiligung). Darüber hinaus werden die TöB im Zuge der Erstellung von PPA und 

6.	 Glossar 
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IEK sowie bei Bilanzierungen und IEK-Fortschreibungen durch das Bezirksamt 
beteiligt (prozessbezogene Beteiligung). 

Bezirksversammlung
In Hamburg werden Bezirksversammlungen (BV) in jedem der sieben Bezirksämter 
(Hamburg-Mitte, Altona, Eimsbüttel, Hamburg-Nord, Wandsbek, Bergedorf und Har-
burg) gebildet. Bezirksversammlungen ermöglichen die Teilhabe der Bewohnerinnen 
und Bewohner sowie sonstigen Akteurinnen und Akteuren an bezirklich bedeutsamen 
Angelegenheiten. Grundsätzlich sind die Sitzungen der Bezirksversammlung und ihrer 
Ausschüsse öffentlich. 

Bezirksverwaltungsgesetz (BezVG)
Das Bezirksverwaltungsgesetz (BezVG) ist für das Bezirksamt die Rechtsgrundlage 
für die Aufgaben – z. B. in der Integrierten Stadtteilentwicklung –, die ihm zur 
selbstständigen Erledigung übertragen sind. Das Bezirksamt und das bezirkliche 
Gremium sind bei der Aufgabenerledigung nach § 46 BezVG an Globalrichtlinien 
gebunden, im Zusammenhang mit der Integrierten Stadtteilentwicklung an die 
Globalrichtlinie RISE (siehe dort).

Mehr: www.hamburg.de/contentblob/15851150/9052f645371599329b0643
0d8d806e4c/data/bezirksverwaltungsgesetz.pdf

Bilanzierung 
Zwischenbilanzierung
Mit der Zwischenbilanzierung wird etwa nach der Hälfte des Gebietsentwick-
lungsprozesses, spätestens alle vier Jahre, bewertet, inwieweit die Ziele durch 
den bisherigen Gebietsentwicklungsprozess bereits erreicht werden konnten und 
inwieweit noch weiterer Handlungsbedarf besteht (Erfolgskontrolle). Sind zum 
Ende der vorgesehenen Gebietslaufzeit wesentliche Ziele (noch) nicht erreicht 
bzw. wesentliche Projekte noch nicht umgesetzt, kann auf Basis der Zwischen-
bilanzierung und der Fortschreibung des IEK in Abstimmung mit WSB 2 eine 
Verlängerung der Gebietslaufzeit empfohlen werden.

Abschlussbilanzierung
Sechs Monate vor Ende der Gebietslaufzeit wird in der Abschlussbilanzierung be-
wertet, ob und inwieweit die gebietsbezogenen Leitziele und Handlungsfeldziele in 
der Gebietsentwicklung erreicht werden konnten und erläutert, warum die Förderung 
des Gebiets wie vorgesehen enden soll (Erfolgskontrolle). Dabei soll auch dargestellt 
werden, inwieweit dauerhaft tragfähige Strukturen etabliert und die Erfolge der Ge-
bietsentwicklung langfristig gesichert werden sollen (Verstetigung). Die Abschlussbi-
lanzierung bildet die Grundlage für den Abschlussbericht über das RISE-Fördergebiet.

https://www.hamburg.de/contentblob/15851150/9052f645371599329b06430d8d806e4c/data/bezirksverwaltungsgesetz.pdf
https://www.hamburg.de/contentblob/15851150/9052f645371599329b06430d8d806e4c/data/bezirksverwaltungsgesetz.pdf
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BIWAQ 
Das ESF-Bundesprogramm Bildung, Wirtschaft, Arbeit im Quartier (BIWAQ) fördert 
Projekte zur Integration in Arbeit und zur Stärkung der lokalen Ökonomie. Seit 
2008 ist BIWAQ Partnerprogramm des Programms Soziale Stadt. Dies bleibt auch 
nach der Überleitung des Programms in das Programm Sozialer Zusammenhalt 
im Jahr 2020 bestehen. So verknüpft BIWAQ weiterhin quartiersbezogen lokale 
Bildungs-, Wirtschafts- und Arbeitsmarktprojekte mit städtebaulichen Maßnahmen 
in den Quartieren. BIWAQ ist mit Mitteln des Europäischen Sozialfonds (ESF) des 
Bundes und des für die Städtebauförderung zuständigen Bundesministeriums 
(derzeit: BMWSB) ausgestattet. 

Controlling 
Das gesamtstädtische Controlling in der Integrierten Stadtteilentwicklung basiert auf 
dem hamburgweiten RISE-Datenbankverfahren. Alle Projekte und Maßnahmen, die 
im Kontext eines IEK durchgeführt werden, werden in der RISE-Datenbank erfasst. 
Dazu zählen sowohl die aus Mitteln der Integrierten Stadtteilentwicklung als auch 
die nur aus den Landesmitteln geförderten Projekte und Maßnahmen. Das Control-
ling dient der gesamtstädtischen Ressourcensteuerung und dabei insbesondere der 
Absicherung der Liquidität des Bezirksamts. 

Cockpit Städtische Infrastrukturen (CoSI) 
Das Cockpit Städtische Infrastrukturen (CoSI) ist eine kartenbasierte Webanwendung 
zur digitalen, integrierten Planung von Quartieren und städtischen Infrastrukturen. 
In CoSI lassen sich Informationen zu städtischen Infrastrukturangeboten und sta-
tistischen (Sozial-) Daten anzeigen, in Beziehung setzen und Analysen durchführen.

Mehr: www.hamburg.de/pressearchiv-fhh/14481628/2020-10-22-bsw-lgv-cockpit

Elektronisches Monitoring (eMo) zur Bund-Länder-Städtebauförderung
Das Elektronische Monitoring (eMo) ist ein wesentliches Evaluierungsinstrument 
des Bundes für die Städtebauförderung. Mit den kontinuierlich erhobenen Daten 
und Informationen können programmspezifische wie auch programmübergreifende 
Aussagen darüber getroffen werden, was durch den Einsatz von Städtebauför-
dermitteln erreicht wurde und welche Veränderungen für die Programmgebiete 
der Städtebauförderung beobachtet wurden. Das eMo umfasst u.a. Input- und 
Outputdaten sowie Indikatoren und Kontextinformationen zu den Entwicklungen 
in den städtebaulichen Gesamtmaßnahmen (in Hamburg: RISE-Fördergebiete). 
Die Berichterstattung zum eMo erfolgt durch die jeweiligen Bezirksämter.

Erfolgskontrolle 
Siehe Bilanzierung

https://www.hamburg.de/pressearchiv-fhh/14481628/2020-10-22-bsw-lgv-cockpit/
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Europäischer Sozialfonds (ESF) 
Der Europäische Sozialfonds (ESF) ist das wichtigste Finanzsystem der Eu-
ropäischen Union, um Beschäftigungsmaßnahmen in den Mitgliedsstaaten zu 
unterstützen. Er fördert zudem Projekte, die den sozialen und wirtschaftlichen 
Zusammenhalt stärken. Für Projekte, die mit Mitteln des ESF finanziert werden, 
gelten die Förderbestimmungen des Operationellen Programms der Freien und 
Hansestadt Hamburg bzw. die ESF-Förderrichtlinie.

Mehr: www.esf-hamburg.de/

Europäischer Fonds für Regionale Entwicklung (EFRE)
Aus dem Europäischen Fonds für Regionale Entwicklung (EFRE) werden Förder-
mittel zur Beseitigung von Ungleichheiten zwischen den verschiedenen Regionen 
bereitgestellt, um den wirtschaftlichen und sozialen Zusammenhalt in der Europä-
ischen Union zu stärken. Das Operationelle Programm der Freien und Hansestadt 
Hamburg für die Förderperiode 2021 – 2027 sieht Investitionen in Innovationen 
und in den Klimaschutz zur Reduzierung von CO2-Emissionen vor; u. a. wird die 
Verbesserung der Energieeffizienz von öffentlichen Gebäuden, insbesondere von 
Schulen, durch Gebäudeautomation unterstützt.

Mehr: www.hamburg.de/efre

Evaluation
Unter Evaluation wird die systematische, datengestützte Bewertung von Pro-
jekten, Konzepten und Prozessen verstanden. Sie dient dazu, Wirkungen und 
Zusammenhänge aufzuzeigen und damit transparent zu machen, ob und in-
wieweit die angestrebten Ziele erreicht werden konnten. Die Ergebnisse des 
Gebietsentwicklungsprozesses im RISE-Fördergebiet werden im Rahmen einer 
Evaluation in Form von Erfolgskontrollen überprüft. Das Bezirksamt ist für die 
Evaluation der geförderten Gesamtmaßnahme zuständig und kann hiermit die 
Gebietsentwicklerin bzw. den Gebietsentwickler beauftragen. 

Förderrichtlinien RISE 
In den Förderrichtlinien zum Rahmenprogramm Integrierte Stadtteilentwicklung – 
Förderrichtlinien RISE werden die Anforderungen aus der VV StBauF für die 
Umsetzung von RISE in Hamburg konkretisiert. Die Förderrichtlinien RISE regeln, 
welche Vorhaben allgemein bzw. nach Maßgabe der einzelnen Programme för-
derfähig sind und konkretisieren u. a. Förderzweck sowie Art, Umfang und Höhe 
der Förderung im Einzelnen. Die Förderrichtlinien RISE sichern ein einheitliches 
Vorgehen zur Umsetzung von RISE in Hamburg.

https://www.esf-hamburg.de/
https://www.hamburg.de/efre/
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Mehr: www.hamburg.de/contentblob/10365902/3fbd7d6b9c19c6f2336aa39
d7185eec7/data/foerderrichtlinien-2018.pdf 

Gebietsauswahldokument (GAD) 

Das Gebietsauswahldokument – GAD dient als Grundlage für die Entscheidung 
über die Einleitung einer Problem- und Potenzialanalyse – PPA. Im GAD werden 
in knapper Form erkannte Problemlagen und der örtliche Handlungsbedarf im 
Gebiet dargestellt sowie erste Einschätzungen darüber gegeben, inwieweit RISE 
geeignet ist, um die Problemlagen zu bewältigen und die Situation im Gebiet zu 
verbessern. 

Gebietsentwicklerin, Gebietsentwickler
Die eingesetzten Gebietsentwicklerinnen bzw. Gebietsentwickler übernehmen im 
Auftrag des Bezirksamts gebietsbezogene Entwicklungs-, Koordinations-, Kom-
munikations- und Vernetzungsaufgaben. Sie betreiben regelhaft ein Stadtteilbüro 
im RISE-Fördergebiet und stellen damit eine Anlaufstelle im Quartier sowie eine 
Präsenz vor Ort sicher.

Gebietskoordinatorin, Gebietskoordinator
Gebietskoordinatorinnen und Gebietskoordinatoren sind Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter des Bezirksamts und erste Ansprechpersonen. Sie sind für die Um-
setzung sämtlicher Maßnahmen und die anfallenden Aufgaben im jeweiligen 
RISE-Fördergebiet verantwortlich.

Gebietsleitziel
Mit den Gebietsleitzielen werden handlungsfeldübergreifend angestrebte Verbes-
serungen und die künftige Situation in einem Gebiet beschrieben. Gebietsleitziele 
sollen durch das integrierte Handeln verschiedener Akteurinnen und Akteure 
erreicht werden. Für ein RISE-Fördergebiet können mehrere Gebietsleitziele 
formuliert werden. Sie bauen auf den Befunden der Problem- und Potenzialana-
lyse – PPA auf und sind Teil des Zielsystems für den Gebietsentwicklungsprozess. 

Gebietsmanagement
Das Gebietsmanagement steuert die Gebietsentwicklung und organisiert die 
umfassenden Beteiligungsprozesse. Es setzt sich zusammen aus der Gebietskoor-
dinatorin bzw. dem Gebietskoordinator des Bezirksamts und der externen Ge-
bietsentwicklerin bzw. dem externen Gebietsentwickler. 

Globalrichtlinie RISE
Die Globalrichtlinie Rahmenprogramm Integrierte Stadtteilentwicklung – Glo-
balrichtlinie RISE regelt, welche Aufgaben und Verantwortlichkeiten bei der Um-
setzung des Rahmenprogramms jeweils von der Behörde für Stadtentwicklung 

https://www.hamburg.de/contentblob/10365902/3fbd7d6b9c19c6f2336aa39d7185eec7/data/foerderrichtlinien-2018.pdf
https://www.hamburg.de/contentblob/10365902/3fbd7d6b9c19c6f2336aa39d7185eec7/data/foerderrichtlinien-2018.pdf
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und Wohnen (BSW) und von dem Bezirksamt wahrgenommen werden. Der Senat 
erlässt auf der Grundlage von § 6 BezVG Globalrichtlinien RISE für die Aufga-
benerfüllung durch die Bezirksämter. Globalrichtlinien RISE sind grundsätzlich 
ausfüllungsfähige und -bedürftige Vorgaben für die Umsetzung von politischen 
Zielen, Programmen und gesetzlichen Aufgaben unter Wahrung der Einheitlichkeit 
der Rechtsanwendung. Die Bezirksämter sind bei der Aufgabenerledigung an die 
Globalrichtlinien gebunden.

Mehr: www.hamburg.de/contentblob/10451110/eed4a3a3ccc73326d87c-
787512c8f2a0/data/globalrichtlinie-2018.pdf

Klimaschutz und Anpassung an den Klimawandel 
Hamburg hat 2019 die Fortschreibung des Hamburger Klimaplans und das 
Hamburgische Gesetz zum Schutz des Klimas (Hamburgisches Klimaschutzge-
setz – HmbKliSchG) beschlossen und darin Klimaziele und Verantwortlichkeiten 
zur Zielerreichung festgelegt sowie die „Vorbildfunktion Hamburgs“ in Bezug 
auf öffentliche Nichtwohngebäude formuliert. Zudem wurden Leitkriterien für 
die energetische Sanierung öffentlicher Gebäude erlassen. Damit müssen die 
Erfordernisse des Klimaschutzes und die Anpassung an den Klimawandel bei allen 
Planungen, Maßnahmen und Entscheidungen von den Behörden, den Bezirksämtern, 
sonstigen Dienststellen und öffentlichen Unternehmen berücksichtigt werden.

Mehr: www.hamburg.de/klimaschutzgesetz

Hamburger Zentrenkonzept 
Im Hamburger Zentrenkonzept sind die Zentren in ihrer Gesamtheit mit den vorhan-
denen Strukturen, den unterschiedlichen Nutzungsansprüchen und Funktionsfähig-
keiten erfasst. Das zukunftsorientierte Standortsystem besteht aus den Kategorien 
Innenstadt mit Citylagen (nicht Teil der RISE-Förderung), Hauptzentrum, Urbaner 
Marktplatz, Stadtteilzentrum und Ortszentrum. Mit dem Hamburger Zentrensystem 
ist ein Standortsystem geschaffen, das systematisch alle Zentren abbildet. Inhalt-
lich werden vor allem die Funktionen dieser urbanen Räume sowie konkrete Ziele, 
Handlungsbedarfe und Entwicklungschancen für die einzelnen Zentren benannt.

Mehr: www.hamburg.de/zentren

Handlungsfeld 
Insgesamt 13 RISE-Handlungsfelder bilden die Grundlage, um gebietsbezogene 
Leitziele und Strategien zu den spezifischen Problemlagen in den RISE-Förderge-
bieten zu entwickeln und in einem ressortübergreifenden Prozess zu bearbeiten. 
Ausgehend von der Problem- und Potenzialanalyse sind die für den Gebietsent-
wicklungsprozess relevanten Handlungsfelder zu bestimmen und zu begründen 
sowie Handlungsfeldziele zu bilden. Handlungsfelder sollen nicht gebündelt werden. 

https://www.hamburg.de/contentblob/10451110/eed4a3a3ccc73326d87c787512c8f2a0/data/globalrichtlinie-2018.pdf
https://www.hamburg.de/contentblob/10451110/eed4a3a3ccc73326d87c787512c8f2a0/data/globalrichtlinie-2018.pdf
https://www.hamburg.de/klimaschutzgesetz
https://www.hamburg.de/zentren/
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Je Projekt ist ein Haupthandlungsfeld zu bestimmen. Handlungsfelder sind nicht 
statisch und können im Laufe des Gebietsentwicklungsprozesses angepasst werden. 

Handlungsfeldziel
Handlungsfeldziele bilden zusammen mit den gebietsbezogenen Leitzielen das 
Zielsystem für den Gebietsentwicklungsprozess. Mit einem Handlungsfeldziel 
wird formuliert, welche mittel- bis langfristige Wirkung erreicht werden soll, also 
welche Veränderung bzw. welcher Zustand angestrebt wird (Wirkungsziel). Auf 
Basis der Handlungsfeldziele werden Projekte abgeleitet, die der Zielerreichung 
dienen. Handlungsfeldziele müssen bezüglich ihrer Wirkung messbar sein. Je nach 
Problemlage können mehrere Handlungsfeldziele formuliert werden.

Indikator (Sozialindikator)
Indikatoren sind quantitativ messbare oder mit den Methoden der Sozialforschung 
ermittelbare Merkmale. Damit können z. B. Lebensbedingungen objektiv dargestellt 
und weniger fassbare Prozesse (Stabilisierung des Gebiets) beschrieben werden. 
Ein Set von kleinräumigen Daten und Indikatoren auf der Ebene der Statistischen 
Gebiete bilden die Grundlage für das Sozialmonitoring (siehe dort). 

Integriertes Entwicklungskonzept (IEK)
Das Integrierte Entwicklungskonzept – IEK bildet die konzeptionelle Grundlage 
für den Gebietsentwicklungsprozess. Im IEK werden die Ziele für die Gebietsent-
wicklung über Gebietsleitziele und Handlungsfeldziele formuliert. Diese werden 
aus der PPA übernommen und auf Basis der Ergebnisse des Beteiligungspro-
zesses soweit erforderlich angepasst. Die geplante Gebietsentwicklung wird 
anhand der Darstellung geplanter Projekte und des Zeit-Maßnahme-Kosten-Plans 
(ZMKP) operationalisiert und konkretisiert. Das IEK wird unter Beteiligung u. a. 
der Träger öffentlicher Belange (TöB – siehe dort) erstellt, mit den betroffenen 
Dienststellen abgestimmt und stellt damit die verbindliche, ressortübergreifende 
Verständigung für die angestrebte Gebietsentwicklung dar. 

Kreditanstalt für Wiederaufbau (KfW)
Die Kreditanstalt für Wiederaufbau (KfW) bietet im Bereich Bauen, Wohnen und 
Energiesparen ein breites Spektrum an Förderprogrammen für Investitionen in Woh-
nimmobilien. Gefördert werden z. B. die Schaffung von Wohneigentum durch Wohn-
eigentumsprogramme, die energetische Gebäudesanierung, die Modernisierung von 
Wohnraum oder die Umstellung der Heizungsanlage auf erneuerbare Energien. Die 
KfW fördert auch den Mittelstand und Existenzgründer mit klassischen Förderkrediten.

Mehr: www.kfw.de/kfw.de.html?wt_cc1=brand&wt_cc2=home 

https://www.kfw.de/kfw.de.html?wt_cc1=brand&wt_cc2=home
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Leistungsziel
Ein Leistungsziel beschreibt das operative, quantitative Ziel einzelner Projekte 
und Maßnahmen. Als Leistungsziel wird die unmittelbar hervorgebrachte Leistung 
(Output) oder Aktivität verstanden, die sich anhand von Kennzahlen messen lässt 
(z. B. aufgewertete Grünfläche in qm).

Leitungsausschuss Programmsteuerung RISE (LAP)
Der Leitungsausschuss Programmsteuerung RISE (LAP) ist das zur Begleitung 
der Programmumsetzung eingesetzte Gremium. Der LAP steuert zentral die 
jeweilige Gebietsentwicklung, indem hier insbesondere das IEK mit ZMKP für 
das RISE-Fördergebiet sowie dessen Fortschreibung und die Verlängerung der 
Gebietslaufzeit beschlossen werden. Mitglieder sind alle Bezirksämter sowie alle 
für die Quartiersentwicklung relevanten Fachbehörden jeweils auf Dezernenten
ebene bzw. auf Amtsleitungsebene. Der LAP tagt in der Regel viermal jährlich 
jeweils zum Ende des Quartals.

MOD RISE 
Mit dem Programm Modernisierung von Mietwohnungen in Gebieten der Integ-
rierten Stadtteilentwicklung (MOD RISE) der Hamburgischen Investitions- und 
Förderbank (IFB) können umfassende Modernisierungsmaßnahmen von Mietwohn-
gebäuden in den RISE-Fördergebieten gefördert werden. Ziel ist es, preiswerten 
Wohnraum nachhaltig zu erhalten und zu modernisieren. Die Förderung ist mit 
einer Mietpreis- und Belegungsbindung verbunden. Zur Förderung einer hohen 
Energieeffizienz insbesondere von Wohngebäuden werden seit 2020 höhere 
energetische Standards durch entsprechend höhere Zuschüsse gefördert.

Mehr: www.ifbhh.de/api/services/document/695

Nachsorge
Die Nachsorge ist Teil des Gebietsentwicklungsprozesses. Sie schließt an die Ab-
schlussbilanzierung an und kann erwogen werden, wenn letzte, bedeutende Projekte 
zum Ende der geplanten Gebietslaufzeit noch nicht abgeschlossen sind und zeitlich 
befristet und im begrenzten Umfang einer weiteren Unterstützung bedürfen. 

Nachsorgekonzept
Das Nachsorgekonzept basiert auf der Abschlussbilanzierung und ist das strate-
gische Instrument für die Nachsorge der Gebietsentwicklung. Für die Nachsorge 
werden die ausstehenden Projekte und die Zielerreichung sowie ein etwaiger 
weiterer Mittelbedarf benannt. Soweit in der Nachsorge zur Absicherung von 
Projekten ein weiterer Mitteleinsatz erforderlich ist, beschließt der LAP das 
Nachsorgekonzept mit Zeit-Maßnahme-Kosten-Plan.

https://www.ifbhh.de/api/services/document/695
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Pakt für Prävention – Gemeinsam für ein gesundes Hamburg! 
Für die Stärkung von Gesundheitsförderung und Prävention ist ein gemeinsames 
und abgestimmtes Handeln wichtig. Dafür wurde 2010 der „Pakt für Präventi-
on – Gemeinsam für ein gesundes Hamburg!“ initiiert. Er bietet unterschiedlichen 
Akteurinnen und Akteuren aus der Gesundheitsförderung, -versorgung, -wirt-
schaft und – prävention und anderen relevanten Partnerinnen und Partnern des 
Landesprogramms einen gemeinsamen Ziel- und Handlungsrahmen.

Mehr: www.hamburg.de/pakt-fuer-praevention

Parzellenschärfe 
Der Begriff „Parzellenschärfe“ im Zusammenhang mit dem Sanierungsrecht be-
schreibt das Erfordernis, insbesondere in den vorbereitenden Untersuchungen 
zur Festlegung eines RISE-Fördergebiets sowie in der späteren Abschlussbilan-
zierung Bestandsanalysen und Bewertungen grundstücksbezogen vorzunehmen.

Problem- und Potenzialanalyse (PPA) 
Die Problem- und Potenzialanalyse – PPA umfasst die strukturierte Untersu-
chung der spezifischen sozialräumlichen und städtebaulichen Strukturen sowie 
der Problemlagen und Potenziale eines Gebiets. Auf dieser Grundlage wird das 
Zielsystem aus gebietsbezogenen Leitzielen und Handlungsfeldzielen in den 
relevanten Handlungsfeldern gebildet. Erste Projekte zur Beseitigung erkannter 
Probleme werden im Zeit-Maßnahme-Kosten-Plan erfasst und bilden den Ein-
stieg in die Gebietsentwicklung. Über die Einleitung einer PPA entscheidet die 
Behördenleitung der BSW. Die PPA bildet die Grundlage für die Festlegung des 
RISE-Fördergebiets.

Querschnittsthemen
Neben den 13 Handlungsfeldern sind vier Querschnittsthemen übergreifend in 
allen Bereichen der Integrierten Stadtteilentwicklung relevant. Dabei sind die 
Querschnittsthemen Beteiligung und Aktivierung / lokale Partnerschaften / Ver-
netzung, Gender Mainstreaming / Gleichstellung der Geschlechter, Sicherheit / Kri-
minal- und Gewaltprävention und Image zwingend zu berücksichtigen. Hierzu 
sind konkrete Maßnahmen zu entwickeln. In der Problem- und Potenzialanalyse 
sowie im Integrierten Entwicklungskonzept ist darzustellen, welche der Quer-
schnittsthemen im Zuge der Gebietsentwicklung berücksichtigt werden. Dabei 
ist die Entwicklung und spätere Bilanzierung konkreter Ziele – anders als bei 
den Handlungsfeldern – nicht erforderlich. In der Bilanzierung ist darzustellen, 
welche Ergebnisse erreicht wurden.

https://www.hamburg.de/pakt-fuer-praevention/
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Rahmenprogramm Integrierte Stadtteilentwicklung (RISE)
Das Rahmenprogramm Integrierte Stadtteilentwicklung (RISE) fasst die Pro-
gramme der Städtebauförderung unter einem Dach zusammen, mit dem Ziel, 
Quartiere mit besonderem Entwicklungsbedarf städtebaulich aufzuwerten und 
sozial zu stabilisieren.

Mehr: www.hamburg.de/rise

RISE-Fördergebiet
Voraussetzung für die Städtebauförderung und damit den Einsatz von Förder-
mitteln der Integrierten Stadtteilentwicklung ist eine städtebauliche Gesamt-
maßnahme (siehe dort). Die Gesamtmaßnahme ist räumlich abzugrenzen und 
wird als RISE-Fördergebiet bezeichnet. Die Laufzeit des RISE-Fördergebiets ist 
mit der Festlegung zeitlich zu begrenzen. Die Festlegung erfolgt in einem der 
Programme der Städtebauförderung als Stadtumbaugebiet nach § 171b BauGB, 
als Maßnahmegebiet der Sozialen Stadt nach § 171e BauGB oder - soweit erfor-
derlich – als Sanierungsgebiet nach § 142 BauGB. Grundlage ist eine Problem- 
und Potenzialanalyse (PPA), die im Falle der beabsichtigten förmlichen Festlegung 
als Sanierungsgebiet die Anforderungen an vorbereitende Untersuchungen nach 
§ 141 BauGB erfüllen muss.  Die Festlegung eines RISE-Fördergebiets wird vom 
Senat oder von der SENKO beschlossen.

Mehr: www.hamburg.de/karte-und-liste-der-foerdergebiete

RISE-Koordinatorin, RISE-Koordinator
Die RISE-Koordinatorin bzw. der RISE-Koordinator ist eine Mitarbeiterin bzw. 
ein Mitarbeiter im Bezirksamt bzw. in der Fachbehörde und jeweils erste An-
sprechperson für sämtliche Belange im Zusammenhang mit der Umsetzung der 
Integrierten Stadtteilentwicklung in der Dienststelle.

Schlüsselprojekt
Ein Schlüsselprojekt ist ein Projekt, das eine strategisch-zentrale Rolle für die 
Gebietsentwicklung einnimmt. Erfolgreiche Schlüsselprojekte unterstützen maß-
geblich den Erfolg der Gesamtmaßnahme.

Schlussabrechnung
In der Schlussabrechnung stellt das Bezirksamt sämtliche während der Gebiets-
laufzeit durchgeführten Maßnahmen mit ihren Kosten und der Finanzierung ta-
bellarisch dar. Die Schlussabrechnung wird zusammen mit dem Abschlussbericht 
(siehe dort) vorgelegt. Zusammen mit dem Abschlussbericht bildet sie die Basis 
für die Abrechnung des RISE-Fördergebiets gegenüber dem Bund.

https://www.hamburg.de/rise/
https://www.hamburg.de/karte-und-liste-der-foerdergebiete/
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Senatskommission für Stadtentwicklung und Wohnungsbau (SENKO)
Die Senatskommission für Stadtentwicklung und Wohnungsbau (SENKO) ist 
eine vom Senat eingesetzte Kommission. Das Gremium unter Vorsitz des Ersten 
Bürgermeisters setzt sich aus den zuständigen Senatorinnen und Senatoren, 
Staatsrätinnen und Staatsräten sowie den Bezirksamtsleitungen zusammen. Der 
Hamburger Senat kann die Beschlussfassung für bestimmte Angelegenheiten 
der SENKO übertragen, bspw. den Beschluss über die Festlegung eines RISE-
Fördergebiets. SENKO-Beschlüsse gelten als Beschlüsse des Senats. 

Sozialmonitoring
Das Sozialmonitoring ist in der Integrierten Stadtteilentwicklung ein datenbasier-
tes Beobachtungssystem auf der Ebene der Statistischen Gebiete. Es dient dazu, 
Quartiere mit sozialen Herausforderungen frühzeitig zu erkennen und die Festle-
gung neuer RISE-Fördergebiete auf eine objektive Datenbasis stützen zu können.

Mehr: www.hamburg.de/sozialmonitoring

Sozialplanleistungen
Sozialplanleistungen nach § 180 BauGB können insbesondere im Zusammenhang 
mit der Sanierung und Modernisierung von Wohngebäuden in RISE-Fördergebieten 
gewährt werden. Sie dienen dazu, derartige Maßnahmen sozialverträglich zu ge-
stalten und nachteilige Auswirkungen für die Betroffenen möglichst zu vermeiden 
oder abzumildern. Die Zahlung von Sozialplanleistungen wie z. B. die Erstattung 
von Umzugskosten oder Mietdifferenzen setzt voraus, dass die Sanierungs- oder 
Modernisierungsmaßnahmen in der PPA oder im IEK konzeptionell verankert sind 
und den Zielen der Gebietsentwicklung entsprechen.

Mehr: www.hamburg.de/contentblob/11263226/ea985c6e87aa25fa2131c3ae-
d6be6f17/data/sozialplanleistungen.pdf

Städtebauliche Gesamtmaßnahme
Eine städtebauliche Gesamtmaßnahme im Sinne der Städtebauförderung um-
fasst die Summe verschiedener Maßnahmen zur Verbesserung eines räumlich 
begrenzten, funktional zusammenhängenden Gebiets innerhalb der festgelegten 
Förderdauer. Ein RISE-Fördergebiet der Integrierten Stadtteilentwicklung ent-
spricht einer städtebaulichen Gesamtmaßnahme.

Statistische Gebiete
Das Hamburger Stadtgebiet ist in 943 Statistische Gebiete eingeteilt. In ihnen 
leben durchschnittlich ca. 2.000 Einwohnerinnen und Einwohner. Auf dieser Ebene 
bereitet das Statistikamt Nord regelmäßig eine Vielzahl von sozialstrukturellen 
Informationen auf und stellt Sozialdaten zur Verfügung. 

https://www.hamburg.de/sozialmonitoring/
https://www.hamburg.de/contentblob/11263226/ea985c6e87aa25fa2131c3aed6be6f17/data/sozialplanleistungen.pdf
https://www.hamburg.de/contentblob/11263226/ea985c6e87aa25fa2131c3aed6be6f17/data/sozialplanleistungen.pdf
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SWOT-Analyse
Der Begriff SWOT-Analyse oder auch Stärken-Schwächen-Analyse beschreibt 
eine Methode zur strategischen Planung, die regelmäßig in den RISE-Konzepten 
angewendet wird. Die Abkürzung SWOT steht für die Begriffe Strengths (Stärken), 
Weaknesses (Schwächen), Opportunities (Chancen) und Threats (Risiken). Im 
Gebietsentwicklungsprozess wird die SWOT-Analyse u.a. in der PPA angewendet.

Träger öffentlicher Belange (TöB) 
Träger öffentlicher Belange (TöB) sind Behörden und solche Stellen, denen durch 
Gesetz oder aufgrund eines Gesetzes öffentliche Aufgaben zugewiesen sind. Hierzu 
zählen auch privatrechtliche Träger. Zu den TöB gehören z. B. Post, Deutsche Bahn, 
Betreiber von Telekommunikationsnetzwerken, Energieversorger, Wasserwerke oder 
Entsorgungsfirmen. Umweltverbände sind formal keine TöB, sondern „außenstehende 
Anwälte der Natur“. Sie werden aber wie diese behandelt. Beteiligt werden sollen 
diejenigen TöB, die von einer Planung in dem ihnen zugewiesenen Aufgabenbereich 
berührt sein können (siehe auch Beteiligung der Träger öffentlicher Belange). 

Verfügungsfonds
Der Verfügungsfonds dient der stärkeren Aktivierung, Beteiligung und Mitwir-
kung der Bewohnerinnen und Bewohner sowie der Akteurinnen und Akteure im 
RISE-Fördergebiet. Aus Mitteln des Verfügungsfonds können kleinere, in sich 
abgeschlossene Maßnahmen (ohne Folgekosten), die den gebietsbezogenen 
Entwicklungszielen dienen, kurzfristig finanziert werden. Über die Verwendung 
der Mittel entscheidet ein durch den Bezirk legitimiertes Beteiligungsgremium.

Verstetigung
Unter Verstetigung wird die dauerhafte Absicherung von – im Rahmen des Ge-
bietsentwicklungsprozesses – erreichten Erfolgen sowie die Herstellung selbst-
tragender Strukturen in einem Gebiet verstanden (siehe Abschlussbilanzierung). 

Verwaltungsvereinbarung Städtebauförderung (VV StBauF)
Der Bund gewährt den Ländern auf der Grundlage von Art. 104 b Grundgesetz 
und nach Maßgabe der VV StBauF Bundesfinanzhilfen für die Städtebauförderung. 
Die VV StBauF setzt den Rahmen für die Förderrichtlinien RISE (siehe dort) zur 
Umsetzung der Integrierten Stadtteilentwicklung. Die VV StBauF wird jährlich 
zwischen Bund und Ländern abgeschlossen.

Vorbereitende Untersuchungen 
Soweit ein RISE-Fördergebiet als Sanierungsgebiet nach § 142 BauGB förmlich 
festgelegt werden soll, ist eine PPA erforderlich, die die Anforderungen an vor-
bereitende Untersuchungen nach § 141 BauGB erfüllt. Über die Einleitung einer 
solchen PPA entscheidet der Senat oder die SENKO. 



Wirkungsziel
Wirkungsziele werden auf der Ebene des einzelnen Projekts, der Handlungsfel-
der und des Gebiets formuliert. Sie beschreiben die unmittelbare Wirkung oder 
längerfristige Auswirkungen (outcome) und werden qualitativ gemessen: was soll 
erreicht, bewirkt, ermöglicht oder verändert werden? Je nach Ebene, auf der das 
Wirkungsziel formuliert wird, fällt dessen Konkretisierungsgrad unterschiedlich 
aus (z. B. Erhöhung der Nutzerzahlen / Besucherzahl pro Zeiteinheit oder Ver-
besserung der Aufenthaltsqualität).

Zeit-Maßnahme-Kosten-Plan (ZMKP)
Der Zeit-Maßnahme-Kosten-Plan ist Bestandteil einer Problem- und Poten
zialanalyse – PPA, eines Integrierten Entwicklungskonzepts – IEK bzw. dessen 
Fortschreibung oder eines Nachsorgekonzepts. Er gliedert sich in zwei Teile. Teil I 
umfasst die umsetzungsreifen Projekte, für die ein verbindlich abgestimmter 
Kosten- und Finanzierungsplan vorliegt. Teil II umfasst hinreichend konkrete 
Projekte und Maßnahmen, für die die Planung und Finanzierung allerdings noch 
nicht verbindlich abgestimmt ist.

Zielsystem (gebietsspezifisch)
Das gebietsspezifische Zielsystem umfasst die Ebenen der Gebietsleitziele, der 
Handlungsfeldziele und die Ziele auf Projektebene. Das Zielsystem wird bereits in 
der Problem- und Potenzialanalyse – PPA angelegt, im Integrierten Entwicklungs-
konzept – IEK fortgeführt und soweit erforderlich angepasst sowie im weiteren 
Gebietsentwicklungsprozess bedarfsgerecht fortgeschrieben. Das Zielsystem 
muss sich aus den Befunden der PPA ableiten lassen, die Ziele müssen durch 
geeignete Projekte erreicht werden können. Im Rahmen der Bilanzierungen muss 
für jedes Gebietsleitziel und für jedes Handlungsfeldziel bewertet werden, ob 
und inwiefern diese erreicht wurden, woran sich dies messen lässt und welche 
Projekte einen Beitrag zur Zielerreichung geleistet haben.

Zwischenbilanzierung 
Siehe Bilanzierung.



AsylbLG	 Asylbewerberleistungsgesetz

BA/BÄ 	 Bezirksamt/-ämter 

BauGB	 Baugesetzbuch 

BAGSFI	� Behörde für Arbeit, Gesundheit, Soziales,  
Familie und Integration (Sozialbehörde)

BezVG	 Bezirksverwaltungsgesetz 

BIWAQ	� Bildung, Wirtschaft, Arbeit im Quartier (Bundesprogramm des 
Europäischen Sozialfonds und der Städtebauförderung)

BL	 Behördenleitung

BMWSB	 Bundesministerium für Wohnen, Stadtentwicklung und Bauwesen

BSB	 Behörde für Schule und Berufsbildung 

BSW	 Behörde für Stadtentwicklung und Wohnen 

BV	 Bezirksversammlung

BUKEA	 Behörde für Umwelt, Klima, Energie und Agrarwirtschaft 

DIPAS	 Digitales Partizipationssystem 

Drs.	 Drucksache

CoSI	 Cockpit Städtische Infrastrukturen

EFRE	 Europäischer Fonds für regionale Entwicklung 

ESF	 Europäischer Sozialfonds 

FHH	 Freie und Hansestadt Hamburg 

Fn.	 Fußnote

GAD	 Gebietsauswahldokument 

IEK	 Integriertes Entwicklungskonzept 

IFB	 Hamburgische Investitions- und Förderbank

KfW	 Kreditanstalt für Wiederaufbau 

KMU	 Kleine und mittlere Unternehmen 

LAP	 Leitungsausschuss Programmsteuerung RISE

LGV	 Landesbetrieb Geoinformation und Vermessung 

LHO	 Landeshaushaltsordnung 

LOI	 Letter of Intent

MIV	 Motorisierter Individualverkehr 

7.	 Abkürzungen
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MOD RISE	� Modernisierung von Mietwohnungen in Gebieten der Integrierten 
Stadtteilentwicklung (Programm der IFB)

ÖPNV	 Öffentlicher Personennahverkehr 

PPA	 Problem- und Potenzialanalyse 

RISE	 Rahmenprogramm Integrierte Stadtteilentwicklung 

RISA	 Regeninfrastrukturanpassung 

SENKO	� Senatskommission für Stadtentwicklung und Wohnungsbau 

SGB II	� Sozialgesetzbuch (SGB) Zweites Buch –  
Grundsicherung für Arbeitssuchende 

SGB XII	 Sozialgesetzbuch (SGB) Zwölftes Buch – Sozialhilfe 

TöB	 Träger öffentlicher Belange 

VV StBauF	� Verwaltungsvereinbarung Städtebauförderung  
in der jeweils gültigen Fassung 

WSB	 Amt für Wohnen, Stadterneuerung und Bodenordnung 

WSB 2	 Abteilung Integrierte Stadtteilentwicklung

ZMKP	 Zeit-Maßnahme-Kosten-Plan 

	 Abstimmung

	 Beteiligung 

	 Foto

	 Roter Faden

	 Zielsystem



Abbildung 1: Dreiklang der Grundlagen für die Umsetzung von RISE

Abbildung 2: Programmstruktur Städtebauförderung / RISE

Abbildung 3: Transformationspfade Klimaplan

Abbildung 4: RISE und Klimaschutz

Abbildung 5: RISE-Zielstruktur

Abbildung 6: Handlungsfelder und Querschnittsthemen

Abbildung 7: Meilensteine des Gebietsentwicklungsprozesses

Abbildung 8: Modellgliederung Gebietsauswahldokument – GAD

Abbildung 9: Modellgliederung Problem- und Potenzialanalyse – PPA

Abbildung 10: Überblick relevante Indikatoren sozioökonomische Struktur

Abbildung 11: Modellgliederung PPA zur Vorbereitung eines Sanierungsgebiets

Abbildung 12: Modellgliederung Integriertes Entwicklungskonzept – IEK

Abbildung 13: Modellgliederung Zwischenbilanzierung und Fortschreibung des IEK

Abbildung 14: Modellgliederung Abschlussbilanzierung

8.	 Abbildungsverzeichnis
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